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Vorwort 
 

 

Mit der Erweiterung der Europäischen Union wird das System von Arbeitsteilung und Zu-
sammenarbeit, von Angebot und Nachfrage im Europäischen Binnenmarkt neu geordnet. 
Die erweiterte Freizügigkeit von Waren, Dienstleistungen, Kapital und Arbeit ist mit einer 
Neuverteilung von Chancen und Risiken nicht nur auf den Waren- und Dienstleistungs-
märkten sondern ebenso auf dem Arbeitsmarkt und im Standortwettbewerb der Kommunen 
und Regionen verbunden. Die zeitliche Perspektive und räumliche Wirkung dieses Struktur-
wandels sind kaum prognostizierbar. Sicher ist jedoch, dass er nicht nur die Ballungsräume 
und wirtschaftlichen Zentren trifft sondern auch die kleinräumigen Wirtschafts- und Arbeits-
marktprozesse an der Peripherie. 

Wirtschaftsstrukturell schwach und – aufgrund ihrer Randlage – infrastrukturell vernachläs-
sigt haben die grenznahen Regionen zwischen Ostdeutschland, Polen und Tschechien eher 
schlechte Ausgangsbedingungen zur Bewältigung dieses Strukturwandels. Aus ihrem jewei-
ligen nationalen Kontext heraus erscheint ihre Perspektive, zu Transiträumen für den euro-
päischen Warenverkehr zwischen den wirtschaftlichen Zentren zu werden, wahrscheinlicher 
als eine eigenständige und tragfähige wirtschaftliche Profilbildung. Im europäischen Kontext 
jedoch bietet sich den Grenzregionen die Chance, ihre Randlage zu überwinden und zu 
Nahtstellen der europäischen Erweiterung zu werden. Diese europäische Entwicklungsper-
spektive der grenznahen Regionen weist in die Richtung grenzüberschreitender, attraktiver 
Wirtschafts- und Lebensräume, in denen die gegenseitigen Fühlungsvorteile systematisch 
genutzt, eine lebhafte Kommunikation und Kooperation praktiziert sowie gemeinsame Ent-
wicklungsprofile erarbeitet werden. Die Chancen dieser europäischen Perspektive liegen in 
der verbesserten Teilhabe auch kleinerer regionaler Unternehmen an den Möglichkeiten des 
erweiterten Binnenmarktes, in einer frühzeitigen Integration der Arbeitsmärkte einschließlich 
ihrer bildungs- und ausbildungspolitischen Implikationen und in der Schaffung attraktiver 
Standortbedingungen für größere Unternehmen sowie – last not least – der (Re)Vitalisierung 
der grenznahen Regionen als attraktive Lebens-, Arbeits- und Lernorte. 

Aber ist diese Entwicklungsperspektive realistisch? Welche Probleme müssen bewältigt, 
welche Voraussetzungen geschaffen werden? Welche Strategien und Konzepte sind erfolg-
versprechend und in welchen Zeiträumen können Erfolge erwartet werden?  

In zahlreichen Grenzregionen zwischen Ostdeutschland, Polen und Tschechien wird an in-
terregionalen europäischen Perspektiven gearbeitet. Diese grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Wirtschaft, Kommunen, Arbeitsmarkt- und Bildungsakteuren ist ein 
langwieriger und komplexer Prozess, nicht zuletzt weil die regionalen Partner mit erhebli-
chen Sprachbarrieren, sehr unterschiedlichen politisch-administrativen Strukturen, mit län-
derspezifischen Unternehmens- und Arbeitskulturen sowie mit schwer vergleichbaren Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktregularien konfrontiert sind und den Umgang mit dieser Verschie-
denartigkeit lernen müssen. Sie sammeln dabei Erfahrungen und Erkenntnisse, die für die 
soziale, politische und wirtschaftliche Integration der erweiterten EU und für die Verwirkli-
chung europäischer Standards und Dialogstrukturen weit über die Grenzregionen hinaus 
Bedeutung haben. 

Die Arbeitstagung von RKW, Hans-Böckler-Stiftung und IHK zu Neubrandenburg will eine 
Zwischenbilanz der bisherigen Erfahrungen, Erfolge und Probleme in der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit ziehen, Beispiele guter Praxis vorstellen und im Dialog zwischen 
regionalen Akteuren, Wissenschaftlern und politischen Entscheidern die notwendigen Rah-
menbedingungen und Perspektiven grenzüberschreitender Zusammenarbeit im Zuge der 
EU-Erweiterung reflektieren. 
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Podium 1: „ Peripherie oder europäische Nahtstellen? 
Die Perspektiven der grenznahen Regionen im 
erweiterten Europa“  

 

Moderation: Dr. Astrid Ziegler (Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf) 

Diskussion: Minister Helmut Holter (Minister für Arbeit, Bau und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin) 

Staatssekretär Tilo Braune (Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Wohnungswesen, Berlin) 

Klaus Ulrich (EU-Kommission, GD Regionalpolitik, Brüssel) 

Petra Hintze (IHK zu Neubrandenburg, Neubrandenburg) 

Heinz Kaulen (DGB Region NRW Süd-West, Aachen) 

Reinhard Petzold (Deutsch-Polnische Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft, 
Frankfurt (Oder)) 

Sabine Zimmermann (DGB Region Vogtland, Zwickau) 

Matthias Rehm (Deutsch-Polnische Wirtschaftsförderungsgesellschaft AG, 
Gorzow) 

Jürgen Vahnauer (HOBAS Rohre GmbH, Trollenhagen) 

Jutta Reiter (DGB Bezirk NRW, Düsseldorf) 

 
 

Dr. Astrid Ziegler: Sehr geehrter Herr Minister Holter, sehr geehrter Herr Staatssekretär 
Braune, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf Sie ganz herzlich als Mitveran-
stalterin zu der Arbeitstagung „Entwicklungschancen grenznaher Regionen mit der EU-Er-
weiterung“ begrüßen. Ich darf mich kurz vorstellen. Mein Name ist Astrid Ziegler. Ich arbeite 
im Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut in der Hans-Böckler-Stiftung in Düssel-
dorf. Und ich beschäftige mich schon seit mehreren Jahren mit dem Thema Grenzregionen, 
speziell in letzter Zeit mit der EU-Erweiterung und den Konsequenzen auf Deutschland. Ich 
werde Sie heute durch den Vormittag begleiten und das Eingangspodium moderieren.  

Wir haben hier auf dem Eingangspodium eine sehr spannende Zusammensetzung: drei Ver-
treter überregional lenkender Institutionen und zwei Vertreter des regionalen Umfeldes. 
Eigentlich brauche ich Ihnen viele unserer Podiumsteilnehmer gar nicht vorzustellen. Für 
einige von ihnen ist das heute ja so zu sagen ein Heimspiel. Zu meiner Linken begrüße ich 
ganz herzlich den Minister für Arbeit, Bau und Landesentwicklung in Mecklenburg-Vorpom-
mern, Herrn Holter. Zu meiner Rechten Herrn Braune. Herr Braune ist Staatssekretär für 
den Aufbau Ost im Bundesverkehrsministerium. Ich begrüße sehr herzlich Frau Hintze, 
Hauptgeschäftsführerin der IHK zu Neubrandenburg, die heute unsere Gastgeberin ist. Zu 
ihrer Linken sitzt Herr Ulrich. Herr Ulrich kommt von der Europäischen Kommission. Er ist 
tätig in der Generaldirektion Regionalpolitik und arbeitet dort im Team Deutschland. Und 
ganz außen rechts sitzt Herr Kaulen. Herr Kaulen ist Vorsitzender der DGB-Region Süd-
West in Nordrhein-Westfalen mit Sitz in Aachen. Gleichzeitig ist er der Vorsitzende der 
zweiten Kammer der Euregio Maas-Rhein. 
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Was das konkret bedeutet, wird er uns im Laufe des Vormittags sicherlich noch sagen. 
Vielleicht wissen Sie ja, dass die Euregio Maas-Rhein in Deutschland und in Europa zu den 
ältesten Euregios zählt. 

Die Europäische Union wird mit der Aufnahme von 10 neuen Mitgliedsländern im Mai 2004 
ihre bislang größte und besonders in ökonomischer und sozialer Hinsicht anspruchsvollste 
Erweiterungsrunde vollziehen. Im Zuge dieser Erweiterung wird sich die heutige EU um 34% 
vergrößern und die Bevölkerung im Vergleich zum Stand von 2000 um 28 % wachsen. Auch 
das Bruttoinlandsprodukt der EU wird sich um 5 % erhöhen, was aber - angesichts der 
Größe und Anzahl der Beitrittsländer - im Umkehrschluss auch bedeutet, dass sich das 
durchschnittliche EU-Bruttoinlandsprodukt um 18 % verringern wird. Gleichzeitig sind die 
regionalen und beschäftigungspolitischen Disparitäten in der heutigen EU-15 mit dem Beitritt 
mittel- und osteuropäischer Staaten nicht beseitigt. Im nationalen und europäischen 
Maßstab gehören die ostdeutschen Regionen zu den strukturschwächsten Gebieten mit den 
höchsten Arbeitslosenzahlen und einer sehr hohen Abwanderung. Auch die polnischen und 
tschechischen Grenzräume gehören im europäischen Maßstab zu den strukturschwächsten 
Gebieten, auch wenn sie in den letzten Jahren eine eher positive Wirtschafts- und 
Beschäftigungsentwicklung durchlaufen haben. 

Auf den ersten Blick ist dies eine relativ ungünstige Ausgangssituation für die grenznahen 
Regionen zwischen Ostdeutschland, Polen und Tschechien. Auf der anderen Seite rücken 
diese Räume im Zuge der EU-Erweiterung aus ihrem randständigen Dasein heraus. Aus 
bisherigen Außengrenzen werden neue Binnengrenzen. Der veränderte Status wird Folgen 
für die grenzübergreifende Zusammenarbeit haben. Das ist ein wichtiger Ansatzpunkt für 
den heutigen Tag. 

In den Grenzregionen wird sich zeigen, ob die Erweiterung erfolgreich ist. Denn hier 
entwickeln sich alltägliche Situationen des Zusammenlebens von Deutschen, Polen und 
Tschechen. Zwei Fragen, die uns heute besonders interessieren und die sich durch die 
Veranstaltung ziehen werden, sind: 

1. Werden die Grenzräume von der wirtschaftlichen und sozialen Integration der 
Osterweiterung schneller und intensiver betroffen als andere Regionen in der EU? 

2. Können die Grenzräume zu den Gewinnern der Osterweiterung gehören, wenn es ihnen 
gelingt, ihre Standortvorteile zu nutzen, die sie aufgrund ihrer räumlichen Nähe haben? 

Europa steht nach der Erweiterung vor einer veränderten ökonomischen und sozialen 
Landkarte mit einer neuen europäischen Arbeitsteilung. Wer in diesem Prozess die 
Gewinner, wer die Verlierer sind und welche Rolle Ostdeutschland dabei einnehmen wird, ist 
noch relativ offen. Es überrascht daher nicht, dass schon weit vor dem eigentlichen Beitritt 
über Chancen und Risiken heftigst diskutiert wird, wobei - wie so oft in solchen Situationen - 
die Risiken in den Vordergrund gestellt werden. In der öffentlichen Wahrnehmung 
dominieren vor allem Ängste, die u. a. mit der Unsicherheit bei offenen Grenzen, der 
erwarteten Migration und unkalkulierbaren wirtschaftlichen Folgen begründet werden. 

Schon seit einiger Zeit wird an interregionalen, europäischen Perspektiven in den 
Grenzregionen zwischen Ostdeutschland, Polen und Tschechien gearbeitet. Diese 
interregionale Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, Kommunen, Arbeitsmarkt- und 
Bildungsakteuren ist ein langwieriger, mühsamer und komplexer Prozess. Dies gilt zwar 
nicht nur für den ostdeutschen Grenzraum. Hier aber, an der Ostgrenze zu Polen und 
Tschechien, sind die regionalen Partner mit noch tiefergehenden, sehr unterschiedlichen 
politisch-administrativen Strukturen, mit länderspezifischen Unternehmens- und 
Arbeitskulturen sowie mit schwer vergleichbaren Wirtschafts- und Arbeitsmarktregularien 
konfrontiert. Der Umgang mit dieser Verschiedenartigkeit muss erlernt werden. Die 
regionalen Partner machen dabei Erfahrungen, die für die soziale, politische und 
wirtschaftliche Integration der erweiterten EU überaus wichtig sind und für die 
Verwirklichung europäischer Standards und Dialogstrukturen weit über die Grenzregionen 
hinaus für das gesamte Europa Bedeutung haben werden. 
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Nicht zuletzt wird der Erweiterungsprozess nur dann erfolgreich sein, wenn er von der 
Mehrzahl der Bevölkerung akzeptiert wird. Grosse Teile der Bevölkerung werden die 
Erweiterung aber nur dann mittragen, wenn sie darin Chancen zur Verbesserung ihrer 
Einkommens- und Arbeitssituation sehen.  

Das Eingangspodium wird sich schwerpunktmäßig mit der Frage beschäftigen: Was wurde 
und vor allem was muss noch unternommen werden, damit die ostdeutschen grenznahen 
Regionen zu Polen und Tschechien zu den Gewinnern und nicht zu den Verlierern der 
nächsten Erweiterungsrunde zählen? 

Wir wollen auf diesem Podium in einem ersten Schritt die Risiken und Chancen der EU-
Erweiterung für die ostdeutschen grenznahen Regionen diskutieren sowie die Bedeutung 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit für die weitere Entwicklung dieser Regionen. 
Mit einer reinen Bestandsaufnahme geben wir uns aber nicht zufrieden. Wir wollen des 
weiteren darüber diskutieren: Welche Perspektiven könnte die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit im Zuge der EU-Erweiterung in diesen Räumen haben?  

Meine erste Frage geht an Sie, Herr Minister Holter. Sie sind Minister für Arbeit, Bau und 
Landesentwicklung in Mecklenburg-Vorpommern. Sie sind in einem Bundesland tätig, das 
eine direkte Grenze zu Polen hat. Mecklenburg-Vorpommern hat sich zwar als bundes-
deutsche Tourismusregion in den letzten Jahren sehr gut entwickeln können, aber das Land 
steht immer noch vor enormen beschäftigungspolitischen und wirtschaftlichen Problemen. 
Nun steht die EU-Erweiterung vor der Tür. Wie bereitet sich Mecklenburg-Vorpommern auf 
die EU-Erweiterung vor? Wie weit sind sie schon? 

 

Helmut Holter: Meines Erachtens hat diese Frage zwei Komponenten: Die erste ist, wie sind 
die  Menschen in  Mecklenburg-Vorpommern und auch in  Deutschland insgesamt auf den  
1. Mai 2004 vorbereitet? Viele Menschen - Schüler, Erwachsene, Rentner - in Mecklenburg-
Vorpommern lernen polnisch. Das ist gut so. Aber es ist keine polnisch-lernende Bewegung 
hier in der Grenzregion auszumachen, dass jeder meint, er müsse polnisch lernen. Das ist 
schlecht. Nur zu meinen, dass diejenigen aus Polen oder den baltischen Staaten, die zu uns 
kommen, deutsch sprechen, ist nicht der richtige Weg. Wir sollten durchaus die Sprache des 
Nachbarn lernen. Die zweite Komponente betrifft auch die Menschen. Stichwort 3. Oktober 
1990, die deutsche Vereinigung. Historisch gesehen ein großer Schritt und eine Lebensum-
stellung für viele, viele Menschen in den neuen Ländern, ich denke aber auch für Menschen 
in den alten Ländern. Nach 14 Jahren erfolgt nun eine Erweiterung. Von der Dimension 
würde ich beides miteinander vergleichen wollen. Es sind Dinge, die auf die Menschen hier 
einströmen und ihre Lebenswelt, ihren Alltag verändern werden. Ich hoffe zum positiven.  
Ich bin Optimist und sage, es gibt mehr Chancen als Risiken. Das hat ganz konkret mit der 
geografischen und politischen Situation zu tun, denn die Ostseeregion unterscheidet sich 
dadurch von anderen Beitrittsregionen, dass Stettin als Metropole zur Union hinzukommt. In 
anderen Regionen, wie z. B. in Sachsen oder Österreich, liegen die Metropolen schon in der 
Europäischen Union. Hier in unserer strukturschwachen Region kommt eine Metropole 
hinzu.  

Wir haben gleiche Ausgangsbedingungen, die wir in Arbeitsgruppen diskutieren, z. B. die 
hohe Arbeitslosigkeit (Wojewodschaft Stettin 26 Prozent und Mecklenburg-Vorpommern 19 
Prozent). So gibt es beispielsweise eine Arbeitsgruppe Arbeitsmarkt, Landesentwicklung 
und Regionalentwicklung. Da stellen sich immer wieder Fragen, die mit den Menschen zu 
tun haben. Als Stichwort nenne ich mal Butterfahrten. Was wird aus der Region, wenn diese 
Schiffe zwischen Altwarp und Nowe Warpno nicht mehr fahren?  

Klar, die werden noch fahren, nur nicht mehr unter den heutigen Bedingungen. Da stellt sich 
die Frage: Was können wir machen? Es sitzen Regionalplaner aus Polen und Deutschland – 
aus Mecklenburg-Vorpommern – zusammen und bereiten ein Entwicklungskonzept für diese 
kleine Region vor. Damit diese Region nicht zu einer Verlustregion wird und dort nicht nur 
Verlierer leben. 
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Die Ausgangsbedingungen sind nicht sehr üppig. Aber wie das Sprichwort „der Riss im As-
phalt ist die Chance für den Grashalm“ besagt, hängt es von uns als Gärtner ab, was aus 
diesem Grashalm wird. Wir, die Landesregierung von Mecklenburg-Vorpommern und der 
Landtag – für den ich eigentlich nicht sprechen kann, ich will ihn trotzdem erwähnen – sind 
auf einem guten Weg. Es gibt die Zusammenarbeit zwischen dem Landtag und der Szemik 
in Stettin, es gibt eine Vereinbarung zur Zusammenarbeit zwischen der Landesregierung 
und der Wojewodschaft Westpommern. Dabei geht es uns um konkrete Projekte z. B. im 
Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsbereich, im Tourismus oder im Umweltbereich. 

Aus meinen Erfahrungen heraus sind drei Dinge notwendig: Erstens geht es darum, die 
Menschen aufzuklären. Was bedeutet die Erweiterung? Was kommt auf sie zu? Den Unter-
nehmer genauso wie den Arbeitslosen. Den Lehrer genauso wie den Schüler. Das Leben 
wird sich verändern. Wie kann man sich ganz konkret darauf vorbereiten? Aufklärung in dem 
Sinne, dass die Menschen die Herausforderung annehmen und ihre Chance erkennen. 
Zweitens geht es um die Unternehmen, um wirtschaftliche Zusammenarbeit. In diesem Be-
reich gibt es verschiedene Formen. Diesen Punkt will ich nicht weiter vertiefen. Den wird 
sicherlich Frau Hintze ausführen. Drittens geht es um ganz konkrete Projekte. Es geht nicht 
darum, allgemeine Postulate zu diskutieren, sondern um eine ganz konkrete Gestaltung. Es 
geht um Arbeitsmarktprojekte, um eine gemeinsame Lehrlingsausbildung, gemeinsame 
deutsch-polnische Schulen, Kulturaustausch, also um viele Dinge, die auf diesem Weg rea-
lisiert werden. Politiker reden nicht nur darüber, sondern sie handeln auch und beweisen im 
alltäglichen Leben, dass diese deutsch-polnische Zusammenarbeit auch Alltag und Praxis 
werden kann. Wenn die Grenze fällt, sind wir darauf vorbereitet. Aber ich sage ganz offen: 
Nicht bei den Maßnahmen, die wir begonnen haben, sondern bei der breiten Umsetzung, da 
stecken wir noch am Anfang. Und da müssen wir noch ein ganzes schönes Stück zulegen. 
Wir warten nicht nur darauf, wir bereiten uns aktiv, mit ganz konkreten Projekten, auf die 
Erweiterung vor. Wir sind da gut aufgestellt und das wird in den nächsten Monaten noch 
einen weiteren Schub erfahren. 

 

Dr. Astrid Ziegler: Herr Braune, Sie sind Staatssekretär für den Aufbau Ost im Bundesver-
kehrsministerium. Wo legt Ihr Ministerium die inhaltlichen Schwerpunkte für Ostdeutschland 
im Hinblick auf die anstehende EU-Erweiterung? 

 

Tilo Braune: Die inhaltlichen Schwerpunkte für Ostdeutschland und insbesondere für die 
Grenzräume liegen darin, die Rahmenbedingungen für Wirtschaft und Arbeitsmarkt so zu 
gestalten, dass Stabilisierung und Aufbau möglich werden. Ein wesentliches Element, das 
liegt in dem Zuschnitt unseres Hauses begründet, ist die infrastrukturelle Entwicklung, d. h. 
Straßen, Schienen, Wasserstraßen, Grenzübergänge. Hier besteht unsere Aufgabe darin, 
Vorbereitungen zu treffen. Denn wie wir in die Regionen kommen, wie wir uns zwischen den 
Regionen bewegen können, ist entscheidend für ihre Attraktivität für potenzielle Investoren 
und für die Entwicklung dieser Regionen schlechthin. Den infrastrukturellen Auf- und Ausbau 
müssen wir natürlich grenzüberschreitend begreifen.  
 
Was oftmals in den Diskussionen zu kurz kommt, ist die Frage: Was verstehen wir als 
grenznahen Raum? Wenn wir uns den Grenzraum im engeren Sinne betrachten, dann müs-
sen wir feststellen, dass die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten überschaubar sind. 
Ich glaube, wir müssen zu einem etwas breiteren Verständnis des grenznahen Raumes 
kommen, östlich und westlich der Grenze. Wir haben mit der polnischen Seite in den letzten 
1 ½ Jahren raumordnerische Leitbilder für den grenznahen Raum zu entwickeln versucht.  

Wir sind zu einem Gebiet diesseits und jenseits der Grenze mit Stettin – Berlin – Posen –
Landsberg im nördlichen Teil und Warte – Grünberg – Breslau – Dresden im südlichen Teil 
gekommen. Wenn man diese größeren Regionen als grenznahen Bereich definiert, und das 
ist aus europäischer wie auch aus deutscher Sicht gerechtfertigt, dann wird deutlich, dass 
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wir hier ein wirtschaftliches Potenzial haben, das es uns ermöglicht, die Entwicklung im 
grenznahen Bereich durchaus positiv zu gestalten. Wir müssen uns genau in diesen Grö-
ßenordnungen bewegen, wenn wir die Grenzregionen voran bringen wollen.  

Unser Haus hat sehr enge Kontakte mit der polnischen Seite. Wir haben ein raumordneri-
sches Leitbild. Wir haben ein deutsch-polnisches Haus gegründet. Wir wollen in den nächs-
ten Jahren intensiv die Kontakte in diesem größer definierten grenznahen Bereich zwischen 
den Kommunalverwaltungen, zwischen den Wirtschaftsorganisationen, zwischen allen Ver-
bänden, zwischen den Menschen auf den Weg bringen. Wir wollen diese Kontakte unter-
stützen und fördern. Ich glaube, nur so wie die handelnden Personen in dieser Region ko-
operieren, nur so gut kann die Entwicklung gehen. Wir sind im Moment noch in der Situa-
tion, dass alle warten, was da auf uns zukommt. Ich glaube, das ist genau der falsche An-
satz. Wir werden die Chancen nur nutzen können, wenn wir zu aktiven Gestaltern dieses 
Prozesses werden. Wenn wir nicht aktiv in diesem grenznahen Raum sind, dann wird die 
Entwicklung – zumindest die Chancen – über uns hinweg gehen und in den Wirtschafts-
zentren in Deutschland stattfinden. Das heißt, wir werden übersprungen und wir werden zu 
einem vernachlässigten Gebiet oder bleiben es. Nur so gut, wie wir es verstehen, die Chan-
cen möglichst durch die intensiven Kontakte in den verschiedenen Lebensbereichen aufzu-
bauen, so groß werden die Chancen sein, die Erweiterung zu einem profitablen und positi-
ven Effekt werden zu lassen. Wenn wir passiv bleiben, wird man hier zu den Verlierern 
gehören. 

 

Dr. Astrid Ziegler: In den Fortschrittsberichten für die EU-Erweiterung hat die Europäische 
Kommission vor 14 Tagen den Beitrittsländern bestätigt, dass sie im Großen und Ganzen für 
den Beitritt am 1. Mai 2004 bereit sind. Die Beitrittskandidaten haben wohl ihre Hausaufga-
ben gemacht. Wie sieht das bei uns aus, Herr Ulrich? Haben wir unsere Hausaufgaben 
gemacht? Wie schätzen Sie die Risiken und Chancen für Ostdeutschland nach dem Beitritt 
ein? 

 

Klaus Ulrich: Die Frage nach den Gewinnern und Verlierern wird sicherlich pauschal nicht zu 
beantworten sein. Vielleicht darf ich Ihnen ein Beispiel geben. Es gab schon mal eine ver-
gleichbare – zwar nicht in dieser großen Dimension – Erweiterung der Europäischen Union 
mit der Süderweiterung um Portugal und Spanien. Da waren dieselben Befürchtungen auf 
der französischen Seite. Die französischen Grenzregionen waren sehr, sehr skeptisch. Die 
Europäische Kommission hat ein Programm gefördert, diesen Regionen bei der bevorste-
henden Umwälzung zu helfen. Es hat sich im nachhinein gezeigt, dass jedoch gerade die 
Grenzregionen mit zu den größten Gewinnern zählten. Nun sind die Verhältnisse nicht über-
tragbar. Aber wichtig ist, dass man aktiv werden, dass man seine Chancen suchen muss. 
Die Herausforderungen erkennen, sich ihnen stellen und entsprechend handeln muss. 

Wie wir gehört haben, wird auf regionaler Ebene entsprechend aktiv gehandelt. Es werden 
Konzeptionen gemacht, wie die raumordnerischen Leitbilder, wie die konkreten Projekte. 
Das ist der richtige Weg, der muss noch weiter beschritten werden. Insgesamt ist es wichtig, 
dass die Informationspolitik, wie sie beispielsweise im Rahmen einer solchen Veranstaltung 
gemacht werden kann, verstärkt wird und aktiv betrieben werden sollte. Der aktuelle Euroba-
rometer – die Befragung in den verschiedenen Mitgliedsländern – sagt, dass ein überwie-
gender Teil der Bevölkerung sich schlecht informiert fühlt über die EU-Osterweiterung, was 
da auf sie zukommt. Damit sind natürlich Ängste verbunden. Das sind Punkte, wo angesetzt 
werden muss.  

Es gibt Bemühungen, die Osterweiterung gerade auch für die Grenzregionen, die „Nahtstel-
len“ optimal vorzubereiten. Es ist nicht so, dass die Erweiterung abrupt stattfinden wird. Es 
ist ein Prozess, der über die Globalisierung, über die Verträge, die jetzt schon mit den Bei-
trittsstaaten bestehen, längst begonnen hat. Auch die Anpassungen daran haben doch 
schon lange begonnen. Und es sind sehr, sehr große Chancen damit verbunden. Wenn wir 
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uns nur den gemeinsamen Besitzstand, den sogenannten „Acquis Communautaire“ an-
schauen, den die Beitrittsstaaten erfüllen müssen, etwa im Bereich der Umweltstandards. 
Daraus ergeben sich neben der Verbesserung in der Umweltsituation gerade auch in Grenz-
regionen Vorteile und Ansatzpunkte u. a. für Unternehmen, in diesem Bereich tätig zu wer-
den. Es ist wichtig zu sehen, dass – laut Aussagen vieler Studien – die Chancen zumindest 
mittelfristig gerade auch für die Grenzregionen überwiegen werden. Es wird mit einem 
Wachstum gerechnet von Seiten der Beitrittsstaaten als auch der alten Mitgliedstaaten 
durch die Erweiterung. Auch die zusätzlichen Kosten, die auf Deutschland zukommen wür-
den und die Ängste, etwa im Bereich der Strukturfondsförderung, dass Fördermittel künftig 
komplett in die neuen Mitgliedsländer fließen werden, sind sehr stark zu relativieren. 

 

Dr. Astrid Ziegler: Frau Hintze, wo sehen Sie die ostdeutsche Wirtschaft? Wo stehen die 
Unternehmer? Wie bereiten sich die ostdeutschen Unternehmer auf die EU-Erweiterung 
vor? 

 

Petra Hintze: Wir sind der Auffassung, dass es zur EU-Erweiterung keine Alternative gibt 
und dass die Erweiterung eine große Herausforderung ist, die in vielfältige gesellschaftliche 
Bereiche hinein greift. Diese Erweiterung betrifft nicht nur die Wirtschaft, sondern die Verant-
wortung der Gesellschaft insgesamt wird in diesen neuen Ländern herausgefordert. Das war 
für uns auch der Anlass, nicht nur zu debattieren, sondern zu handeln. Dieses Handeln ha-
ben wir Anfang der 90er Jahre begonnen. Es liegt sowieso in der Historie unserer Region, 
dass schon vor 1990 eine Vielzahl von Beziehungen, Kontakten – ob über Schulen, über 
Tierparks oder ähnliche Einrichtungen – bestanden haben. Wir haben es angepackt. Wir ha-
ben maßgeblich daran mitgewirkt, dass 1993 die Kommunalgemeinschaft Pomerania ge-
gründet wurde, eine sehr aktive, über viele Projekte engagierte Einrichtung, in der wir als 
IHK Mitglied sind. Das ist was Besonderes. Da es uns aber um grenznahe Zusammenarbeit 
geht, haben wir dort für uns eine Chance gesehen und die nutzen wir auch sehr gut bis in 
Projekte der Verkehrsinfrastruktur und andere Dinge.  

Wir haben Fakten geschaffen, in dem wir unsere Kontakte zu den Kammern im grenznahen 
Raum seit Anfang der 90er Jahre fest geknüpft haben. Wir haben im Jahr 1998 im Zusam-
menschluss von 28 Wirtschaftskammern aus vier Ländern ein Projekt in Brüssel angeregt, 
das auch umgesetzt wurde. Es nennt sich ARGE 28: Arbeitsgemeinschaft 28. Es ist uns 
über diesen langen Zeitraum gelungen, ein über die EU finanziertes Projekt zu bekommen – 
insgesamt 13 Mio. �  – für die Unterstützung von kleinen und mittelständischen Unterneh-
men, die sich im grenznahen Bereich miteinander befassen wollen, die Kooperationen mit-
einander abschließen wollen, die miteinander arbeiten wollen. Ich will auf einen Punkt kom-
men, den Herr Staatssekretär Braune angesprochen hat: Nicht warten oder schwätzen, 
sondern handeln. Wir haben dieses Projekt gezielt für die Unternehmen in der Region um-
gesetzt. Wir machen eine Vielzahl von Veranstaltungen. Das Interessante ist, dass dieses 
Projekt auch mit Eigenmitteln untersetzt wird. Wir geben Programme heraus, beispielsweise 
einen Außenwirtschaftsspiegel insbesondere zum Thema Beitrittsländer, in dem wir Infor-
mationen, die für die Wirtschaft oder andere wirtschaftsnahe Einrichtungen erforderlich sind, 
in regelmäßigen Abständen zusammenstellen. Wir führen sehr viele Seminare durch.  

Wir legen den Schwerpunkt darauf – Herr Minister Holter hat auch darauf hingewiesen –, 
dass es wichtig ist, die menschliche Komponente in den Mittelpunkt zu stellen, d. h. unsere 
Nachbarn zu respektieren, auf sie zuzugehen, sie als gleichwertige Partner anzuerkennen, 
bevor jemand in einem anderen Land arbeiten möchte, dafür Sorge zu tragen, dass er sich 
mit den Besonderheiten dieses Landes vertraut macht, dass er das Spezifikum aufnimmt. 
Wir nennen es kurz „Knigge für Unternehmen in Polen“, eine Broschüre. Nach dem ich 
selbst diese Broschüre gelesen habe, ist mir vieles leichter gefallen. Denn meine Mentalität 
– man spricht was ab, dann setzt man das um, und das muss auch zügig gehen – entspricht 
nicht den polnischen Gepflogenheiten. Ich denke, ich habe es mittlerweile ganz gut ge-
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schafft, diese Mentalität zu verinnerlichen. Und ich habe einen Sprachkurs gemacht - Pol-
nisch. Ich gestehe aber ganz ehrlich, Russisch war eine Leichtigkeit dagegen. Polnisch ist 
schon eine sehr, sehr schwierige Sprache. Wenn man sich nicht die Mühe macht, mit den 
Nachbarn zu kommunizieren und auf sie zuzugehen und sie als gleichwertigen Partner zu 
gewinnen, dann stehen die Chancen nicht so gut – das darf ich mal aus meiner Erfahrung 
sagen. 

Was hat die deutsche Wirtschaft gemacht? Wir haben als Antwort auf die Schließung des 
deutschen Generalkonsulats in Stettin im Jahr 2000 in Stettin, unserem nachbarschaftlichen 
Oberzentrum, in dem dortigen Zentrum der europäischen Integration, ein Büro errichtet mit 
dem symbolischen Namen Haus der Wirtschaft. Wir bieten in diesem Büro mit zwei polni-
schen Mitarbeitern, die übrigens ein sehr exzellentes Deutsch sprechen, Angebote für Un-
ternehmen an. Sie haben Tausende Kooperationen angebahnt. Wir bieten Sprechtage an 
und vieles andere mehr. Seit Jahren gehen wir jeden ersten Dienstag im Monat in eine Ge-
sprächsrunde in Stettin mit dem deutsch-polnischen Wirtschaftskreis, wo wir wirtschaftsrele-
vante, strategische Themen anbieten. Politiker kommen zu Wort, immer mit der Option 
beide Seiten anzuhören. Wir arbeiten paritätisch und legen großen Wert darauf, dass wir 
nicht als Überflieger dort hinkommen, sondern dass wir mit Partnern arbeiten. Wenn sich 
dieses Handeln auch im Umfeld durchsetzt, dann denke ich, haben wir gute Chancen.  

Die Wirtschaft hat also seit Jahren schon im Nachbarland Fuß gefasst. Es gibt regelmäßige 
Messen, die wir dort organisieren. Vor kurzem haben wir gemeinsam mit dem Land Meck-
lenburg-Vorpommern eine Präsentation im Bereich der Ernährungswirtschaft gemacht. Für 
uns ist die Arbeit mit unserem Nachbarland ein Alltag seit Jahren. Von unserer Tagesarbeit 
ist sie nicht mehr wegzudenken. Ich bin davon überzeugt, wenn man jetzt erst anfängt, sich 
mit dem Thema zu befassen, dann hat man schon verloren. Es ist ein langer Prozess, es ist 
ein Prozess, der innerlich verarbeitet werden muss und uns über Jahre hinweg begleiten 
wird, im Sinne einer gigantischen Herausforderung. Wir sind auch im Bereich der Ausbil-
dung aktiv. Wir haben vor kurzem das erste Mal IHK-Zertifikate für Info-Broker an polnische 
Umschüler übergeben. Wir haben eine gemeinsame Ausbildung gestartet, in dem deutsche 
und polnische Facharbeiter in einer gemeinsamen Klasse zusammen lernen. Es gibt unend-
lich viel zu sagen, aber ich ende jetzt. 

 

Dr. Astrid Ziegler: Herr Kaulen, Sie blicken auf eine jahrzehntelange Erfahrung in der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit. Welche Erfahrungen haben Sie auf dem Arbeitsmarkt 
gemacht? Kann die nächste Erweiterung auch ein beschäftigungspolitischer Erfolg werden?  

 

Heinz Kaulen: Die Frage kann man weder mit einem deutlichen ja noch mit einem deutlichen 
nein beantworten, weil jede Grenzregion ihre Eigenarten hat. In der Region, in der wir die 
Verantwortung tragen, haben wir es mit drei Ländern zu tun. Wir haben es mit drei Sprachen 
zu tun, Deutsch, Niederländisch und Französisch. Und wir haben das Phänomen – 
zumindest aus Sicht der Bundesrepublik –, dass die Kenntnisse über den Nachbarn noch 
sehr unterentwickelt sind. Das hat möglicherweise auch mit der Arroganz der Größe zu tun. 
Ich stelle nämlich genau das Gegenteil bei meinen niederländischen und belgischen 
Kollegen fest, dort ist man eher geneigt, sich mit Deutschland auseinander zu setzen.  

Von einem einheitlichen Arbeitsmarkt kann auch nach 25 Jahren Euregio-Arbeit noch nicht 
gesprochen werden. Trotz eines vereinten Europas haben wir immer noch das Phänomen, 
dass wir es auf dem grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt mit nationalen Gesetzgebungen 
zu tun haben, die überwiegend oder meistens nicht grenzkompatibel sind. Das heißt, die ar-
beitsrechtlichen, sozialrechtlichen und arbeitsmarktlichen Gegebenheiten zeigen nach wie 
vor immer noch Grenzen auf, so dass es immer noch problematisch ist, in dem einen Teil 
der Grenzregion zu arbeiten und in dem anderen Teil der Region zu leben. Hinzu kommt, 
dass wir immense Probleme zumindest aus deutscher Sicht mit den Sprachen der Nachbarn 
haben. Die Sprache der Nachbarn – das trifft besonders auf das Niederländische zu - wird in 
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den allgemeinbildenden Schulen nicht angeboten, wenn überhaupt, dann nur in Ausnahme-
fällen. Es gibt allerdings in der Euregio Maas-Rhein Bestrebungen, diese Defizite aufzuar-
beiten. 

Was existiert, ist eine gute grenzüberschreitende Kooperation zwischen den Verbänden - 
Kammern, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden. Auch in der Hochschullandschaft gibt es 
eine sehr intensive Kooperation. Aber mein Eindruck ist, dass diese Arbeiten überwiegend 
Arbeiten von Insidern und Multiplikatoren sind, das heißt, die Betroffenheit der Bevölkerung 
auch nach 25 Jahren sehe ich noch nicht so gegeben, wie ich sie mir eigentlich wünsche. 
Mit der Entfernung nimmt die Betroffenheit ab. Es ist eine Wahrnehmung, die ist nicht prob-
lematisch. Ich denke, sie dämpft den einen oder anderen euphorischen Ansatz, den man 
sich zu Beginn der grenzüberschreitenden Arbeit vorgenommen hatte. Vielleicht noch ein 
Blick auf eine Besonderheit der Region, in der wir sind. Die Euregio Maas-Rhein war bis 
zum Mittelalter ein einheitlicher Kultur- und Sozialraum. Er ist erst durch das neue Europa 
zerschlagen worden. Einen Lebens- und Arbeitsraum wieder zurück zu führen, ist äußerst 
problematisch, weil sich die Systeme in den einzelnen Nationen verfestigt haben. 

 

Dr. Astrid Ziegler: Wir haben gehört, dass die grenzüberschreitende Zusammenarbeit durch 
viele konkrete Projekte unterfüttert wird. Die Europäische Kommission fördert die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen den europäischen Mitgliedsländern. Bisher waren 
Polen und Tschechien noch keine EU-Mitglieder. Dies wird sich im Mai ändern. Heißt das 
jetzt, dass das Engagement der Europäischen Kommission im Grenzraum zwischen Ost-
deutschland, Tschechien und Polen ausgebaut wird? 

 

Klaus Ulrich: Die europäische Erweiterung kommt zum 1. Mai 2004 nicht schlagartig, auch 
die Europäische Strukturpolitik wird zum 1. Mai 2004 nicht schlagartig umgestellt werden. 
Polen und Tschechien werden nicht sofort die höchste Förderpräferenz erhalten und Ost-
deutschland wird parallel dazu nicht die höchste Förderkategorie verlieren. Die Europäische 
Kommission gibt in den neuen Bundesländern pro Kopf durchschnittlich 194 �  im Jahr an 
Strukturfondsmitteln aus. Dieser Wert kann von Bundesland zu Bundesland differieren. Die 
Erweiterung beginnt zunächst einmal mit einem sogenannten phasing in. Das heißt, trotz der 
großen strukturellen Defizite in Polen und in Tschechien werden dort nicht sofort Fördermit-
tel diesen Defiziten entsprechend konzentriert. Im EU-Haushalt sind diesen Ländern Haus-
haltsmittel im Rahmen der laufenden Förderperiode 2000 – 2006 reserviert worden, um 
ihnen im Sinne der europäischen Regionalpolitik Unterstützung zukommen zu lassen. Hier 
liegt die Größenordnung bei durchschnittlich 63 �  pro Kopf und Jahr und das, obwohl die 
strukturellen Defizite in den neuen Regionen/Ländern bedeutend sind. Wichtig ist also fest-
zuhalten, es wird nichts schlagartig geändert werden.  

Die große Diskussion zur Zeit ist natürlich: Wie soll es weiter gehen mit der Europäischen 
Regionalpolitik? Was ich beschrieben habe, ist das phasing in – die Übergangsphase. Die 
Europäische Kommission wird demnächst den dritten Kohäsionsbericht vorlegen, der die 
wesentlichen Leitlinien einer zukünftigen Förderpolitik vorschlagen bzw. skizzieren soll. Die 
Diskussion dazu ist jetzt noch sehr intensiv im Gange. Ich kann Ihnen daher natürlich noch 
nicht das fertige Konzept vorstellen, aber einen schon weit fortgeschrittenen Diskussions-
stand mit einzelnen Eckpunkten darlegen, auf die man sich wohl einstellen kann.  

Für den ostdeutschen Grenzraum zu Polen und Tschechien wird es auch in Zukunft Förder-
mittel aus Ziel 1 geben, die heute und in Zukunft in der Verantwortung der mitgliedstaatli-
chen Verwaltungen eingesetzt werden können. Es wird befürchtet, dass auf Grund des „sta-
tistischen Effektes“ Regionen aus dieser höchsten Förderkulisse herausfallen werden. 
Statistischer Effekt bedeutet, dass auf Grund des Absinkens des durchschnittlichen EU-
Einkommens durch die Aufnahme der 10 neuen Mitgliedstaaten das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) einzelner aktueller Ziel 1-Gebiete statistisch über der 75 %-Schwelle des Gemein-
schaftsdurchschnittes liegen wird. Damit würden diese nicht mehr unter die Förderkategorie 
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des Ziels 1 fallen, ohne dass sich an ihrer eigentlichen Situation etwas verändert hätte. Nun 
ist es nicht auszuschließen, dass einzelne ostdeutsche Regionen wegen des beschriebenen 
statistischen Effektes aus der Höchstförderkulisse fallen, doch hier müssen erst noch die 
statistischen Auswertungen abgewartet werden. Aber auch für diese Gebiete ist eine Förde-
rung künftig vorgesehen. Der für Regionalpolitik zuständige Kommissar, Herr Barnier, hat 
vorgeschlagen, eine Sonderkategorie Ziel 1a einzuführen und diese möglichst mit einem 
ähnlichen Fördersatz auszustatten wie die Ziel 1-Gebiete, um große Brüche in der Förde-
rung zu vermeiden. Was zudem fortgeführt werden soll, und dies ist vor allem für die Grenz-
räume von besonderer Bedeutung, ist die Zusammenarbeit im Zusammenhang mit der Ge-
meinschaftsinitiative Interreg. Ob es eine Gemeinschaftsinitiative bleiben oder ein eigenes 
Förderziel wird – derzeit wird eher letzteres erwogen – sei noch dahin gestellt. Aus euro-
päischer Sicht, und das kann ich vielleicht abschließend ganz deutlich sagen, werden 
Grenzregionen auch in Zukunft eine sehr, sehr große Bedeutung haben. An diesen Naht-
stellen wird sich auch die Erweiterung ein Stück weit bewähren. Von daher glaube ich, dass 
sie auch künftig ein Potenzial in der Strukturpolitik haben werden, mit dem sie agieren kön-
nen. Dies zu nutzen liegt aber in erster Linie in der Verantwortung der Agierenden vor Ort. 

 

Helmut Holter: Vielleicht darf ich ganz kurz aus Sicht meines Ministeriums dazu Stellung 
nehmen. Die Frage, die uns bewegt, ist, wie kriegt die polnische Seite Zugang zu den Insti-
tutionen in Brüssel? Dass dort Vertretungen sind, die dort arbeiten, ist vollkommen klar. Ich 
habe den polnischen Kollegen und Kolleginnen versprochen, ich mache mich zu eurem Bot-
schafter in Brüssel. Das haben wir erreicht, in dem u. a. der stellvertretende Generaldirektor 
der Generaldirektion Beschäftigung der Kommission Mecklenburg-Vorpommern anlässlich 
einer Konferenz besucht hat. Da waren wir auch in Rothenklempenow bei der schon er-
wähnten gemeinsamen Ausbildung von deutschen und polnischen Jugendlichen. Dort wurde 
deutlich, wie die europäischen Fördermittel eingesetzt werden. Wir haben auch ein Treffen 
mit der polnischen Arbeitsverwaltung und den Marschallämtern organisiert, wo diese Fragen 
diskutiert wurden.  

Der andere Punkt ist, dass die tschechischen und polnischen Regierungen einen sehr gro-
ßen Informationsbedarf haben, wie in den neuen Ländern die Gelder des europäischen So-
zialfonds, der Fonds für die aktive Arbeitsmarktpolitik, umgesetzt werden. Weil wir natürlich 
in Bezug auf die deutsche Einheit ein Know-how angesammelt haben, das im Zuge des 
Umbruchs der ostdeutschen Wirtschaft entstanden ist. Nicht zuletzt aus diesem Grunde ha-
ben wir die Expertenrunden mit der Wojewodschaft Westpommern und Pommern.  

Jetzt kommt die spannende Frage: Was wird mit den Strukturfonds? Wir als Landesregie-
rung haben lange diskutiert: Wie machen wir das eigentlich? Ich sage das nun unter Exper-
ten, eigentlich ist es absurd, darauf zu achten, dass man unter 75 Prozent des durchschnitt-
lichen EU-Einkommens bleibt, um weiterhin Strukturfondsmittel zu bekommen. Es ist eigent-
lich eine wirtschaftspolitische, gesellschaftspolitische Absurdität. Aber die Entwicklung ist 
nun mal so wie sie ist. Wir haben damals darüber diskutiert, teilen wir das Land in zwei Re-
gionen – in eine Region mit der Autobahn Berlin-Rostock, das westliche Mecklenburg-Vor-
pommern, das wir nicht einbeziehen und nur den Osten beziehen wir ein. Wir haben uns im 
Kabinett dafür entschieden, das Land insgesamt anzumelden. Andere ostdeutsche Länder 
haben eine Differenzierung vorgenommen. 

Ich will damit deutlich machen, wir kämpfen um die Fortführung der Strukturfondsmittel auch 
nach 2006. Deshalb, Herr Ulrich, kann ich Ihrem Kommissar Barnier nur Hochachtung zol-
len, ich habe das auch jüngst in Berlin getan, dass er seine Linie, die Sie hier kurz skizziert 
haben, durchhält. Im Mai hat Herr Barnier im Rahmen einer Veranstaltung in Leipzig das 
erste Mal den Gedanken eines Ziels 1a für die Regionen des statistischen Effektes bekannt 
gegeben. Am 13. Oktober kamen die Raumordnungsminister zusammen. Herr Barnier als 
Regionalkommissar hatte auch teilgenommen. Er hat dies nochmals betont. Wer heute Ge-
legenheit hatte, in die Frankfurter Allgemeine Zeitung zu schauen, wird gelesen haben, dass 
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die Regionalförderung bis zum Jahr 2013 um 1/5 sinken soll. D. h., das Konzept, das Herr 
Ulrich eben umrissen hat, nimmt Formen an. Und Michel Barnier muss unter den Kommissa-
ren kämpfen. Ich habe schon gesagt, dass wir ihn bestärken und unterstützen müssen, dass 
sein Konzept umgesetzt wird. Wenn von 2007 bis 2013 ein Minus von 20 Prozent durchge-
setzt wird, ist das eine Lösung, mit der wir durchaus leben können. 

Wie ist das nun in der Grenzregion? Wie werden die gemeinsamen Projekte finanziert? So 
einfach ist das auch wieder nicht mit der Finanzierung. Da muss man schon intelligente Lö-
sungen finden. Deshalb haben wir im Juli 2003 in Schwerin eine Konferenz veranstaltet im 
Rahmen der Arbeits- und Sozialministerkonferenz. Ich bin zur Zeit Vorsitzender dieser Kon-
ferenz in Deutschland. Dieses Dialogforum war eine Runde aus deutschen Landesarbeits-
ministern und den jeweiligen Ministern aus Tschechien und Polen. Wir haben über die Zu-
kunft der Zusammenarbeit gesprochen und wie der Europäische Sozialfonds umgesetzt 
wird. Voraussetzung ist natürlich, dass wir Ziel 1a-Gebiete werden bzw. Ziel 1-Gebiet 
bleiben und Polen und Tschechien kommen an die europäischen Gelder. Erstens, in Polen 
und Tschechien ist die Angst da, dass sie nicht so genau wissen, wie sie das Geld umset-
zen sollen. Das hat auch damit zu tun, dass die beiden Länder zentralistisch strukturiert sind 
und im Moment niemand sagen kann, wie schnell die Gelder von Prag oder Warschau in die 
Regionen fließen werden. Hier ging es um Instrumente, die wir in Ostdeutschland gefunden 
haben, um die Gelder schnell in die Regionen zu bringen, wo sie dringend gebraucht wer-
den. Da vermitteln wir unser Know-how in den gemeinsamen Expertengruppen. Zweitens, 
wir haben das Operationelle Programm – die Basis für die Ausreichung der europäischen 
Mittel – novelliert. Wir haben das OP beim europäischen Sozialfonds dahingehend geändert, 
dass jetzt auch gemeinsame Projekte mit dem Mecklenburg-Vorpommerschen Teil des ESF 
mitfinanziert werden können. Wir können also Mittel des ESF in polnischen Projekten ein-
setzen. Das war bisher nicht so ohne weiteres möglich. Das sind kleine Schritte, aber diese 
kleinen Schritte haben für das einzelne Projekt eine riesige Wirkung. Projektnehmer werden 
mir zustimmen. Wir haben von der Generaldirektion Beschäftigung und Soziales die Bestäti-
gung, dass das auch so umgesetzt werden kann. 

Wir bleiben als Land Mecklenburg-Vorpommern nicht dabei stehen, uns auf die Kooperation 
mit der Republik Polen zu beschränken. Polen ist nur unser unmittelbarer Nachbar. Es geht 
natürlich darum, den gesamten Ostseeraum als eine Wirtschaftsregion insgesamt zu be-
trachten. Wir haben die Hanseatika gegründet. Es geht darum, die alte Hanse wieder aufle-
ben zu lassen und die Verbindung zwischen den alten europäischen Hansestädten wieder 
zu beleben. Von Lübeck beginnend, entlang des südlichen Ostseebogens bis St. Petersburg 
am besten noch bis Nowgorod. Vergangene Woche war eine Delegation aus Mecklenburg-
Vorpommern in St. Petersburg. Ich habe dort über Fragen der Zusammenarbeit gesprochen. 
Wir haben hier Interreg-Projekte, die deutlich machen, dass man planungsseitig sowohl 
touristische wie auch Verkehrsprojekte auf den Weg bringen kann, woraus ganz konkrete 
wirtschaftliche Impulse entstehen können. Daran arbeiten wir. Das Sekretariat ist in Rostock, 
das diese Projekte koordiniert. In diesen Projekten müssen zwei EU-Staaten mit einem 
Nicht-EU-Land zusammenarbeiten. Wir sind hier mit Mitteln der Europäischen Union auf 
einem guten Weg, eine Basis zu schaffen, die ab dem 1. Mai 2004 auch praktiziert werden 
kann.  

Den letzten Punkt, den ich erwähnen will, ist unsere Arbeitsmarktpolitik. Wir haben unser Ar-
beitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramm. Das will ich nicht erläutern. Aber wir haben 
Aktionsprogramme. Wir können entsprechend den Bedarfen und den Notwendigkeiten in 
einer Region Projekte über einen Ideenwettbewerb auflegen. Wir haben ein Aktionspro-
gramm Osterweiterung der Europäischen Union, Schaffung einer interkulturellen Gesell-
schaft im Ostseeraum. Es gibt ein Projekt Arbeitsmarktinitiative Vorpommern Region 
Szczecin. Gleiches gibt es in Frankfurt/Oder. Hier wollen wir deutlich machen, dass wir uns 
über solche Aktionsprogramme mit ganz konkreten Projekten auf den Beitritt vorbereiten 
können. Diese Aktionen werden sehr gut angenommen. Damit kann man auch sagen, dass 
die europäischen und die nationalen Mittel sehr gut eingesetzt sind. 
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Dr. Astrid Ziegler: Herr Braune, Sie haben in Ihrem Eingangsstatement von Kooperationen 
handelnder Akteure, von aktiven Gestaltern gesprochen. Was heißt das konkret? Wie geht 
Ihr Ministerium mit diesen Gestaltern um? 

 

Tilo Braune: Bevor ich zu Ihrer Frage komme, möchte ich auf das Thema Regionalfonds ein-
gehen, weil ich gerne Herrn Ulrich eine Botschaft nach Brüssel mitgeben möchte. Meiner 
Wahrnehmung nach ist noch nicht so ganz deutlich, wohin die Kommission in bezug auf die 
Regionalfonds und die daran gekoppelte Frage des Beihilferechts steuert. Rein rechnerisch 
ist klar, wenn wir durch den statistischen Effekt den Fördergebietsstatus Ziel 1 verlieren, 
wird es eine Absenkung der Regionalförderung geben. Wenn die Reduzierung bei 20 % lie-
gen würde – wie das heute in der FAZ steht –, wäre das ein großer Gewinn. Ich glaube bloß 
noch nicht so ganz daran. Denn meine Gespräche haben bisher ergeben, dass man in die-
ser Frage noch nicht so ganz homogen ist. Herr Barnier hat ein ehrenwertes Ziel, in den 
strukturschwächsten Regionen möglichst viel Regionalförderung ankommen zu lassen. Die-
sem Ziel muss man generell erst mal zustimmen. Wenn aber 10 neue Mitgliedsländer, die 
allesamt in die Ziel 1-Förderung hineinfallen, dazu kommen, wäre alleine ohne den statisti-
schen Effekt die gleiche Summe mit 10 weiteren Staaten zu teilen. Daran können wir sehen, 
dass es für den einzelnen Mitgliedstaat deutlich weniger gibt. Wenn jetzt dazu kommt, dass 
die neuen Bundesländer ihren Ziel 1-Status verlören und sie in den Genuss eines neuen Ziel 
1a mit abgesenkter Förderung kommen, wird es eine zweite Absenkung der Töpfe geben. 
Und dann kommen wir schon in einen problematischen Bereich einer doch sehr stark erleb-
baren Absenkung der Regionalförderung. Die EU-Osterweiterung wird nur dann Akzeptanz 
finden, wenn wir nicht in den strukturschwachen Regionen des grenznahen Bereiches er-
hebliche Nachteile im Vergleich zur bisherigen Förderkulisse hinbekommen. Wir müssen die 
Akzeptanz haben, sonst läuft dieser Prozess nicht. Und das läuft nur dann, wenn neben 
vielen anderen Dingen die Regionalförderung auf einem möglichst hohen Status bleibt. Das 
will Herr Barnier. Aber wenn man die Absenkung nicht haben will, bedeutet das, dass der 
Topf erheblich größer werden müsste. Nun ist Deutschland in der nicht ganz einfachen 
Lage, sogenannter Nettozahler zu sein. Das heißt, wenn sich in Brüssel Töpfe vergrößern, 
zahlt Deutschland den Löwenanteil hinein. Bekommt aber nur einen winzigen Anteil wieder 
zurück. Wenn wir jetzt fordern: „Herr Barnier hat recht – er soll mehr Geld haben“, bekom-
men wir den spanischen Verdienstorden, weil in Spanien viel Geld landen würde. Aus bun-
despolitischer Sicht und angesichts der Finanzlage in der Bundesrepublik hat Deutschland 
kein gesteigertes Interesse daran, dass die Töpfe wesentlich vergrößert werden. Wir müs-
sen in der Binnenstruktur der Regionalförderung einiges verändern, um mit einer moderaten 
Erhöhung der Töpfe noch zu einem vernünftigen Rückfluss in die strukturschwachen Regio-
nen zu kommen. Deutschland hat ein zweites Interesse, nämlich die Entkoppelung der Re-
gionalförderung vom Beihilferecht. Wenn die Ziel 1-Förderung verloren geht, ist die Bei-
hilfemöglichkeit des Landes weit reduziert. Eine Lösung wäre es für die grenznahen Berei-
che, wenn man durch eine Entkopplung von Regionalförderung und Beihilferecht erreichen 
könnte, dass die europäische Förderung durch eine gewisse nationale Kompensation auf-
gefangen wird. Da bekommt natürlich Herr Eichel gleich einen roten Kopf, wenn man ihm 
das sagt. 

Aber dieser Weg ist für die Bundesrepublik deutlich günstiger, als wenn wir das über den 
Umweg Brüssel machen würden. Dagegen hat Herr Monti schwerste Bedenken, wie wir wis-
sen, aus beihilferechtlichen Gründen. Aber wir müssen auch sowas denken. Ansonsten ha-
ben wir das Problem, dass wir viele Dinge, die wir in den letzten Jahren angestoßen haben, 
nicht mehr weiterführen können. Und dann haben wir auch ein Akzeptanzproblem mit der 
EU-Osterweiterung. 

Und jetzt die Frage, wie wir mit den konkreten Dingen umgehen. Wir haben mit der polni-
schen und tschechischen Seite Verabredungen getroffen – mit der polnischen Seite sind wir 
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deutlich weiter als mit den Tschechen –, dass wir interministerielle Arbeitsgruppen bilden, 
die in den nächsten Monaten und Jahren regelmäßig zu der Regionalentwicklung in dem 
eben von mir geschilderten Rahmen beraten, diskutieren und die handelnden Personen zu-
sammenbringen und die regionale Entscheidung in den Gebietskörperschaften, in den 
Wojewodschaften, in den Bundesländern mitdenken, dass wir diese Regionen gemeinsam 
und nicht aneinander vorbei entwickeln. Es gibt – auch aus der heutigen Zeit – Dinge, die 
suboptimal laufen, z. B. die Frage der Grenzübergänge. Wenn wir in den Regionen ein 
Stück näher zusammenkommen wollen, dann müssen wir die Dinge so vollziehen, wie sie 
verabredet sind. Nur wenn wir zueinander kommen, wächst das Verständnis für einander 
und die entsprechenden Wirtschaftsprojekte oder andere Projekte können sich entwickeln. 
Ich appelliere immer auch an die polnische Seite, die Verabredungen ernst zu nehmen und 
auch so umzusetzen, wie sie verabredet wurden. Ansonsten bleiben wir im Prozess stehen, 
und das sollte nicht passieren. Was wir von der verkehrlichen Seite machen können, ist 
finanziell eingestellt und sollte auch abfließen. Ansonsten ist die Gefahr sehr groß, dass das 
Geld für andere Dinge ausgegeben wird. Wir hoffen, dass die polnische Seite sich an unsere 
Vereinbarungen hält.  

 

Dr. Astrid Ziegler: Frau Hintze, Sie haben in Ihrem Eingangsstatement die Bedeutung kon-
kreter Projekte am Beispiel der Unterstützung von KMU und dem Abbau der Sprachbarrie-
ren herausgestellt. Wo sieht die ostdeutsche Wirtschaft weiteren Handlungsbedarf? 

 

Petra Hintze: Der weitere Handlungsbedarf erstreckt sich auf unendlich viele Gebiete. Insbe-
sondere das Rechtssystem des Landes hat für den sich engagierenden Unternehmer eine 
ganz große Bedeutung. Er muss Bestandssicherheit bei dem haben, was für einen Unter-
nehmer relevant ist, z. B. die Thematik der Arbeitnehmerfreizügigkeit. Er muss wissen, wel-
che gesetzlichen Regelungen es gibt, wenn er ein Unternehmen im Nachbarland gründen 
will.  

Ein großes Problem ist für unsere Unternehmer alles das, was mit Geld zu tun hat, z. B. die 
Finanzregelungen – das Handling der Finanzstrukturen im anderen Land. Dies bereitet un-
seren Unternehmen ganz große Probleme. Wir gehen mittlerweile so vor, dass wir die zu-
ständigen Rechtsexperten und die Behörden zusammenbringen. Beispielsweise bei Prob-
lemen mit dem Doppelbesteuerungsabkommen schalten wir unser Finanzministerium ein 
und die zuständigen Organe in Westpommern. Es ist für uns besonders wichtig, dass die 
Probleme abgearbeitet werden, bevor das Kind in den Brunnen gefallen ist. Wir unterstützen 
Unternehmen, wenn sie kriminellen Handlungen zum Opfer fallen. Grundproblem ist, dass 
das Recht des anderen Landes handhabbar sein muss, kalkulierbar sein muss und dass 
Unternehmen langfristige Verträge abschließen können, die einem gestatten, im anderen 
Land bzw. mit anderen Unternehmen im anderen Land zusammen zu arbeiten. Das ist 
eigentlich unser schwierigstes Problem. 

Natürlich kommt immer wieder die Frage: Wie geht es weiter mit der Arbeitnehmerfreizügig-
keit, mit der Dienstleistungsfreiheit? Es gibt für die Unternehmer auf beiden Seiten sehr viele 
Fragen, die in der praktischen Arbeit auftauchen. Dafür sind wir da, diese Fragen zu klären, 
einzelfallbezogen abzuarbeiten.  

Ich denke, das ist das Wichtigste, dass jemand, der ein Problem zu bewältigen hat, jeman-
den an der Seite hat, der ihm hilft. Auch haben wir bei Sprachbarrieren einen großen Fun-
dus von hervorragend ausgebildeten Leuten, die wir im konkreten Fall dem Unternehmer an 
die Seite stellen. 

Das Wichtigste ist, Vertrauen zu erwerben. Dieses Vertrauen als Basis zu betrachten für 
eine seriöse und solide Arbeit.  
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Dr. Astrid Ziegler: Herr Kaulen, nachdem Sie sich die bisherige Diskussion angehört haben, 
waren das auch bei Ihnen in der Euregio die wichtigsten Faktoren, die Region zusammenzu-
bringen?  

 

Heinz Kaulen: Also vieles ist deckungsgleich. Ich muss bei einer grenzüberschreitenden 
Entwicklung zunächst dafür sorgen, dass wenigstens die Rahmenbedingungen in den Teil-
regionen vergleichbar sind. Vor dem Hintergrund war es für uns sehr hilfreich, dass wir mit 
der europäischen Interreg-Förderung Projekte, die an den regionalen Bedürfnissen ansetz-
ten, umgesetzt haben. Ich will einige nennen: Schaffung einer einheitlichen ÖPNV-Plattform, 
Fragen der beruflichen Bildung, gegenseitige Anerkennung von Abschlüssen, die z. T. auch 
was mit tariflicher Entlohnung zu tun haben in den einzelnen Ländern, Zusammenarbeit der 
Hochschulen in der Region. Dies ist aber das Ergebnis eines Prozesses, der sich in vielen 
Jahren entwickelt hat. Man kann das nicht im stand-by-Betrieb abrufen, sondern das muss 
sich entwickeln und hängt auch sehr stark von Persönlichkeiten ab. Man kann das Thema 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit nicht verordnen. Von daher hat Frau Hintze voll-
kommen recht, dass Vertrauen und Vertrauensschutz ein wesentliches Element ist.  

Um das Ganze einigermaßen bei uns handhaben zu können, haben wir uns einer Infra-
struktur im organisatorischen Bereich bedient. Die Euregio Maas-Rhein ist zwischenstaatlich 
geregelt nach dem Recht einer niederländischen Stiftung. Die Länder Nordrhein-Westfalen, 
Belgien und Niederlande haben in zwischenstaatlichen Verträgen diese Euregio gebildet. Es 
ist ein weiteres Instrument hinzu gekommen, was wir Euregio-Rat nennen – eigentlich ein 
Novum in Europa. Wir haben gesagt: Unsere Vision ist es, irgendwann einmal die Euregio 
Maas-Rhein in einem einheitlich-rechtlichen System zu organisieren, dass auch in diesem 
regionalen Zuschnitt Urwahlen stattfinden können. Wir probieren das im Moment mit dem In-
strument des Euregio-Rates aus, in dem auf der einen Seite eine Kammer besteht, in die die 
Politiker aus den Teilregionen entsprechend ihrem Wahlergebnis entsandt werden. Und in 
einer zweiten Kammer sind die gesellschaftlichen Kräfte (Gewerkschaften, Kammern, Ar-
beitgeberverbände, Wohlfahrtsverbände, Naturschutz- und Tourismusverbände) zusammen. 
Wir versuchen, an den tatsächlichen Erfordernissen, die sich aus den Teilregionen artikulie-
ren, die aus der Bürgerschaft heraus formuliert werden, einen politischen Willen zu formulie-
ren. Wenn man es so will, ein Experimentierfeld, wie wir es aus dem Europaparlament in 
Straßburg kennen, das sich permanent gegenüber Brüssel emanzipieren muss. Und das 
wird auf kleiner regionaler Ebene bei uns in der Region durchgesetzt. Ich habe den Ein-
druck, seit dem wir diese Organisationsstruktur haben, wird das Bewusstsein von einer 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit besser. Weil die Menschen merken, dass es bei 
den grenzüberschreitenden Initiativen einen euregionalen Mehrwert gibt. Die Grenze ist 
durchlässiger, obwohl – da muss ich Frau Hintze zustimmen – die Rechtssysteme nach wie 
vor blockieren. Hier muss Landes-, Bundes- und Europapolitik noch eine ganze Menge 
nacharbeiten. Das hemmt nicht nur die Mobilität, sondern auch das gemeinsame Wirtschaf-
ten und Arbeiten.  

 

Dr. Astrid Ziegler: Wir haben heute viele spannende Aspekte gehört. Alle Podiumsteilneh-
mer haben die Bedeutung der konkreten Projekte für die Zusammenarbeit der regionalen 
Partner betont. Ich würde jetzt gerne die Podiumsdiskussion öffnen und Sie, meine Damen 
und Herren, auffordern, sich an unserem Gespräch zu beteiligen. Wir haben noch gut eine 
halbe Stunde Zeit dafür. Haben sie Fragen an die Podiumsteilnehmer? Gibt es Anmerkun-
gen zu dem, was Sie bisher gehörten haben? Stimmen sie dem zu? Oder sehen sie das 
doch ganz anders?  

 

Reinhard Petzold: In Ihren Ausführungen kam immer wieder die theoretische Vorbereitung 
der Unternehmer zur Sprache, allerdings fiel kein Wort zur praktischen Betreuung in Polen. 
Und hier liegt das größte Problem. Es gibt viel zu wenig qualifizierte Berater, die in Polen die 
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Betreuung übernehmen können und es gibt leider in allen Programmen viel zu wenig Geld 
dafür. Ist daran gedacht, das zu ändern? 

 

Sabine Zimmermann: Das größte Problem in Ostdeutschland ist die Arbeitslosigkeit und die 
Langzeitarbeitslosigkeit und damit verbunden die Angst um den Arbeitsplatz bei denen, die 
einen Arbeitsplatz haben. Wir wissen, dass vor allem die Geringqualifizierten auf der Strecke 
bleiben werden und wir wissen, dass die arbeitsintensiven Bereiche aus den Betrieben aus-
gelagert werden. Wir haben etliche Beispiele dafür in unserer Region, z. B. die Plauener 
Gardine hat 100 Arbeitsplätze nach Tschechien verlagert. Dann haben wir andererseits den 
Musikinstrumentenbau in Klingental, wo tschechische Arbeitnehmer für 2,50 �  beschäftigt 
werden. Das sind die Probleme, die wir haben, über die auch eine gewisse Angst bzw. Vor-
urteile geschürt werden. Ich habe zwei Fragen. Eine Frage an Herrn Braune bzw. Herrn 
Ulrich. Welche Möglichkeiten sehen Sie, solche Auswüchse zu verhindern? Meine zweite 
Frage geht an Herrn Minister Holter. Was macht Mecklenburg-Vorpommern, um Gering-
qualifizierten eine Möglichkeit zu geben, eine Weiterqualifizierung zu bekommen? 

 

Matthias Rehm: Ich kann Herrn Petzold nur zustimmen. Mit dem Beitritt Polens zur Euro-
päischen Union wächst der konkrete Beratungsbedarf an der Basis. Mecklenburg-Vorpom-
mern hat dies erkannt und will sich weiterhin an unserer Gesellschaft beteiligen. Andere 
Bundesländer haben bisher eine abwartende Haltung eingenommen. Wir arbeiten eng mit 
Mecklenburg-Vorpommern zusammen. Vor kurzem haben wir z. B. gemeinsam ein polnisch-
sprachiges Internet-Portal der Öffentlichkeit vorgestellt. In diesem Portal präsentiert sich 
Mecklenburg-Vorpommern und bringt Informationen über das Bundesland nach Polen. Es ist 
ein gutes Beispiel, wie sich Mecklenburg-Vorpommern auf den Beitritt vorbereitet. Inwieweit 
ist man sich im klaren, dass solche Einrichtungen – wie die deutsch-polnische Wirtschafts-
förderungsgesellschaft – ausgebaut werden sollten?  

 

Helmut Holter: Heute können wir in der Zeitung nachlesen, dass der Aufbau Ost verpufft sei. 
Da bin ich anderer Auffassung. Ist es richtig oder falsch, in die Infrastruktur zu investieren 
und nicht in die Köpfe? Ich sage, beides ist notwendig. Deswegen gibt es in dem ESF sechs 
Politikfelder, darunter einen Bereich lebenslanges Lernen. Hier haben wir die Chance, das 
zu fördern, was die Arbeitsverwaltung nicht leisten kann. In Mecklenburg-Vorpommern wer-
den bisher Arbeitslose nicht qualifiziert, das tut die Arbeitsverwaltung. Wir qualifizieren aber 
diejenigen, die in Unternehmen tätig sind. Wir haben mit dieser Zweiteilung gute Erfahrun-
gen gemacht. Dabei geht es auch um Geringqualifizierte. Durch solche Maßnahmen erhö-
hen wir den Marktwert des einzelnen Arbeitnehmers und der einzelnen Arbeitnehmerin und 
damit auch die Marktchancen des Unternehmens. Wenn ein Unternehmen qualifizierte 
Leute hat, kann dieses z. B. sein Produktprofil erweitern oder Qualitätsverbesserung errei-
chen. Wir haben verschiedene Möglichkeiten: Erstens, wir können junge Leute, die den 
Hauptschulabschluss nicht geschafft haben, zum Hauptschulabschluss führen, damit sie 
eine Ausbildung machen und in das Erwerbsleben eintreten können. Zweitens, wir können 
soziale Kompenz bei denjenigen antrainieren, die seit längerem aus dem Arbeitsleben 
draußen sind. Hier im Bereich Neubrandenburg sind 55,3 Prozent der Frauen ein Jahr und 
länger arbeitslos. Drittens, wir können die Beschäftigten weiterqualifizieren.  

Darin spiegelt sich unser Prinzip in der Arbeitsmarktpolitik wider. Wir wollen eine Wirt-
schaftsorientierung in der Arbeitsmarktpolitik. Wir müssen Unternehmer und auch Arbeit-
nehmer unterstützen. Wir wollen auch gleichzeitig gemeinwohlorientierte, nicht gewinnorien-
tierte Projekte mit unserer Arbeitsmarktpolitik unterstützen.  

Auch in diesem Bereich gibt es Beschäftigungschancen. Viele Projekte, über die wir heute 
reden, haben wenig damit zu tun, dass sie heute oder morgen Gewinn bringen. Sie können 
aber dazu beitragen, dass Unternehmen eines Tages gewinnbringend agieren können. Man 
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muss ein Stück weiter denken, was das einzelne Projekt unmittelbar an Effekten bringt. Über 
den Europäischen Sozialfonds werden gute Grundlagen gelegt, dass wir diesen Weg gehen 
können. Es ist richtig, stringente Vorgaben zu machen, wofür das Geld eingesetzt werden 
muss, damit die Ziele der Europäischen Beschäftigungsstrategie in den Ländern umgesetzt 
werden. Es erleichtert uns die Handhabung auf der einen Seite, ist aber schwierig, die kon-
kreten Projekte adäquat zu den einzelnen Politikfeldern zu finden. 

Die Komponente Gewerkschaften bei der EU-Osterweiterung halte ich für sehr, sehr wichtig, 
weil das Erfahrungen sind, die wir hier in Ostdeutschland gemacht haben. Nur in der Ge-
meinsamkeit aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite ist dieser Prozess gestaltbar. 

 

Tilo Braune: Lebenslanges Lernen ist ein generelles Thema, das hat gar nicht so sehr mit 
der EU-Osterweiterung zu tun, sondern hat eher mit den Chancen zu tun, die man auf den 
zukünftigen Arbeitsmärkten hat. Und da kommt man natürlich auf das Thema EU-
Osterweiterung.  

Wie kann man für die Übergangszeit Beratungsangebote organisieren, um den Prozess für 
gemeinsame Projekte fachlich zu untersetzen? Ich erlebe in vielen Gesprächen immer wie-
der Defizite. Ich habe Herrn Verheugen gebeten, so ähnlich wie bei der Euro-Einführung, zu 
Beginn des Jahres Beratungsangebote anzuregen, die über die IHKen, über Beratungsinsti-
tutionen, Unternehmen und Wirtschaftsverbände, die kooperieren wollen, über die Möglich-
keiten und Chancen aber auch die Begrenztheit gewisser Regelungen intensiv informieren. 
Er hat eine Prüfung zugesagt. Ich glaube, das ist der richtige Ansatzpunkt, sehr konkret 
selbst Beratung anzubieten, und das möglichst vor Ort und sowohl auf der einen wie auch 
auf der anderen Seite der Grenze. Ich denke, das könnte eine Lösung des Problems sein.  

Was Frau Zimmermann ansprach, ist die Frage: Wie gehen wir mit der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit um, wie gehen wir mit der Dienstleistungsfreizügigkeit um? Hier haben wir im Acquis 
Communautaire Übergangsregelungen aus deutscher Sicht eingebracht. Der Bundeskanzler 
hat dies in den letzten Jahren in den Verhandlungen durchsetzen können. Es gibt die sie-
benjährige Übergangsregelung für die Arbeitnehmerfreizügigkeit, die nach zwei, dann drei, 
dann zwei Jahren überprüft wird und im Lichte der Situation zu einer Lockerung oder zu 
keiner Lockerung führt. Ich prognostiziere mal, auch angesichts der demografischen Ent-
wicklung, gerade auch in den grenznahen Bereichen, die neben der rein klassischen Demo-
grafie auch das Abwanderungsproblem erleben, dass wir nicht gerade nach zwei Jahren 
aber möglicherweise nach fünf Jahren zu einer Lockerung kommen werden, einfach des-
halb, weil wir am Arbeitsmarkt Probleme haben, qualifizierte Arbeitskräfte zu finden. Den-
noch, bis zu sieben Jahre haben wir die Möglichkeit, wenn es Schwierigkeiten gibt, einen 
gewissen Protektionismus zu praktizieren, um die grenznahen Regionen in einem gewissen 
Umfang zu schonen. 

Die zweite Ebene ist die Dienstleistungsfreizügigkeit. Hier gibt es Übergangsregelungen im 
Bereich des Handwerks und des Baugewerbes, weil die ganz besonders betroffen sind. Hier 
in der Region ist das ja sehr deutlich. Hier kann man auch nicht die Leistungen unterpreisig 
anbieten. Im wirklichen Leben sieht das natürlich ein bisschen anders aus.  

Das ist ein Prozess, dem man sich stellen muss und nicht über absolute Protektion verhin-
dern kann. Man kann nur davon ausgehen, dass sich in diesen sieben Jahren auch die Sozi-
alkosten in den Beitrittsländern so entwickelt haben, dass es ein so krasses Lohngefälle, wie 
wir es heute noch haben, nicht mehr geben wird. Damit wird sich das Problem zumindest ein 
Stück nivellieren, wobei es da nicht zu Ende sein wird. Es wird dann immer noch niedrigere 
Lohnkosten geben auf der polnischen und tschechischen Seite.  

Vielleicht hat man aber bis dahin über Projekte einen Weg gefunden, damit konstruktiver 
umzugehen. 

Was das Thema der Zuwanderung von Arbeitskräften generell betrifft, glaube ich, dass man 
sich im grenznahen Bereich keine größeren Sorgen machen muss. Wenn es eine Zuwande-
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rung gibt, dann gehen die Leute erfahrungsgemäß da hin, wo es Arbeit gibt. D. h., sie dürf-
ten diese Gegend hier überspringen und dann irgendwo in Hamburg oder Stuttgart hängen 
bleiben. 

 

Petra Hintze: Ich möchte im Hinblick auf die Arbeitnehmerfreizügigkeit eine Einschätzung 
aus unserer Sicht geben. Wir sollten in unserer Diskussion mit bedenken, dass die grenzna-
hen Regionen in Polen und Tschechien bald das gleiche Abwanderungsproblem haben. Wir 
gehen davon aus, dass von zentraler Stelle aus das Lohngefüge so geändert werden muss, 
dass dort kein Ausbluten passiert. Dieses Lohngefälle, was wir heute noch haben, wird es 
recht bald nicht mehr geben. Sonst haben unsere Kollegen im Nachbargebiet die gleichen 
Sorgen wie wir.  

Ich wollte auf die Fragen von Herrn Petzold und Herrn Rehm eingehen. Es ist auch unsere 
Erkenntnis, dass die Unternehmer oder die Fragesteller ganz konkrete Antworten brauchen 
oder ganz konkrete Partner, die an ihrer Seite sind. Ich will aber in den Mittelpunkt stellen, 
dass dieses Geschäft vom Geben und Nehmen lebt. D.h. der Unternehmer muss auch wol-
len, dass er sich wirklich verantwortungsbewusst mit dem Nachbarland vertraut macht. Die 
Hilfsbedürftigkeit in sachlichen Grenzen akzeptieren wir sehr wohl. Ich will hier betonen, 
dass solche Einrichtungen wie die deutsch-polnische Wirtschaftsförderungsgesellschaft für 
uns, für die Kammer, eine unverzichtbare Einrichtung ist, weil sie ein Know-how hat, das wir 
nicht vorhalten können. Und dieses Geben und Nehmen im Sinne der Unternehmer funktio-
niert auch unter den Einrichtungen.  

Wir machen Seminare. Wir haben einen Stamm von Unternehmen, mit denen wir diese Se-
minare durchführen. Zum Beispiel geht es in einem Seminar darum, Erfolgsfaktoren und 
Strategien zu besprechen. Wir werden zum Thema Marketing, Vertrieb, Export ganz konkret 
unternehmerische Aktivitäten austauschen, Erfahrungen weiter geben und in Kleingruppen 
diskutieren. Wir werden dann Unternehmensorganisation, Mitarbeiterführung und Motivation 
in der Arbeit im Nachbarland darstellen. Wir werden Produktion und Investition behandeln, 
staatliche Fördermaßnahmen besprechen usw. usf. und uns beispielsweise am 9. Dezem-
ber mit Firmenrechtsschutz und der Absicherung von Prozesskosten im grenzüberschrei-
tenden Dienstleistungs- und Warenverkehr befassen. Das muss ein Unternehmer tun, bevor 
er Verträge unterschreibt, bevor er im Nachbarland arbeitet. Er muss also wissen, was 
kommt auf ihn zu. Solche konkreten Fakten und Inhalte müssen wir einfach besprechen. 
Das sind Wünsche der Unternehmer, die wir aufgreifen, die setzen wir praktisch in unsere 
Tätigkeiten um. Es ist eine Sisyphusaufgabe. Wir werden über Jahre hinweg solche Ge-
spräche führen müssen und die Unternehmer betreuen. Es ist historisch ein einmaliger Pro-
zess, der fordert uns an jeder Stelle. Dafür ist das Geld für die Unternehmer gut angelegt 
und Herr Braune, wenn wir noch mehr herausholen können, wäre das gigantisch. 

 

Heinz Kaulen: Das Problem mit Lohndumping und Lohndifferenzierung gibt es in unserer 
Region in diesem Maße nicht. Wir kennen das also nicht, dass Arbeitnehmer von einem 
Land ins andere Land übersiedeln, weil dort die Arbeitsbedingungen lukrativer sind. Was wir 
haben, ist ein Arbeitskräftemangel, der auch durch einen anderen angrenzenden Raum 
nicht gedeckt werden kann. Das liegt, wie ich eingangs schon gesagt habe, auch an den 
unterschiedlichen Rechtssystemen, die mehr Blockade bedeuten als Mobilität zulassen. 

 

Klaus Ulrich: Die wesentlichen Punkte sind von den Vorrednern alle schon genannt worden. 
Ich will aber auf die Frage von Frau Zimmermann eingehen, weil sie mich konkret angespro-
chen hat.  

Die Osterweiterung wird an den ostdeutschen Grenzregionen im wesentlichen einen Struk-
turwandel beschleunigen, der schon länger eingesetzt hat. Einen Strukturwandel insbeson-
dere weg von arbeitsintensiven Bereichen, die überwiegend weniger wettbewerbsfähig sind 
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und jetzt schon verlagert werden, hin zu mehr technologieorientierten, innovativen Unter-
nehmen. Hierfür gibt es mit Unterstützung der Europäischen Kommission Möglichkeiten, 
Projekte und Beratungen zu machen, Kooperationen etwa für joint ventures oder Teil-
verlagerungen auszuloten, um die Anpassungen zu erleichtern. Der Wandel wird stattfinden 
– keine Frage. Über Qualifizierungsmaßnahmen und Unternehmensprojekte kann dieser 
Prozess jedoch einigermaßen verträglich ablaufen. 

 

Sabine Zimmermann: Ich will noch einmal nachhaken. Die Unternehmen in unserer Region 
haben natürlich an der Ziel 1-Förderung partizipiert, verlagern dann Teile der Produktion 
nach Tschechien, nach Polen, teilweise ganz – dafür gibt es auch viele Beispiele – und krie-
gen dann dieselbe Ziel 1-Förderung. Diesen Subventionstourismus müssen wir unterbinden. 

 

Petra Hintze: Ich denke, es wäre gut, wenn jetzt ein Unternehmer sprechen würde, der das 
nicht so macht, wie sie es gerade gesagt haben. Es ist wichtig, dass wir differenzieren. In je-
dem Land gibt es schwarze Schafe und seriös arbeitende Unternehmen. Vielleicht sollten 
wir das Thema schwarze Schafe nicht zu sehr verallgemeinern, denn ich kenne genau so 
viele Unternehmen, die aktiv ihren Standort im Nachbarland ausgebaut haben, ohne ihre 
Verantwortung in Deutschland zu vernachlässigen.  

 

Jürgen Vahnauer: Wir sind ein Unternehmen, das etwa 8,5 Mio. �  Umsatz in Polen macht. 
Wir machen diesen Umsatz seit ungefähr vier bis fünf Jahren, und wir haben in diesem Jahr 
in Polen ein Werk eröffnet. Wir haben im Frühjahr in unserem Werk einen Werkhallen-Talk 
gemacht; dabei ging es auch um dieses Thema. Uns wurde vorgehalten, dass wir die Pro-
duktion nach Polen verlagern wollen. Jetzt sage ich Ihnen eine Zahl, von Januar bis heute 
haben wir 44 neue Arbeitsplätze in Neubrandenburg geschaffen. Wir sagen unseren Leuten, 
alles das, was wir in Polen machen, festigt euren Arbeitsplatz in Neubrandenburg – nicht 
umgekehrt. Das ist entscheidend. Es geht auch nicht darum, die Produkte billig aus Polen 
zurück zu holen. Bei uns kommen andere strategische Konzepte damit in Gang. Es geht 
also nicht nur in Richtung Polen, es geht um Risiko und Chance. Als erstes natürlich um die 
Chancen. Wenn ich mich als Unternehmer nicht darauf konzentriere, was mir Vorteile bringt, 
dann werde ich vor Angst die Hosen immer voll haben. Außerdem muss man seinen Mitar-
beitern klar machen, wenn ich über die Grenzen hinaus gehe, dann bringt dir das Vorteile. 
Du hast dich darauf einzustellen, du hast dich zu qualifizieren, du hast zu arbeiten. Wenn du 
qualifiziert arbeitest, dann wird auch dein Arbeitsplatz von einem anderen, der das nicht 
kann, nicht übernommen werden.  

 

Helmut Holter: Herr Vahnauer hat das sehr gut beschrieben. Ich kenne sehr viele Unterneh-
men, die sagen, okay, ich gründe einen Zweigbetrieb in Polen oder mache ein Joint Venture 
mit Polen zusammen. Ganz klar, die Förderregularien sind so, wenn nach fünf Jahren die 
Förderbedingungen erfüllt sind, ist es eine unternehmerische Handlung. Aber die Regel ist 
so, wie Herr Vahnauer es beschrieben hat, dass Unternehmen mit ihrem Standort in den 
neuen Ländern den Schritt in den polnischen, russischen oder in andere Märkte hinein ge-
hen. Diesen Weg sollte man ganz klar unterstützen. Schwarze Schafe kann man nicht gene-
rell verhindern. Die Verankerung in der Region ist für die Unternehmen wichtig, die ganzen 
Beziehungen, die aufgebaut wurden, weiterhin zu nutzen, um dann auch erfolgreich im Aus-
land tätig werden zu können. Gerade in Ost-Mecklenburg-Vorpommern findet man viele Un-
ternehmen, die genau so handeln.  
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Jutta Reiter: Ich will das betonen, was eben gesagt wurde. Mir signalisieren viele Betriebs-
räte in Nordrhein-Westfalen, dass mit der EU-Osterweiterung Arbeitsplätze sicherer gewor-
den sind. 

Einfach deshalb, weil eine win-win-Situation entstanden ist. Für mich stellt sich aber die 
Frage, wie kann man eine solche win-win-Situation besser organisieren? Für uns als Ge-
werkschaften ist diese Frage existentiell wichtig, weil wir dadurch Beschäftigungssicherung 
einleiten. Das andere, was mir gesagt wird, ist, dass häufig in den Beitrittsländern Unter-
nehmen gegründet wurden, die aber wieder geschlossen wurden, weil die Qualitätsstan-
dards nicht dem entsprechen, was unsere Produktionslinie verlangt. Ich denke, in diesem 
Zusammenhang ist in Bezug auf die Qualifikation eine Menge Potenzial. 

 

Tilo Braune: Wenn man bedenkt, dass mit den Beitrittsländern ein Markt mit 100 Mio. neuen 
Konsumenten der EU mit den erleichterten Zugangsbedingungen beitritt, dann ist für eine 
Exportnation wie Deutschland relativ einfach erkennbar, dass hier eine sehr große Chance 
liegt. Die Schwierigkeiten liegen eher in den grenznahen Bereichen und das ist ja unser heu-
tiges Thema, weil hier nur wenige Betriebe tatsächlich Exportbetriebe sind. Das sind zu-
nächst einmal die Großen in Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Bayern, die da-
von profitieren. Daher liegt der Zauber nicht im Export, sondern in der Kooperation im klei-
nen und mittelständischen Bereich. Um dies entsprechend zu gestalten, gibt es eine Reihe 
von gut arbeitenden Institutionen. Wenn wir es noch schaffen, das Beratungsangebot für die 
konkreten Projekte zu verbessern, haben wir eine ganze Menge geschafft.  

 

Dr. Astrid Ziegler: Angesichts der fortgeschrittenen Zeit nehme ich nun das Gespräch wieder 
auf das Podium zurück. Ich möchte gerne die Podiumsteilnehmer um ein abschließendes 
Statement bitten. Und zwar zu der Frage, wie viel Zeit haben bzw. brauchen wir, bis die ost-
deutschen Regionen, die ostdeutschen Unternehmen und die ostdeutschen Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen von den Chancen der EU-Erweiterung profitieren, auf der Gewinner-
seite stehen werden? 

 

Heinz Kaulen: Die Frage nach der Zeit kann ich nicht beantworten, das wäre lesen im 
Kaffeesatz. Nur eins kann ich sagen, dass alles seine Zeit braucht. Es ist notwendig, die 
eigenen Stärken zu definieren und gemeinsam an diesen Stärken zu arbeiten. Meine Wahr-
nehmung ist, wenn man sich nicht drum kümmert, findet der Strukturwandel trotzdem statt. 
Aber dann unsortierter und ungeordneter mit anarchischen Strukturen. Von daher meine ich, 
aus Sicht der abhängig Beschäftigten ist es wichtig, dass wir regulativ in diesen Prozessen – 
nicht bestimmend aber begleitend und fördernd – eingreifen, und nur darin sehe ich eine 
Chance. Ich glaube außerdem, dass wir die Regionen in Europa nicht miteinander verglei-
chen können. Das wäre kopieren ohne zu kapieren. Die Kräfte vor Ort sind in der Regel im-
mer am besten geeignet, die Dinge miteinander zu verabreden und das zu tun, was sie für 
notwendig halten. Im Hinblick auf Brüssel sage ich, die Regionen sind nicht ein Vorort von 
Brüssel, manchmal wäre hier ein Stück Bescheidenheit angebrachter. 

 

Tilo Braune: Ich glaube, was Herr Kaulen eingangs gesagt hat, dass man in seiner Region 
bereits seit 25 Jahren arbeitet und man immer noch nicht dort angekommen ist, wo man hin 
will, das belegt einerseits, dass wir in den ostdeutschen Grenzregionen keine Angst haben 
müssen, dass sich hier überfallmäßig alles verändert. Andererseits muss man sehr wach 
sein, denn wenn dieser Prozess, der vor uns liegt, eigentlich schon läuft, nicht konstruktiv 
gestaltet wird und man ein Mitspieler in diesem Prozess ist, sondern wenn man nur Beob-
achter bleibt, dass man dann mit Sicherheit zu den Verlierern gehört. Das heißt, so gesehen 
haben wir keine Zeit. Wir müssen sofort die Dinge anpacken, die Konzepte für Kooperation 
vertiefen und gemeinsame Projekte auf den Weg bringen. Also jetzt handeln, um von den 
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Chancen zu profitieren und keine Sorgen haben, dass sich am 1. Mai die Welt völlig verän-
dert. Es wird ein Hineinwachsen in eine neue Situation geben, von der ich glaube, dass die 
Chancen überwiegen werden. 

 

Helmut Holter: Klar, die Zeitfrage ist sehr schwer zu beantworten. Ich habe zu Beginn auf 
die deutsche Einheit Bezug genommen. Die Ostdeutschen, die Bürger und Bürgerinnen der 
neuen Länder, sind offen für Veränderungen, sie sind unwahrscheinlich lernfähig, ob im pri-
vaten, wirtschafts- oder gesellschaftspolitischen Bereich.  

Diese Tatsache stimmt mich optimistisch, dass sie die Erweiterung der Europäischen Union 
sehr offen und flexibel annehmen. Aber eigentlich haben wir gar keine Zeit, weil 2006/2007 
der große demografische Knick eintreten wird. Die Jugendlichen, die uns heute Sorgen be-
reiten, sie mit Ausbildungsplätzen zu versorgen, werden dann nicht mehr in der großen Zahl 
da sein. Ich habe in meinem Ressort eine Studie herausgegeben, die kommt zu dem Ergeb-
nis, dass nach 2010 in Mecklenburg-Vorpommern 130.000 Arbeitskräfte fehlen werden. Das 
hat was mit demografischer Entwicklung und auch mit technologischer Entwicklung zu tun. 
Hier ist die Herausforderung beschrieben. Wir müssen uns als Region in Europa begreifen. 
Wir müssen uns als Drehscheibe begreifen und diese in den nächsten Jahren mit Projekten 
untermauern. Ansonsten gehören wir tatsächlich zu den Verlierern und das möchte ich nicht.  

 

Petra Hintze: Es geht nicht um Gewinner oder Verlierer, es geht mir mehr um das Zusam-
menwachsen von Regionen. Da die nächste Erweiterung die bisher größte und gigan-
tischste ist, wird es einen sehr, sehr langen Zeitraum geben, indem die Menschen daran 
arbeiten müssen, dieses Zusammenwachsen auszuleben und mit Inhalten auszufüllen. Es 
ist fatal, eine Jahreszahl zu nennen, es wird ein historischer Prozess, der sicherlich auch 
unsere Kinder beschäftigen wird. Ich finde es unheimlich spannend, an diesem Prozess 
mitwirken zu dürfen. 

 

Klaus Ulrich: Der Prozess hat begonnen, das Ende ist offen. Die Strukturfonds geben eine 
Hilfe, eine Hilfe zur Selbsthilfe, sie geben einen Rahmen, den die Europäische Kommission 
bietet, um es Ihnen zu erleichtern, einen solchen Wandel, einen solchen Anpassungspro-
zess wahrzunehmen. Wir setzen in der jetzigen Förderperiode schon sehr stark auf eine de-
zentrale Programmverwaltung. Projekte, die über die Strukturfonds gefördert werden, setzen 
an Unternehmenskooperationen an. Ich kann Ihnen jetzt schon sagen, dass diese Dezentra-
lisierung in der nächsten Förderphase noch verstärkt werden wird. Dann liegt es vor allem 
auch an den Akteuren vor Ort, was sie daraus machen und wie sie die Herausforderungen 
und Chancen umsetzen und nutzen. 

 

Dr. Astrid Ziegler: Wir haben uns heute Vormittag intensiv über die Risiken und Chancen, 
aber auch mit den Perspektiven der grenznahen Regionen zwischen Ostdeutschland, Polen 
und Tschechien nach der EU-Erweiterung ausgetauscht. Wir haben gehört, wie wichtig die 
Initiativen vor Ort, die Zusammenarbeit regionaler Akteure sind bei dem europäischen Inte-
grationsprozess. Ich habe verstanden, dass die EU-Erweiterung als Chance zu sehen ist. 
Dass die Vernetzung der regionalen Akteure ein sehr wichtiger Faktor ist. Zu den vordring-
lichsten Aufgaben wird es gehören, die bestehenden Hindernisse und Vorbehalte gegenüber 
der EU-Erweiterung abzubauen. Dies wird nur möglich sein, wenn die Menschen in der Er-
weiterung eine Chance sehen, wo sie ihre Beschäftigungssituation und ihre soziale Lage 
verbessern können.  

Mir bleibt jetzt nur noch, mich bei den Podiumsteilnehmern für die sehr spannende und an-
regende Diskussion zu bedanken. Auch Ihnen im Publikum gilt mein besonderer Dank, dass 
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Sie sich so aktiv mit Ihren Fragen und Beiträgen heute Vormittag in die Diskussion einge-
schaltet haben. 

Herzlichen Dank. 
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Parallele Foren 

 
Forum 1: Produkte, Märkte und Arbeit – Entwicklungschancen von 

Unternehmen im grenznahen Raum 

 

Moderation:  Petra Hintze, 
IHK zu Neubrandenburg 

Berichterstattung: Prof. Dr. Hermann Ribhegge, 
Universität Frankfurt/Oder 

 

Präsentation: Deutsch-Polnische 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
Matthias Rehm 

Integrationsprozesse zwischen Deutschland und 
Polen: Arbeitnehmer im Sozialen Dialog 
Maria Scholz (IG Metall Bezirk Berlin-Brandenburg-
Sachsen) 

HOBAS Rohre GmbH, Neubrandenburg 
Jürgen Vahnauer  

„ Handlungskompetenz und Agieren auf neuen 
Märkten durch Lernen aus Erfahrung und Theorie“  
Reinhard Petzold (DePoWi Frankfurt / Oder) 
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Deutsch-Polnische Wirtschaftsförderungsgesellschaft AG 

 
Matthias Rehm 

 
 
1. Die Deutsch-Polnische Wirtschaftsförderungsgesellschaft AG (TWG) 

Aufgaben, Struktur, Kompetenzen, Leistungsangebote  

 

Die Deutsch-Polnische Wirtschaftsförderungsgesellschaft AG (TWG) wurde im März 1994 
auf Initiative der Regierungen beider Länder gegründet, um die Zusammenarbeit vor al-
lem kleiner und mittlerer deutscher und polnischer Unternehmen zu fördern und zu inten-
sivieren. 

Die Aktionäre der TWG sind der polnische Staat, die Bundesländer Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und der Freistaat Sachsen. Das Stammkapital und die laufen-
den Finanzierungsaufwendungen kommen zu jeweils 50 % aus Deutschland und Polen. 
Auch die Aufsichtsgremien und der Vorstand sind paritätisch besetzt. 

 

 

Grundlagen der Wirksamkeit der TWG sind das spezifische fachliche Wissen ihrer 30 
deutschen und polnischen Mitarbeiter und die detaillierte Kenntnis der nationalen und re-
gionalen Bedingungen auf beiden Seiten der Grenze. 

Die TWG berät in allen Fragen der deutsch-polnischen grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit und  

·  vermittelt spezifische regionale Informationen zu den deutsch-polnischen Grenz-
regionen, 

·  sucht und offeriert geeignete Investitionsstandorte und Gewerbeimmobilien, 

·  vermittelt Kooperations- und Handelspartner, 
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·  recherchiert zu wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und beschafft alle notwendigen 
Standortinformationen, 

·  hilft bei der Einholung von Genehmigungen, Zertifikaten und Gutachten, 

·  berät und unterstützt bei der Umsetzung von Unternehmenskonzepten und begleitet 
kompetent und zeitsparend auf dem Weg durch die regionalen und zentralen Ad-
ministrationen, 

·  erarbeitet Produkt- und Marktinformationen und veröffentlicht Analysen, Studien und 
Wirtschaftsnachrichten, darunter die Standardwerke „Wirtschaftshandbuch Polen“ und 
„Deutsch-Polnisches Vertragshandbuch“. 

Die TWG ist der kompetente Partner für die Anbahnung und Vermittlung deutsch-polni-
scher Geschäftsbeziehungen. Mit dem fachlichen und regionalen Know-how und den Er-
fahrungen und Verbindungen ihrer deutschen und polnischen Mitarbeiter steht sie insbe-
sondere kleinen und mittleren Unternehmen als Berater und Begleiter für den Einstieg in 
einen neuen Markt zur Verfügung. 

Seit ihrer Gründung haben über 10.000 Unternehmen, Institutionen und Kommunen die 
TWG um Hilfe, Beratung und Unterstützung ersucht. 

Die TWG half u. a. bei der Gründung von 188 Joint Ventures und beim Abschluss von 177 
Kooperationsvereinbarungen. Sie hat als Hilfe zur Markterschließung 150 deutsch-polni-
sche Wirtschaftskonferenzen und Kooperationsbörsen mit über 12.700 Teilnehmern 
durchgeführt und 135 Handbücher, Branchenanalysen und Informationsbroschüren ver-
öffentlicht. 

 
 
2. Vorstellung des Wirtschaftsportals www.infopolen.de über Polen 

 
Über 2000 Seiten Fakten, Daten und Trends zur Wirtschaft Polens in deutscher Sprache. 
Siebenundzwanzig Partner sichern die fachliche Kompetenz und die tägliche Aktualität.  

News 
Wirtschaftsnachrichten, Wechselkurse, Interviews, Hinweise auf neue 
Rechtsvorschriften 

Staat, Politik, Gesellschaft 
u. a. Informationen zu Staatsaufbau, Parteien und Politikern 

Wirtschaftsdaten 
u. a. Basisdaten, Wirtschaftsregionen, Branchen, Infrastruktur, Arbeitsmarkt, Privati-
sierung, Wirtschaftsförderung  

Rechtliche Rahmenbedingungen 
u. a. Handels-, Gesellschafts-, Arbeits-, Verwaltungs- und Steuerrecht, Zertifizierung, 
Zollbestimmungen  

Unternehmerpraxis 
u. a. Joint-Venture-Gründungen, Arbeitsgenehmigungen, Aufenthaltserlaubnis, Internetzu-
gang, Erfahrungsberichte 
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Tipps und Termine 
u. a. Messe- und Veranstaltungskalender, Grenzübergänge, Routenpläne, Wörterbücher, 
Links, Kooperationsangebote 

Datenbanken 
Publikationen, Adressen, Archiv 

 
 
3. Der Wirtschaftsstandort Polen und die wirtschaftlichen Beziehungen zu 

Deutschland 

Stand und Perspektiven  

 
Allgemeine Informationen zu Polen 

·  Entwicklung des BIP, BIP pro Einwohner im Vergleich mit anderen Staaten 

·  Entwicklung der Arbeitslosigkeit, Arbeitslosigkeit nach Regionen 

·  Inflationsentwicklung 

·  Ausländische Direktinvestitionen 

a) nach Herkunft 
b) nach Branchen 
c) größte Investoren 
d) bevorzugte Standorte 
e) Vergleich mit anderen MOE-Staaten  

·  Außenhandel 

a) Export nach Ländern 
b) Export nach Warengruppen 
c) Import nach Ländern 
d) Import nach Warengruppen 
e) deutsch-polnischer Handel 

·  Kreditrating 

·  Korruptionsindex 

·  Schwerpunkte der Wirtschaftsstrategie. 

 
 
 
Matthias Rehm 
Polsko-Niemieckie Towarzystwo Wspierania Gospodarki S.A. 
ul. Kobylogórska 68 

PL-66-400 Gorzów Wlkp. 

Tel.: +48 95 720 83 53 
Fax:  +48 95 720 83 51 
E-Mail: rehm@twg.pl 
www.infopolen.de 
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Integrationsprozesse zwischen Deutschland und Polen 

 
Maria Scholz (IG Metall Bezirk Berlin-Brandenburg-Sachsen) 

 
 
Unterstützung von Arbeitnehmervertretern Polens und ihrer Gewerkschaften bei 
der Einführung von EU- Bestimmungen zum sozialen Rechtsbestand 

�

In Kooperation mit der NSZZ-Solidarnosc und der OPZZ entstand eine erste Bestands-
aufnahme über notwendige Maßnahmen grenzübergreifender Kooperation und eines 
Erfahrungstransfers über die Formen (über)betrieblicher Mitbestimmung sowie der Er-
kenntnisse aus dem Transformationsprozess im Bereich der Arbeitsmarkt- und Industrie-
politik. 

Als ein erster Schwerpunkt hat sich dabei der Abbau von Defiziten im Wissen und Um-
gang mit EU-Bestimmungen, Rechten und Richtlinien zum sozialen Rechtsbestand und 
im besonderen zu den Informations-, Anhörungs- und Mitwirkungsrechten vor allem in 
gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen herauskristallisiert. 

Die Erhöhung der Handlungs- und Gestaltungskompetenz der Arbeitnehmervertreter 
Polens und ihrer Gewerkschaften in diesen Fragen ist wesentliche Voraussetzung für prä-
ventive und partizipative Ansätze�

a) auf betrieblicher Ebene etwa bei einer potenziellen Bedrohung der Beschäftigten 
(z. B. antizipative Maßnahmen in den Bereichen Ausbildung und Qualifizierung; 
vgl. den geänderten Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Information und 
Anhörung der Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft, Brüssel, den 
23.05.2001, S. 7, Punkt 8), 

b) auf außerbetrieblicher Ebene im Bereich der Beschäftigungspolitik zur Verhinde-
rung von De-Industrialisierung, 

c) auf politisch-administrativer Ebene, verbunden mit der Notwendigkeit, EU-Richt-
linien in nationales Recht umzusetzen, 

d) insgesamt zur Entwicklung und Festigung des „sozialen Dialogs“. 

 

Zielgruppe(n) des Projektes�

Betriebliche und hauptamtliche Interessenvertreter der polnischen Gewerkschaften OPZZ 
und NSZZ, sowie ebenfalls betriebliche und hauptamtliche Interessenvertreter der IG- 
Metall aus dem Bezirk Berlin - Brandenburg - Sachsen. Sie erhalten durch ihre TN die 
Möglichkeit, als geschulte Multiplikatoren KollegInnen in den verschiedenen Betrieben in 
die Lage zu versetzen, komplexe Netzwerke zu bilden, somit Mitwirkungsrechte zu 
verbreitern und durch die Entwicklung des sozialen Dialogs breitere Bündnisse im Bereich 
der Betriebs- und Strukturpolitik zu schaffen, deren Praxis wirkungsvolle Ergebnisse nach 
sich zieht. 

�

�

 

Bezirk 
Berlin-Brandenburg- 
Sachsen 
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Angewandte Methoden / eingesetzte Instrumente? 

Seminare mit moderierter Arbeitsgruppen- und Plenumsarbeit, incl. Rollenspielen, Sozio-
metrie und Instrumenten aus dem Projektmanagement, sowie der systemischen Bera-
tung. Fallbeispiele, Einzelarbeit mit ständigem Feedback dienen sowohl der Motivation 
der TN selbst, und sie sichern durch die dadurch entwickelte Kreativität und der praxis-
nahen Umsetzung ein vielfältig anwendbares Instrument, angelegt auf die individuellen 
Problematiken der KollegInnen in den Betrieben, als eine direkte Möglichkeit der Einfluss-
nahme bei Konfliktlösungen. In den Seminaren lernen die TeilnehmerInnen mit Moderati-
onsmaterialien und -methoden zu arbeiten, die sie im Alltag vor Ort einsetzen können, um 
ihre Arbeit zu professionalisieren und zu effektivieren. 

 

 

 

Maria Scholz 
IG Metall Bildungsstätte Berlin 
Am Pichelssee 30 

13595 Berlin 

Telefon: 030/36204141 
maria.scholz@igmetall.de 
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HOBAS Rohre Gmbh, Neubrandenburg 

 

Jürgen Vahnauer 

 
 
Einige Sätze zu uns: 

Die HOBAS Rohre GmbH, Neubrandenburg, gehört zu einer schweizerisch-österreichi-
schen Unternehmensgruppe, die sich mit der Herstellung von Leitungssystemen aus GFK 
und dem Verkauf von Anlagen zu deren Herstellung befasst. 

Nachdem zu Beginn der 80iger Jahre von einem Firmensitz in Oberhausen Rohre aus der 
Schweiz in Deutschland verkauft wurden, befasste man sich später mit der Errichtung 
eines Werkes in Deutschland, das dann letztendlich durch die politische Wende 1991 in 
der Region Neubrandenburg geplant und schließlich in Trollenhagen-Hellfeld in den Jah-
ren 1992/1993 errichtet wurde.  

Im Rahmen der ursprünglichen Investition von ca. 55 Mio. DM waren knapp 100 Arbeits-
plätze geplant. Aktuell beschäftigen wir 245 Mitarbeiter in unserem Unternehmen in 
Deutschland. Die Folgeinvestitionen betragen rund die Höhe der ursprünglichen Investiti-
onen.  

Damit bin ich beim Thema. Wenn wir uns mehr als verdoppelt haben, d. h., auch mehr als 
das Doppelte produzieren, muss entsprechend verkauft werden. 

1996 haben wir gezielt begonnen, zu prognostizieren und uns damit für jeweils 10 Jahre 
im Voraus kurz-, mittel- und langfristige Ziele abgesteckt. 1996 haben wir erkannt, dass 
Deutschland im Zeitraum 2001 bis 2006 zu 97 % mit Wasser- und Abwasserleitungen 
versorgt sein wird - im Jahre 2003, so sagen neueste Untersuchungen, sind es bereits 99 
%. 

Eine – ich betone „eine“ – Möglichkeit, dem zu begegnen, haben wir im Export gesehen, 
und entgegen allen Unkenrufen haben wir uns im ersten Schritt nach Osten - und hier 
speziell auf unseren Nachbarn Polen - orientiert. 

 

 

 Umsätze 1998 – 2003 mit Polen, Tschechien, Ungarn in T EUR0 

Land 1998 1999 2000 2001 2002 2003 
(30.10.) 

Polen 3746 7652 6440 8543 8294 5008 

Tschechien   343   265   410   308   675   170 

Ungarn - - - - -   521 

 

 

Ein Blick auf die Entwicklung zeigt, dass sich der Umsatz mit Polen bei rund 8,5 Mio. EUR 
(bei 34 Mio. EUR Gesamtumsatz) eingepegelt hatte. Im Jahr 2003 gibt es eine leicht 
rückläufige Tendenz, wenn auch noch zwei Monate bis zum Jahresende fehlen. (siehe 
Anhang) Sie sehen jedoch auch eine andere Tendenz: Wir erschließen wieder neue Fel-
der sowohl territorial als auch mit neuen Produkten. So haben wir eine neue Fertigungs-
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linie in Neubrandenburg für Sonderprofile, die zur Sanierung alter Abwasserkanäle einge-
setzt werden, eröffnet. 

 

Was ist aus unserer Sicht verallgemeinerungswürdig? 

1. Man sollte in dem Zielland den Markt ergründen und ihn dann erschließen. Dazu be-
darf es Mitarbeiter, genauer gesagt „Verkäufer“ aus diesem Land. Wir haben also eine 
Verkaufsorganisation geschaffen. 

2. Wir haben unsere deutschen Mitarbeiter auf die Situation eingestellt. Das fängt be-
kanntlich mit der Sprache an. In einem umfangreichen Weiterbildungsangebot haben 
wir unsere kaufmännischen Mitarbeiter die englische Sprache lernen lassen. 

3. Wir haben uns mit kulturellen Unterschieden befasst. Es nützt niemandem nach Polen 
zu gehen und zu sagen: „So machen wir das in Deutschland.“ Wir müssen fragen: 
„Wie macht ihr das in Polen?“ Und so müssen wir es dann dort auch tun. 

4. Das soll nicht heißen, dass unsere polnischen Kollegen nicht in die Neubrandenburger 
Firmenkultur integriert werden. Jeder, der für HOBAS Polen eingestellt wurde, hat eine 
Einarbeitungszeit in Neubrandenburg durchlaufen. Das ist schon für das persönliche 
Kennenlernen wichtig. 

5. Wir haben uns zu einem Zeitpunkt, in dem wir Stabilität erreicht hatten, damit befasst, 
in Polen ein Werk zu errichten. Hier haben viele Gründe eine Rolle gespielt, u. a. 
mussten wir uns auf polnische Forderungen einstellen.  

Wir haben jedoch auch begonnen, die Märkte im Baltikum und Weißrussland zu er-
schließen, und Russland ist auch äußerst interessant.  

Eines wollten wir auf keinen Fall, unsere Produktion nach Polen verlagern. Ganz im 
Gegenteil, wir haben in diesem Jahr eine neue Produktionsstrecke eröffnet und insge-
samt 40 Arbeitsplätze in Neubrandenburg neu geschaffen. 

Wir haben auch noch Folgendes festgestellt: Billiger wäre es nicht, Rohre aus Ober-
schlesien nach Deutschland zu bringen. 

6. Es denke niemand, dass es nur in Deutschland Bürokratie gibt und Bestand nur das 
Unbeständige hat. Auch andere Länder haben ihre Probleme. Will man jedoch nicht 
darin in die Irre laufen, gilt das zu 1. Gesagte, nämlich man benötigt Leute aus dem 
jeweiligen Land, die wissen, wie man sich zu verhalten hat. 

7. Immer wieder geäußerte Befürchtungen zur Zahlungsmoral, Vertragsuntreue usw. 
können wir nicht bestätigen. Anders gesagt, diese Sachen sind in Deutschland ausge-
prägter. Es ist jedoch schwieriger, sich zu versichern. 

8. Die polnische Infrastruktur ist problematisch. Vieles können wir nur klären, weil wir uns 
eine eigene Möglichkeit per Flug geschaffen haben. 

Wie sehen wir die weitere Entwicklung? Im Rahmen unserer Firmengruppe sind wir seit 
diesem Jahr der Leitbetrieb für Nordeuropa und haben damit die Ertragsverantwortung für 
unsere Tochterunternehmen in Frankreich, Benelux, Skandinavien und Polen. 

Wir werden uns nicht weiter nach Westen ausdehnen, jedoch auf jeden Fall nach Osten. 
In den Baltischen Ländern, in Finnland und Weißrussland haben wir Vertretungen, die 
auszubauen sind. Um Russland kümmern wir uns. Südosteuropa werden wir mit Spezial-
erzeugnissen versorgen (weil dort Österreich zuständig ist). Die Mitgliedschaft der ost-
europäischen Länder in der EU kommt uns dabei ausschließlich entgegen. Allein die ge-
samten Zoll- und Grenzprobleme wirken sich positiv aus. 

Auf andere Sachen, wie z. B. die Angleichung der Qualitätsparameter, hoffen wir.  
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Wir werden uns intern weiter umstellen, ganz besonders der Verkaufsinnendienst und die 
technische Verkaufsunterstützung sind umzuorientieren. Wir müssen unsere Mitarbeiter 
weiter qualifizieren. Sprachen, Handelsrecht, Kultur unserer Partnerländer werden immer 
mehr in den Vordergrund rücken. Jeder Mitarbeiter muss erkennen, dass sein Arbeitsplatz 
durch die Zusammenarbeit sicherer wird, nicht umgekehrt; und er selbst muss sich inten-
siv bemühen, diesen internationalen Ansprüchen gerecht zu werden. 

 

 

Jürgen Vahnauer 
HOBAS Rohre GmbH 
Gewerbepark 1/Hellfeld 

17034 Neubrandenburg 

jvahnauer@hobasrohre.de 
Tel.: 03 95/45 28-1 21 
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„ Handlungskompetenz und Agieren  
auf neuen Märkten durch Lernen  
aus Erfahrung und Theorie“  

 
Reinhard Petzold (DePoWi Frankfurt / Oder) 

 
 
Das Projekt HAMLET ist ein INNOPUNKT 3 Projekt der LASA, im Auftrage des MASGF. 

Träger ist die Deutsch-Polnische Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft mbH. 

Zielstellung des Projektes ist es, 30 Brandenburger Klein- und Mittelständische Unter-
nehmen auf eine wirtschaftliche Tätigkeit in der Republik Polen betriebs- und bedarfsge-
recht vorzubereiten bzw. Unternehmen, die bereits in Polen tätig sind, weiteres Wissen zu 
vermitteln. 

Das Projekt wird in 2 Etappen realisiert. Im Jahre 2002 haben 11 Unternehmen am Pro-
jekt teilgenommen, zur Zeit, im Jahr 2003, befinden sich 19 Unternehmen in der 
Qualifizierung. 

Der Schwerpunkt der Qualifizierung liegt in der auf den spezifischen Wissensbedarf der 
Unternehmen ausgerichteten Wissensvermittlung. 

Für jedes Unternehmen wurde ein spezieller Qualifizierungsplan erarbeitet.  

Die Wissensübergabe erfolgt über das Internet, in einer nur dem jeweiligen Unternehmen 
zugänglichen Datei, über E-Mail, Videos und nur in 3 zentralen Veranstaltungen im Jahr. 

Begleitend dazu wird die persönliche Beratung des Unternehmens, am Betriebsort, 
durchgeführt.  

Die teilnehmenden Unternehmen kommen aus den Branchen: Dienstleistungen, Handel, 
Brandschutz, Bauwesen, Altenpflege, Wohnungswirtschaft, Ingenieurleistungen, Wasser- 
und Abwasser, Biogasanlagen, alternative Energien, Metallbau, Logistik, Transport, Elek-
trotechnik, Kampfmittelräumung, Bodensanierung, Umwelttechnik und Bildung. 

Parallel zur theoretischen Wissensvermittlung werden Unternehmenstreffen mit polni-
schen Unternehmen der gleichen Branche zum Wissensaustausch und mit Unternehmen, 
die als zukünftige Kooperationspartner in Frage kommen, organisiert. 

Im Ergebnis der Teilnahme am Projekt sollen aus Unternehmersicht folgende Fragen be-
antwortet werden können:  

1. Der polnische Markt ist eine Wirtschaftliche Zielstellung für mein Unternehmen. 

2. Der polnische Markt ist nicht interessant für das Unternehmen, weil… 

3. Ein möglicher Kooperationspartner ist gefunden. 

 
 

Reinhard Petzold 
DePoWi - Deutsch-Polnische-Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft 
Bergstr. 32 

15230 Frankfurt (Oder) 

0335/64439 
depowi@t-online.de 
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Forum 2: Arbeitsmarktprozesse und berufliche Bildung – die Integration 
der Arbeitsmärkte vorbereiten 

 

Moderation: Petra Meyer, 
DGB Berlin-Brandenburg 

Berichterstattung: Elmar Hönekopp, 
IAB Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

 

Präsentation: Arbeitsorientierter Kompetenztransfer im 
sächsisch-polnisch-tschechischen Raum 
Sabine Zimmermann (DGB Region Zwickau) 

Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und Stettin 
Anna Patecka (kowa Neubrandenburg) 

Erweiterung lokaler Beschäftigungspotentiale 
durch Europäische Partnerschaften (ELPEP) 
Eva-Maria Flick (BBJ Consult Neubrandenburg) 

Projekt WIKTOR 
Inka Mohns (Angermünder Bildungswerk e. V.) 
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Bericht aus Forum 2 

 

Elmar Hönekopp, IAB Nürnberg 

 
 
Vier Kooperationsprojekte wurden in Forum 2 vorgestellt und diskutiert: 

1. Das Qualifizierungsprojekt „Interregionaler arbeitsorientierter Kompetenztransfer im 
sächsisch-polnisch-tschechischen Grenzraum“ (INTERAKT) des IGR ELAN 

2. Das Projekt „Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und die Region Stettin“ der Koope-
rationsstelle Wissenschaft und Arbeitswelt (kowa) in Mecklenburg-Vorpommern 

3. Das Projekt „ Erweiterung lokaler Beschäftigungspotentiale durch europäische Part-
nerschaften“ (ELPEP) der BBJ Consult AG 

4. Das Programm „Wirtschaftsentwicklung, Internationalisierung, Kooperationsanbah-
nung und Transfer in der Oder-Region“ (WIKTOR) des ABW (Angermünder Bildungs-
werk) 

 

 

Kurzdarstellung der vier Projekte: 

 

1. INTERAKT wird vom Interregionalen Gewerkschaftsrat ELAN (Elbe-Neiße) in Koopera-
tion mit dem DGB Sachsen, den DGB Regionen, den Einzelgewerkschaften, der � MKOS 
und NSZZ Solidarno� �  über die Dauer von zwei Jahren realisiert (Beginn war im Herbst 
2003). Die berufsbegleitende Qualifizierung wird in zwei Teilnehmergruppen (eine allge-
meine und eine speziell für Jugendliche) aus KMU in den Grenzregionen durchgeführt.  

Ziele sind: Sicherung und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und Handlungskom-
petenzen von Arbeitnehmern/-innen im Grenzraum, Förderung der unternehmerischen 
Anpassungsfähigkeit in den Bereichen Personal- und Organisationsentwicklung von KMU, 
Identifizierung gemeinsamer Probleme und Herausforderungen des Grenzraums, Ent-
wicklung und Erprobung bi- und trinationaler Weiterbildungsmodule, Organisation länder-
übergreifender Vertretungen von Arbeitnehmern/-innen, Planung eines länderübergreifen-
den Jugendnetzwerkes, Aufbau grenzüberschreitender Netzwerke und Kooperationen, 
Förderung der regionalen und europäischen Identität, Abbau von Vorurteilen und Ängs-
ten, Förderung gemeinsamer Arbeits-, Lern- und Lebensbeziehungen. 

Als Probleme wurden angesprochen die Förderstruktur (Interreg IIIa mit PHARE Cross-
Border Cooperation – CBC – nicht passfähig), das fehlende Interesse der KMU in den 
sächsischen Grenzregionen, die Tatsache einer rein deutschen Teilnehmerschaft, und die 
doch etwas abweichenden Positionen der verschiedenen nationalen Gewerkschaften über 
die Grenzen hinweg im Wettbewerb der Teilgrenzregionen. 

 

2. Bei der „Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und die Region Stettin“ arbeiten 
der Interregionale Gewerkschaftsrat (IGR) Pomerania, die Arbeitgeberverbände und 
Kammern, die Hochschulen und die regionalen Bildungsträger und die Kooperationsstelle 
Wissenschaft und Arbeitswelt (kowa) an der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt 
(Oder) als Partner zusammen. In dem Projekt werden Erfahrungen der deutsch-polni-
schen Gewerkschaftskooperation aufgenommen, darauf aufbauend verstärkt und um 
neue Aspekte erweitert. Es orientiert sich an der Europäischen Beschäftigungsstrategie 
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und hat die Vorbereitung und die Begleitung der Erweiterung der Europäischen Union 
zum Ziel. Dabei richtet sich das Projekt an die Sozialpartner und Arbeitnehmer/-innen aus 
grenznahen Gebieten aus Mecklenburg-Vorpommern und Westpommern. Das Projekt hat 
drei Säulen: eine soziokulturelle Informationsstrategie, eine arbeitsweltorientierte Informa-
tionsstrategie und eine beschäftigungspolitische Strategie. Das Projekt wird im Rahmen 
des Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramms des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern und durch die Europäische Union (Europäischer Sozialfonds) finanziert. 

In der Diskussion wurden das Verfahren der Teilnehmerauswahl, der wechselnde Perso-
nenkreis, die Begründung der sektoralen Schwerpunktlegung und die praktizierten Koope-
rationen (auch grenzüberschreitend) nachgefragt. 

 

3. ELPEP „Erweiterung lokaler Beschäftigungspotentiale durch europäische Partner-
schaften/ Extension of Local Potentials by European Partnership“ baut auf dem früheren 
Projekt „Lokale Partnerschaften für Beschäftigung im südlichen Ostseeraum“ auf, in dem 
sich u. a. gezeigt hatte, dass ein akuter Bedarf an verbesserter Koordinierung, mehr 
Fachkompetenz und Effizienz besteht. In diesem Sinne ist es Ziel von ELPEP, lokale Ak-
teure in ihrer Kompetenz zu strategischer Planung und bei der Umsetzung beschäfti-
gungspolitischer Maßnahmen in den Regionen im Sinne der europäischen Beschäfti-
gungsstrategie zu unterstützen. Als Partner sind die Arbeitsverwaltungen aus Storström 
und Landskrona (Schweden), die Stadtverwaltung von Turku (Finnland), das Arbeits-
marktinstitut des portugiesischen Sozialministeriums und die Arbeitsverwaltung der 
Wojewodschaft Stettin (Polen) an dem Projekt beteiligt. Es ist eng am Regionalisierungs-
ansatz des Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramm (ASP) für Mecklenburg-Vor-
pommern orientiert. Das Projekt konzentriert sich auf die drei Arbeitsbereiche Analysen 
und Empfehlungen (Erfassung, Analyse und Systematisierung von Planungs- und Ent-
wicklungskonzeptionen), Instrumente und Werkzeuge (Aufbau rechnergestützter Systeme 
zur Unterstützung mittelfristiger Vorhersagen der Entwicklung regionaler Arbeitsmärkte 
bzw. eines Managements von vorrangig beschäftigungspolitischen Projekten) und Ver-
mittlung von Know-How und Kompetenzen (verfahrenstechnische sowie soziale und in-
terpersonelle Kompetenzen). Das Projekt ist Ende 2003 ausgelaufen. 

Im Rahmen der Nachfragen wurde deutlich, dass einerseits bisher die mittelfristige 
Vorhersage der Entwicklung regionaler Arbeitsmärkte noch nicht gelungen ist, und dass 
andererseits sich die praktische Zusammenarbeit in der Grenzregion mit den polnischen 
Kollegen z. B. wegen unterschiedlicher Abhängigkeiten teilweise kompliziert gestaltete.  

 

4. Das Programm „Wirtschaftsentwicklung, Internationalisierung, Kooperationsanbahnung 
und Transfer in der Oder-Region“ (WIKTOR) des ABW (Angermünder Bildungswerk) will 
im Rahmen einer Verbundplattform Modelle zur Forcierung von Unternehmertum und 
unternehmerischem Denken in der Uckermark und in der deutsch-polnischen Grenzre-
gion entwickeln und erproben. Akteure werden besser auf neue Anforderungen in der 
Wirtschaft und in der grenzübergreifenden Kooperation vorbereitet. Jugendliche und 
junge Erwachsene erhalten bedarfsgerechte Zusatzqualifikationen für einen Arbeitsplatz 
in der Grenzregion. In der regionalen grenzüberschreitenden Verbundplattform sind 
sowohl die regionale Wirtschaft, als auch Kammern, Wirtschaftsförderungsinstitutionen, 
Schulverwaltung, Bildungsträger und öffentliche Verwaltung aus der Grenzregion 
POMERANIA vertreten. Die Verknüpfung mehrerer Netzwerke, die in der Region bereits 
tätig sind, wird angestrebt (z. B.: „Lernnetzwerk Uckermark“, „LUCHS - Lernen in der 
Uckermark Chancen Sehen“, “regiokompetenz ausbildung“, „INCO-NET – International 
Competence Network for Vocational Training and European Integration“ usw.). Haupt-
schwerpunkte und gleichzeitig Teilprojekte sind die Förderung des Unternehmertums und 
die Entwicklung von Nachwuchsunternehmern, ein Fortbildungs- und Coachingprogramm 
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zur Entwicklung und Umsetzung von Unternehmensstrategien mit Schwerpunkt auf die 
deutsch-polnischen Wirtschaftskontakte und die Ausbildung von Fachkräften zur Pro-
zessentwicklung. Das Projekt hat am 1.1.2003 begonnen wird bis Ende 2005 laufen. 

 

Die abschließende Diskussion zu den vier Projekten bezog sich vor allem auf folgende 
Fragen: 

·  An welche Personen richten sich bzw. sollten sich solche Qualifizierungsprojekte 
richten (v. a. an un- und angelernte Arbeitskräfte, oder eher an Personen mit „offen-
sichtlichem“ Entwicklungspotential)? 

·  Wie kann eine sinnvolle Teilnehmerstruktur erreicht werden (Berücksichtigung von 
Männern und Frauen, regionale Streuung, Qualifikation)? 

·  Wie können die richtigen Informationen über die tatsächliche Arbeitsmarktentwick-
lung, v.a. über die Nachfrage nach welchen Qualifikationen gewonnen werden? 

·  Wie kann dann in die richtige Richtung und speziell (oder auch generell) qualifiziert 
werden? 

·  Und: welche Kontakte und welchen systematischen Informationsaustausch gibt es in 
diesem Kontext mit Unternehmern/Arbeitgebern? 

·  Im grenzüberschreitenden Kontext: welche Bedeutung kommt hier dem Wettbewerb 
nicht nur zwischen Unternehmen direkt zu, sondern im generelleren, nämlich zwi-
schen Standorten?  

 

 

Zu den Schlussfolgerungen aus dieser Projektdiskussion sei auch auf die Zusammenfas-
sung der Diskussion in Podium 2 hingewiesen. 
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Arbeitsorientierter Kompetenztransfer 
im sächsisch-polnisch-tschechischen Raum 

 

Sabine Zimmermann (DGB Region Zwickau) 

 
 

Die Gewerkschaften in Sachsen haben bereits frühzeitig erkannt, dass eine wesentliche 
Aufgabe der Zukunft nach der deutschen Einheit die Europäische Integration sein wird. 
Bei Integration in die EU spielen die Grenzregionen eine besondere Rolle als Schnittstelle 
des Zusammenwachsens. Bereits 1990 gab es – vermittelt über die Friedrich-Ebert-Stif-
tung – Kontakte zu den Gewerkschaften in Polen und Tschechien. 

 
 

 

 
 

Interregionaler Gewerkschaftsrat Elbe–Neiße 

Der Interregionale Gewerkschaftsrat Elbe-Neiße ist eine gemeinsame, grenzüberschrei-
tende Initiative der Gewerkschaft NSZZ Solidarno� � , Region Jelenia Góra, der Böhmisch-
Mährischen Konföderation der Gewerkschaftsverbände � MKOS, Nordböhmen, und des 
DGB Bezirks Sachsen. 

Er wurde im April 1993 in Szklarska Poreba (Polen) gegründet und ist einer von derzeit 41 
Interregionalen Gewerkschaftsräten in Europa. Er war der erste IGR mit zwei von drei 
Partnerbünden aus Nicht-EU-Ländern. 

Die Interregionalen Gewerkschaftsräte verstehen sich als Akteure in den Euroregionen. 

Vorrangiges Ziel des IGR Elbe-Neiße ist es, einen Beitrag zur Angleichung der Arbeits- 
und Lebensverhältnisse der in der Region lebenden Menschen zu leisten und er bemüht 
sich, das Dreiländereck zu einer Modellregion für soziale Partnerschaft und Beteiligung zu 
entwickeln. 

Der IGR Elbe-Neiße  
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- engagiert sich für grenzüberschreitende Kooperation bei der Vertretung der Interessen 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in den Euroregionen, 

- entwickelt grenzüberschreitende Konzepte zur Lösung regionaler Probleme, 
- erarbeitet gemeinsame Standpunkte der beteiligten Gewerkschaften zu wichtigen Fra-

gestellungen in der Region, wie z.B. Arbeitslosigkeit, Strukturwandel, grenzüberschrei-
tende Arbeitsverhältnisse, Lohngefälle, Umwelt, 

- thematisiert die Probleme der Region auf internationaler Ebene, 
- organisiert Begegnung und Austausch der GewerkschafterInnen aus den beteiligten 

Bünden. 

 

Der IGR ELAN e. V. fördert und unterstützt die Ziele des IGR Elbe-Neiße mit konkreten 
Projekten in den Grenzregionen. 

Die Projekte dienen 

- der sozialen, ökonomischen, ökologischen und kulturellen Entwicklung in den Eurore-
gionen der drei Partnerländer, 

- der Integration der Partnerländer in die Europäische Union, 
- der Verbesserung der Beziehung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in den 

Euroregionen. 

 

INTERAKT – Interregionaler arbeitsorientierter Kompetenztransfer 

Am 01. Mai 2004 erfolgt die Erweiterung der Europäischen Union. Der Beitritt unserer 
Nachbarn Polen und Tschechien ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg in eine engere ge-
meinsame Zukunft. Die momentan noch durch ihre Randlage gekennzeichneten Grenz-
regionen der drei Nachbarländer rücken mit der Erweiterung von der Peripherie in das 
Zentrum der Europäischen Union.  

Europa wächst an den Nahtstellen zusammen. Deshalb ist das Zusammenwachsen der 
Grenzregionen für den europäischen Integrationsprozess von großer Bedeutung. Dieser 
Prozess ist mit Chancen, aber auch mit neuen Herausforderungen für Politik, Wirtschaft 
und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbunden. 

Die Erfahrung zeigt, dass viele Beschäftigte in den Grenzräumen nicht über ausreichen-
des Wissen zu europäischen Themen und Fragestellungen verfügen, die für die betrieb-
liche und regionale Entwicklung von großer Wichtigkeit sind. 

Vor diesem Hintergrund führt der IGR ELAN e.V. in Kooperation mit dem DGB Sachsen, 
den DGB Regionen, den DGB-Gewerkschaften, der NSZZ Solidarno� � , Region Jelenia 
Góra, und der � MKOS, Nordböhmen, das Projekt INTERAKT – Interregionaler arbeits-
orientierter Kompetenztransfer durch. 

Ziel des Projekts ist es, sächsische, aber auch polnische und tschechische Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer aus kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) durch die Ver-
mittlung von Informationen und Kompetenzen zu befähigen, sich an betrieblichen, 
sektoralen und regionalen Diskussions- und Entscheidungsprozessen aktiv zu beteiligen, 
ihr Wissen einzubringen, Netzwerke aufzubauen und so zur Stärkung der Unternehmen 
und der Region beizutragen. 

Zur Qualifizierung der Beschäftigten werden Seminare und Workshops zu betrieblichen, 
regionalen und europäischen Themenstellungen durchgeführt. Im Rahmen von Betriebs-
besuchen und Coaching werden Ansätze der betrieblichen Nutzbarkeit des erworbenen 
Wissens entwickelt und in Form von interregionalen Fachtagungen wird ein Austausch 
zwischen Beschäftigten und regionalen Entscheidungsträgern und Experten aus Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft realisiert. 
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Inhalte (Auswahl): 

Betriebliche Themen 
- Personal- und Organisationsentwicklung 
- Modernisierung der Arbeitsorganisation 
- Technische Innovationen am Arbeitsplatz 

 
Regionale Themen 
- Arbeitsmarkt in der Grenzregion 
- Europäische Regionalentwicklung 
- Europäische Sozial- und Wirtschaftspolitik 
- Europäische Themen 
- Arbeitsplatz Europa 
- Europäische Ausbildung 
- Europäischer Arbeitsmarkt 

 

Das Projekt hat am 08.10.2003 begonnen und endet am 30.09.2005. Es wird über die 

Gemeinschaftsinitiative Interreg a gefördert. 

 
Auftaktveranstaltung 

Am 8.10.2003 hat im Gewerkschaftshaus Dresden die Interregionale Fachtagung: „EU-
Osterweiterung und die Entwicklung der Wirtschaft in den Grenzregionen Sachsens, 
Tschechiens und Polens“ stattgefunden. 

An dieser Veranstaltung nahmen 160 Personen aus Sachsen, Nordböhmen und Nieder-
schlesien teil und diskutierten über die derzeitige Situation und die Entwicklungsmöglich-
keiten der Grenzregionen im Zuge der EU – Osterweiterung. 

Unter den TeilnehmerInnen und ReferentInnen waren Regionalentwickler, Wissenschaft-
ler, Politiker, Vertreter der Gewerkschaften aus den Regionen, Verbände und Vereine und 
ArbeitnehmerInnen aus den Grenzregionen. 

Die nächste Veranstaltung wird am 29.11.2003 zum Thema „Länderübergreifende Koope-
rationsformen“ stattfinden. 

 

Probleme 

Problematisch ist, dass die Förderprogramme Interreg a und Phare CBC (für Polen und 
Tschechien) nicht zusammenpassen. 

Es ist kaum möglich, ein gemeinsames Projekt zu entwickeln. 

Wir können aus unserem Projekt nur die Kosten der sächsischen Teilnehmer finanzieren. 

Vorgesehen war, dass in Polen und Tschechien ähnliche Projekte beantragt werden und 
zeitgleich mit Berührungspunkten und Zusammenführung der Teilnehmer aus den drei 
Ländern durchgeführt werden. Dies ist bis jetzt noch nicht gelungen. 

Das Problem könnte sich mit dem 01.05.2004 erledigen, wenn wir die gleichen Förderin-
strumente auf allen drei Seiten haben. 
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Wir sind auf die Mitwirkung der Unternehmen aus den Grenzregionen angewiesen, da es 
sich um eine berufsbegleitende Qualifizierung mit Teilnehmerbeiträgen handelt. 

D. h., eigentlich müssten die Unternehmen die Teilnehmerbeiträge entrichten und die 
Kolleginnen und Kollegen für die Qualifizierung freistellen (ca. 2 Tage im Monat). 

 

 

 
Sabine Zimmermann 
DGB-Region Zwickau 
Bahnhofstr. 68/70 

08056 Zwickau 

Tel.: 0375/2736-306 
sabine.graefe@dgb.de 
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Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und die Region Stettin 

 
Anna Patecka (kowa MV Neubrandenburg) 

 
 
Ausgangssituation 

Der Beitritt Polens zur Europäischen Union wird Anfang Mai erfolgen. Er ist allerdings in 
seinen Auswirkungen vor allem in Bereichen, wie ArbeitnehmerInnen oder 
Dienstleistungsfreizügigkeit noch nicht eindeutig eingeschätzt. Vermutet wird, dass die 
Öffnung der Grenzen für die ArbeitnehmerInnen aus beiden Ländern dazu führt, dass die 
Beschäftigten aus Polen und Deutschland auf dem Arbeitsmarkt immer mehr in 
Berührung kommen und auch untereinander konkurrieren werden. Dabei ist die 
gegenseitige Kenntnis der Kulturen, Bräuche und Lebensgestaltung auf beiden Seiten 
gering. Dies alles führt zu Ängsten und Befürchtungen auf beiden Seiten, denen 
entgegengewirkt werden muss. Ein hervorragendes Beispiel für eine Tätigkeit, die sich 
diesen Fragen stellt und sie aufnimmt ist die Arbeit, die im Rahmen des Interregionalen 
Gewerkschaftsrates Pomerania seit vielen Jahren gemacht wird. Um diese Arbeit durch 
eine strukturierte Informations- und Kommunikationsstrategie zu verstärken und ihr neue 
Impulse zu geben, wurde das Projekt „Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und die 
Region Stettin“ vom DGB Nord initiiert und von der Kooperationsstelle Wissenschaft und 
Arbeitswelt in Mecklenburg-Vorpommern (KOWA-MV) beantragt. 

 

Ziel und Projektbeschreibung 

Durch die Arbeit der „Arbeitsmarktinitiative“ werden Erfahrungen der deutsch-polnischen 
Gewerkschaftskooperation aufgenommen und darauf aufbauend verstärkt und um neue 
Aspekte erweitert. 

Das Projekt „Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und die Region Stettin“ orientiert sich 
an der Europäischen Beschäftigungsstrategie und hat die Vorbereitung und die 
Begleitung der Erweiterung der Europäischen Union zum Ziel. Dabei richtet sich das 
Projekt an die Sozialpartner und ArbeitnehmerInnen der grenznahen Gebieten aus 
Mecklenburg-Vorpommern und Westpommern. 

Das Projekt hat drei Säulen: eine soziokulturelle Informationsstrategie, eine 
arbeitsweltorientierte Informationsstrategie und eine beschäftigungspolitische Strategie. 

In der soziokulturellen Informationsstrategie geht es darum, den Wissenstand über die 
Lebensbedingungen und das Gesellschaftssystem, das es in der Wojewodschaft 
Westpommern gibt, bei den ArbeitnehmerInnen in Mecklenburg-Vorpommern zu 
verbessern. Gleichzeitig wird eine grenzüberschreitend agierende Region sowie das 
lebenslange Lernen gefördert. 

Ziel der arbeitsweltorientierte Informationsstrategie ist die Informationsvermittlung über 
Arbeitsbedingungen von ArbeitnehmerInnen in Mecklenburg-Vorpommern und der 
Wojewodschaft Westpommern sowie Abbau von Ängsten und Vorurteilen. 

Die beschäftigungspolitische Strategie hat die Unterstützung des grenzüberschreitenden 
sozialen Dialogs zum Ziel. Die grenzüberschreitende Beschäftigungs- und Strukturpolitik 
wird intensiviert und die wirtschaftliche Entwicklung in beiden Grenzregionen gefördert. 

 



 

45  

Querschnittsaufgabe ist die Gleichstellung von Frauen und Männern sowie Überwindung 
jeglicher Diskriminierung. 

Als Ergebnis werden die ArbeitnehmerInnen über einen deutlich erweiterten 
Kenntnisstand über das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem in Deutschland und Polen 
verfügen. Der soziale Dialog in der Grenzregion wird gestärkt. 

 

Partner 

Partner in dem Projekt sind: 

·  der Interregionale Gewerkschaftsrat (IGR) Pomerania 

·  die Arbeitgeberverbände und Kammern 

·  die Hochschulen und die regionalen Bildungsträger 

·  die Kooperationsstelle Wissenschaft und Arbeitswelt an der Europa-Universität 
Viadrina in Frankfurt (Oder). 

 

Arbeitsprogramm 

Die durchzuführenden Maßnahmen unterscheiden sich je nach Projektsäule. Bei der 
Darstellung der durchgeführten Maßnahmen handelt es sich um exemplarische Beispiele. 

Im Rahmen der soziokulturellen Informationsstrategie werden hauptsächlich 
Tagesveranstaltungen durchgeführt. Diese richten sich an Berufsschulen 
(BerufsschulenForum), an BerufsschullehrerInnen und BerufsschülerInnen. Bei den 
beiden letztgenannten Gruppen handelt es sich insbesondere um Personen aus dem 
Bereich „Krankenpflegeausbildung“. 

Ein erstes Treffen im Zusammenhang mit dem Forum der Berufsschulen fand am 
7.11.2003 in Rothenklempenow statt und hat die Vermittlung von grundlegenden 
Informationen zum System der Berufsausbildung sowie zum Profil der vorhandenen 
Berufsschulen in Mecklenburg-Vorpommern und im Raum Stettin zum Ziel. Des weiteren 
sollen auch Möglichkeiten einer Zusammenarbeit zwischen den Berufsschulen unter den 
Gesichtspunkten der bisherigen Kooperationen besprochen werden sowie die Themen 
weiterer Veranstaltungen. Darüber hinaus fand in diesem Jahr eine 
Informationsveranstaltung in der Asklepios Klinik in Pasewalk für AusbilderInnen zum 
Thema „Vergleich der polnischen und deutschen Berufsausbildungssysteme der 
Krankenpfleger“ statt. Weitere Treffen sind für beide Gruppen im Jahr 2004 geplant. 

In der arbeitsweltorientierten Informationsstrategie werden als Maßnahmen zum einen 
Informationen zu ausgewählten arbeitnehmerInnenrelevanten Themen (wie betriebliche 
Mitbestimmung, Sozialversicherungssysteme usw.) gesammelt und aufbereitet. Diese 
sollen den ArbeitnehmerInnen aus Deutschland und Polen zur Verfügung gestellt werden. 
Zum anderen werden vor allem zweitägige Seminare für bestimmte Branchen 
durchgeführt. Bei den ausgewählten Branchen handelt es sich um das Hochschulwesen, 
den Schienenverkehr, den Dienstleistungssektor (hier Gebäudereinigung) und die 
Metallbranche. Darüber hinaus werden Zielgruppenseminare für Frauen durchgeführt 
(Deutsch-Polnischer Frauenrat). 

Im Rahmen dieser Informationsstrategie fanden bereits mehrere Treffen statt. So fand am 
5-6.09.2003 ein zweitätiges Seminar des Deutsch-Polnischen Frauenrates in 
Miedzyzdroje (Polen) statt. Das Leitthema war: Sozialversicherungssysteme in 
Deutschland und Polen und geplante Änderungen. Am 19.09.2003 fand eine 
Tagesveranstaltung im Rahmen des Branchendialoges „Hochschule“ statt, wo ein 
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Überblick über existierende Hochschulen im Land Mecklenburg-Vorpommern sowie in der 
Wojewodschaft Westpommern, insb. Stettin vermittelt worden ist. Ein weiteres Treffen in 
diesem Jahr zu Themen „Betriebliche Mitbestimmung in Deutschland und Polen. 
Mitarbeiterstruktur an den Hochschulen“ ist für Anfang Dezember 2003 geplant. Des 
weiteren fand Ende November 2003 ein zweitätiges Seminar der Branche 
„Schienenverkehr“ zur Privatisierung und strukturellen Änderungen bei der Bahn statt. 
Hier sind ebenfalls weitere Treffen für das Jahr 2004 vereinbart worden. 

In der beschäftigungspolitischen Strategie sind insbesondere kleinere Workshops geplant. 
Es gilt die Anforderungen hinsichtlich der beschäftigungspolitischen Initiativen des 
grenzüberschreitenden sozialen Dialogs gemeinsam zu erarbeiten und 
Folgeveranstaltungen zu planen. Angesprochen durch diese Strategie werden Akteure 
des sozialen Dialogs aus Deutschland und Polen. Ein Workshop fand am 11.11.2003 
unter Beteiligung deutscher GewerkschaftsvertreterInnen statt. Ziel dabei war, 
Anforderungen an beschäftigungspolitische Strategien zu erarbeiten und konkrete 
Arbeitschritte zu entwickeln. Es wurde vereinbart, dass man im nächsten Schritt 
ausgewählte, bereits geplante, beschäftigungspolitische Vorhaben diskutieren wird, um 
ihre Auswirkungen auf die gesamte Grenzregion über die Grenzen hinweg zu überprüfen. 

 

Erfolge/Probleme 

Das Projekt „Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und die Region Stettin“ fand eine sehr 
positive Resonanz in der Region sowohl auf der deutschen als auch auf der polnischen 
Seite. Es gibt allen Beteiligten die Möglichkeit, die Maßnahmen, die bisher stattgefunden 
haben, unter besseren Rahmenbedingungen auszubauen und neue Wege zu gehen. 

Als ein Hindernis bei den Treffen erweist sich die fehlende Sprachkenntnis der deutschen 
bzw. polnischen Sprache, was die persönlichen Kontakte erschwert. 

Nachdem die „Arbeitsmarktinitiative“ auch in der Region bekannt geworden ist, werden 
auch externe Anfragen bezüglich z. B. Referenten und Kontakte an die MitarbeiterInnen 
gerichtet. So besteht eine enge und regelmäßige Zusammenarbeit mit dem DGB 
Kreisverband Ucker-Randow, im Rahmen welcher Informationsveranstaltungen und 
Diskussionsrunden unter Teilnahme polnischer Gäste (GewerkschaftsvertreterInnen) 
durchgeführt werden. Besprochen werden Themen wie Rolle der polnischen 
Gewerkschaft NSZZ „Solidarno� � “, Entwicklung der Werftenindustrie oder Erweiterung 
der Europäischen Union. 

 

 

 

Dirk Höhner – Geschäftsführer 
Anna Patecka – wissenschaftliche Mitarbeiterin 
Kooperationsstelle Wissenschaft und Arbeitswelt in Mecklenburg-Vorpommern 
KOWA-MV Büro Neubrandenburg 
Tilly-Schanzen-Str. 17 

17033 Neubrandenburg 

Tel.: 0395/ 555 31 70 
Fax.: 0395/ 563 93 35 
E-mail: kowa-neubrandenburg@t-online.de 
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Erweiterung lokaler Beschäftigungspotentiale durch 
Europäische Partnerschaften (ELPEP) 

 

Eva-Maria Flick (BBJ Consult Potsdam) 

 
 
1. Einleitung 

 
Als Hintergründe und Ausgangsposition für das Projekt ELPEP sind vor allem folgende 
Punkte zu nennen: 

·  Regionalisierung der Arbeitsmarktpolitik - Zunehmende Bedeutung der lokalen und 
regionalen Ebene: 
Schon seit einigen Jahren arbeiten in der Region Ost-Mecklenburg-Vorpommern rele-
vante Akteure der Arbeitsmarktpolitik vor Ort zusammen, anfangs in einem informellen 
Netzwerk; nach der noch stärkeren Verankerung des Regionalisierungsansatzes im 
Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramm des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern in Regionalbeiräten. Die EU-Budgetlinie „Vorbereitende Maßnahmen für ein lo-
kales Engagement für Beschäftigung“, aus der das Projekt zu großen Teilen finanziert 
wird, macht zugleich deutlich, dass die EU die lokale Ebene bei der Umsetzung der 
Europäischen Beschäftigungsstrategie stärker einbeziehen möchte. 

·  Erfahrungen aus dem Vorprojekt im Jahr 2001 – Hier ging es den Beteiligten aus Re-
gionen in Ost-Mecklenburg-Vorpommern, Südschweden und Dänemark darum, be-
währte Partnerschaftsmodelle zur Schaffung von Beschäftigung zu ermitteln, die Fak-
toren für Erfolg oder Misserfolg herauszuarbeiten und die Übertragung gelungener 
Beispiele auf andere Regionen zu unterstützen. Erfahrung war u. a.: 

- Lokale Partnerschaften fördern den Zugang zu Beschäftigung für Menschen in be-
nachteiligten Situationen, sie finden Beschäftigungslösungen für weltweit agieren-
de Investoren, sie fördern den Transfer von wissenschaftlichen Innovationen in 
marktfähige Produkte und sie vereinen Akteure mit all ihren unterschiedlichen In-
teressenslagen und Verantwortungen vor Ort, um gemeinsame Strategien zu för-
dern. 

- Akteure verfügen oft nicht über das Know-How, das sie brauchen, um auf lokaler 
und regionaler Ebene Arbeitsmarktpolitik zu betreiben; es gibt zuviel Nebeneinan-
der von Planungsvorhaben und Netzwerken, Koordination und wirksamere Metho-
den und Instrumente sind nötig. 

·  Im Projekt ELPEP wurde der Partnerkreis erweitert; neben Regionen in Südwest-Finn-
land und Nordportugal kam die Arbeitsmarktbehörde der benachbarten polnischen 
Wojewodschaft Westpommern dazu, denn Arbeitsmarktfragen werden gerade in der 
Grenzregion vor dem Hintergrund der EU-Osterweiterung unmittelbar erfahren und 
haben hier eine besondere Bedeutung. Zum polnischen Partner bestehen bereits seit 
längerer Zeit insbesondere im Zusammenhang mit der Expertengruppe „Arbeitsmarkt-
politik“ und der sog. „Ostseeagentur“ enge Kontakte (siehe Punkt 4). 

 

 
2. Darstellung des Projekts ELPEP 

 
Ziel des Projekts ELPEP ist es zum einen, die Handlungskompetenz von Fachleuten zu 
stärken, um Planungen auf regionaler und lokaler Ebene beschäftigungswirksamer zu 
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gestalten und umzusetzen. Dazu sollen verbesserte Instrumente für regionale und lokale 
Arbeitsmarktpolitik entwickelt und genutzt sowie Know-how vermittelt werden. Zum ande-
ren soll durch das Lernen von den europäischen Partnern und der Übertragung guter Bei-
spiele bzw. Elemente ein „Europäischer Mehrwert“ erzielt werden. 

Handlungskompetenz bedeutet u.a.: 

·  Akteure können integrierte Konzepte entwickeln, planen und umsetzen 

·  Sie sind in der Lage, klare Ziele zu formulieren und sich bei der Umsetzung an die 
Pläne zu halten 

·  Beobachtung der Umsetzung und Ergebnisse - richtige Schlussfolgerungen ziehen 

·  Bereiche Arbeit, Bildung, wirtschaftliche Entwicklung, Kultur, Gesundheit, Soziales 
stärker zusammenführen und koordinieren 

·  Kultur der Zusammenarbeit 

 

Partnerregionen und Partner: 

Deutschland: Ostmecklenburg-Vorpommern  BBJ Consult AG 

Polen: Wojewodschaft Westpommern Arbeitsmarktbehörde der 
(assoz. Mitglied) Wojewodschaft 

Schweden: Landskrona, Skåne  Arbeitsamt Landskrona/Malmö 

Dänemark: Storstrøm Arbeitsamt Storstrøm 

Finnland: Stadt Turku Entwicklungscenter Abonet 

Portugal: Region Vale do Lima Kommunalverband VALIMA 

 

Die Laufzeit des Projekts geht über 2 Jahre (31. Dezember 2001 bis 29. Dezember 2003). 
Die o.g. Finanzierung durch die EU wird ergänzt durch Kofinanzierungen seitens des 
Ministeriums für Arbeit, Bau und Landesentwicklung des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern und der Stadt Turku sowie Eigenmittel der Partner. Dabei ist festzuhalten, dass der 
polnische Partner keine Finanzmittel aus dem Projekt für seine Aktivitäten erhält, da Polen 
noch nicht zur EU gehört. 

 

Das Arbeitsprogramm ist ein Zusammenspiel von partnerspezifischen sowie gemeinsa-
men Aktivitäten und Produkten in den folgenden Bereichen: 

Auf konzeptioneller Ebene werden in jeder Region die verschiedenen arbeitsmarkt-
relevanten Planungen und Konzeptionen zusammengetragen, analysiert und Vorschläge 
zur Verbesserung erarbeitet. Inhalte und Verfahren der Europäischen Beschäftigungs-
strategie werden mit berücksichtigt. Ein Handbuch zur Entwicklung regionaler Pläne und 
Konzeptionen zur Beschäftigungsförderung wird partnerübergreifend erarbeitet und soll 
die Ergebnisse dieser Arbeit dokumentieren. Handlungsschwerpunkte und Entwicklungs-
prioritäten der Regionen werden wiederum von den einzelnen Projektpartnern heraus-
gearbeitet.  

Auf struktureller Ebene werden in jeder Region die für die Beschäftigungspolitik relevan-
ten lokalen Akteure und Netzwerke identifiziert und ihre Tätigkeit und ihr Zusammenwir-
ken analysiert. Gleichzeitig wird der Weiterbildungsbedarf der lokalen Akteure festgestellt. 
Ziel ist der Aufbau neuer bzw. eine Effektivierung bestehender regionaler Netzwerke. Mit 
einem Schulungsprogramm sollen lokale Akteure qualifiziert werden, um ihre Handlungs-
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kompetenz zu stärken. Damit soll lokale und regionale Beschäftigungspolitik mit den be-
schäftigungspolitischen Leitlinien der Länder und der EU besser verzahnt werden. 

Parallel dazu werden zwei EDV gestützte  Arbeitsmittel entwickelt und in den Partnerregi-
onen eingeführt: 

·  System zum Monitoring von Projekten und Maßnahmen, 

·  System für mittelfristige Arbeitsmarktprognosen. 

 
 

3. Ausgestaltung/Nutzung des Projekts durch den polnischen Projektpartner: 
Vorbereitung auf den EU-Beitritt – Aspekt Regionalisierung – 

 

Zu den Aufgaben der Arbeitsmarktbehörde in der Wojewodschaft Westpommern gehört 
die Entwicklung von Regionalprogrammen für die aktive Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
die Umsetzung von Projekten zur Entwicklung der Humanressourcen sowie die Organisa-
tion von Berufsberatung und –information. Für den künftigen Einsatz der Strukturfonds ist 
es ein wichtiger Partner. Der polnische Projektpartner hat das Projekt ELPEP gezielt für 
die Vorbereitung auf den EU-Beitritt insbesondere zum Aspekt Regionalisierung genutzt: 

So hat die polnische Arbeitsmarktbehörde im Rahmen von ELPEP einen Entwurf für eine 
regionale Beschäftigungsstrategie konzipiert. Diese ist eingebunden in das gesamte Sys-
tem der Strategien und Operationellen Programme, die im Zusammenhang mit dem EU-
Beitritt erforderlich sind und erarbeitet wurden. Basis für diese Arbeit waren zunächst die 
vorhandenen Strategien auf Landes- und Wojewodschaftsebene, aber auch Informationen 
von den 21 Kreisen, in welche Richtung die Powiats mit ihrer regionalen Entwicklung ge-
hen wollen und welche Strategie sie für die nächsten Jahre verfolgen. Diese Informatio-
nen stellen eine wichtige Grundlage für die arbeitsmarktpolitischen Aktivitäten der Woje-
wodschafts-Arbeitsmarktbehörde dar. Eine besondere Bedeutung erlangt dieser Punkt vor 
dem Hintergrund, dass durch Strukturveränderungen innerhalb der Verwaltung etwa seit 
dem Jahr 2000 die Arbeitsämter in den Powiats nicht mehr der Arbeitsmarktbehörde der 
Wojewodschaft unterstellt sind und entsprechende Informationen nicht ohne weiteres vor-
handen sind. Im Rahmen von ELPEP wurden zunächst vorhandene Konzepte gesammelt 
und analysiert sowie systematisch nach weiteren recherchiert. 

Dabei wurden die Erfahrungen der ELPEP-Partner gezielt in diesen Prozess einbezogen. 
So hat die Stadt Turku ausgehend von einer regionalen Entwicklungsstrategie eine regio-
nale Beschäftigungsstrategie entwickelt; Landskrona hat einen lokalen Aktionsplan für 
Beschäftigung erarbeitet, beides jeweils unter Einbeziehung der relevanten Akteure. 
Diese und weitere Erfahrungen aus dem gesamten ELPEP-Prozess sind in die Arbeit des 
polnischen Partners eingeflossen und wurden von den entsprechenden ELPEP-Partnern 
in einem Seminar mit polnischen Akteuren eingebracht. 

Einbezogen wurden dabei ebenfalls eigene Erfahrungen wie z. B. mit einem Weltbank-
Programm zur Entwicklung ländlicher Gebiete, in dessen Rahmen Maßnahmen zur Un-
terstützung von Unternehmen, zur Entwicklung der Humanressourcen und zum Infra-
strukturausbau entwickelt und durchgeführt wurden. Hierzu gehören z. B. Bildungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, Umschulung, der Aufbau von Arbeitsvermittlungsstellen und 
Unterstützungszentren für kleine Unternehmen oder die befristete kommunale Beschäfti-
gung (vergleichbar mit ABM). Die Ausrichtung der Maßnahmen erfolgt dabei auf den 
lokalen und regionalen Arbeitsmarkt, aber auch grenzüberschreitend auf den deutschen 
Arbeitsmarkt (z. B. Bildungskurse „Deutsch für Pflegepersonal“). 

Im Hinblick auf den Arbeitsbereich Netzwerke/Strukturen ist der polnische Partner mit 
dem Problem konfrontiert, dass seitens der Unternehmen den Behörden und damit auch 
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den Arbeitsämtern kein Vertrauen entgegengebracht wird und keine ausreichende Infor-
mation bei den Unternehmen über die Rolle der Arbeitsämter vorhanden ist. Dementspre-
chend schwierig ist es, von den Unternehmen Informationen zu erhalten, die für die Arbeit 
der Arbeitsverwaltung im Sinne einer Bedarfsorientierung bedeutend sind. Eine wichtige 
Frage war daher: Wie kann der Kontakt zu Unternehmen auf- und ausgebaut werden? Die 
schwedischen Erfahrungen im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt-Vorhersage-Sys-
tem, das stark auf der Kommunikation der Arbeitsämter mit den Unternehmen basiert, 
spielten hier eine große Rolle. Das o. g. Seminar mit den ELPEP-Partnern wurde dabei 
vom polnischen Partner gezielt für den Aufbau von Netzwerken genutzt. Die im Rahmen 
von ELPEP gewonnenen Erkenntnisse sollen zudem als Angebot zur Unterstützung der 
Powiat-Arbeitsämter eingesetzt werden, so bei der Erarbeitung von Beschäftigungsstrate-
gien oder beim Aufbau von Netzwerken. 

Gleichzeitig hat die Arbeitsmarktbehörde an den o. g. gemeinsamen Projektaufgaben mit-
gearbeitet und v. a. mit den Erfahrungen aus dem Weltbank-Programm an einem Seminar 
zu Best Practice Beispielen für Akteure in der Region Ost-Mecklenburg-Vorpommern mit-
gewirkt. 

 
 

4. Zusammenarbeit mit Polen im Rahmen der Expertengruppen 
„ Arbeitsmarktpolitik“ : 
Vorbereitung auf den EU-Beitritt – Aspekt Strukturfondsförderung – 

 

Bereits seit längerer Zeit arbeitet die Wojewodschaft Westpommern mit dem Land Meck-
lenburg-Vorpommern in Fragen der Arbeitsmarktpolitik zusammen. Im Jahr 2000 entstan-
den auf Initiative des Ministeriums für Arbeit und Bau und der Marschallämter Pommern 
und Westpommern die beiden Expertengruppen „Arbeitsmarktpolitik“ als beratende und 
koordinierende Institutionen mit dem Ziel, den Informationsaustausch und gemeinsame 
Vorhaben zwischen den betroffenen Regionen besser zu koordinieren. Die Regionen auf 
beiden Seiten der Grenze sollen sich dadurch besser auf den EU-Beitritt Polens vorbe-
reiten. Mitglieder sind jeweils Vertreter des MAB und des Marschallamtes bzw. des Woje-
wodschaftsarbeitsamtes, z. T. ist auch das hiesige Arbeitsamt eingebunden.  

 

Die BBJ Consult AG ist damit beauftragt worden, Dienstleistungen zur Unterstützung der 
Gestaltung der Arbeitsmarktpolitik des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Rahmen der 
EU-Osterweiterung für den grenznahen Raum zum Beitrittsgebiet Polen zu erbringen. Im 
Rahmen der sog. „Ostseeagentur“ wurde v. a. in folgenden Bereichen gearbeitet:  

 

·  Aufbau von Strukturen und der Zusammenarbeit (vor allem anfangs) 

·  Informations- und Erfahrungsaustausch 

·  Kommunikationshilfe und Beratung 

·  Anbahnung von Kontakten und gemeinsamen Vorhaben im Qualifizierungsbereich 

·  Öffentlichkeitsarbeit zu verschiedenen Themen der grenzüberschreitenden Arbeits-
marktpolitik, Veranstaltungsmanagement, Aufbau einer Internet-gestützten Plattform 

·  Recherchen, Analysen und Stellungnahmen zu arbeitsmarktpolitischen Schwerpunk-
ten 
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Der Schwerpunkt der Arbeiten lag im Jahr 2003 im Transfer der Erfahrungen in Mecklen-
burg-Vorpommern zur Nutzung des Europäischen Sozialfonds (ESF) an Mitarbeiter von 
Arbeitsämtern/Behörden und potenzielle Projektträger in Polen, verbunden mit der An-
bahnung gemeinsamer Projekte. Einige Beispiele: 

·  Studienbesuche zur Bedeutung und Umsetzung des ESF in Mecklenburg-Vorpom-
mern als Ziel 1-Gebiet 

·  Seminare zur Nutzung von ESF-Mitteln, z. B. für die Förderung und Qualifizierung von 
Fachkräften der Wirtschaft sowie zur Unterstützung von Unternehmergeist und Unter-
nehmertum 

·  Erfahrungsaustausch zu Projekten der Arbeitsmarktpolitik im Bereich Existenzgrün-
dung im Tourismus, speziell in Schutzgebieten 

·  Austausch zur Förderung der Entwicklung der Humanressourcen in bestimmten Berei-
chen wie Jugend, Behinderte, Wissensgesellschaft 

·  Anbahnung von Partnerschaften zwischen deutschen und polnischen Einrichtungen 

·  Informationen durch die polnischen Partner über die Operationellen Programme und 
ihre Inhalte sowie die Aufgaben der jeweiligen Stellen 

·  Entwicklung eines deutsch-polnischen Freiwilligen Jahres in der Denkmalpflege 

 

 
 

ELPEP:   Clemens Russell, Eva-Maria Flick 

„Ostseeagentur“:  Bodgan Kostyra 

 

BBJ Consult AG 
Niederlassung Potsdam 

Benzstr. 11/12 

14482 Potsdam 

Telefon: 0331/74 771-0 
e-mail: russell@bbj.de; flick@bbj.de; kostyra@bbj.de 
Internet: www.elpep.de; www.bbj.de 
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Projekt WIKTOR 

 

Inka Mohns (Angermünder Bildungswerk e. V.) 

 
 
WIKTOR macht fit für die EU-Osterweiterung 

Wirtschaftsentwicklung, Internationalisierung, Kooperationsanbahnung und 
Transfer in der Oder-Region 

Im Rahmen der Verbundplattform „WIKTOR“ werden Modelle zur Forcierung von Unter-
nehmertum und unternehmerischem Denken in der Uckermark und in der deutsch-polni-
schen Grenzregion entwickelt und erprobt. Akteure werden besser auf neue Anforde-
rungen in der Wirtschaft und in der grenzübergreifenden Kooperation vorbereitet. Jugend-
liche und junge Erwachsene erhalten bedarfsgerechte Zusatzqualifikationen für einen 
Arbeitsplatz in der Grenzregion. 

 

Die Projektentstehung 

Schon 1999 erhielt das Angermünder Bildungswerk e. V. (ABW) von der Unternehmer-
vereinigung Uckermark e. V. die Aufgabe, die regionale Wirtschaft bei der Vorbereitung 
auf die EU-Osterweiterung zu unterstützen und sich der Frage der Nachwuchskräfte an-
zunehmen.  

Im August 2000 organisierte das ABW die erste regionale Beteiligtenkonferenz zum 
Thema „Förderung des Unternehmertums in der Uckermark und der deutsch-polnischen 
Grenzregion im Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung“. Ergebnis dieser Tagung war 
die Implementierung von Arbeitskreisen, in denen Akteure von beiden Seiten der Oder 
Projektansätze erarbeiteten, die schließlich in das INTERREG IIIA – Projekt „WIKTOR – 
Wirtschaftsentwicklung, Internationalisierung, Kooperationsanbahnung und Transfer in der 
Oder-Region“ mündeten. Koordiniert durch das Angermünder Bildungswerk e.V. werden 
seit dem 01.01.2003 folgende Aktivitäten umgesetzt: 

 

Die Verbundplattform  

Es wird eine regionale grenzüberschreitende Verbundplattform geschaffen, in der sowohl 
die regionale Wirtschaft, als auch Kammern, Wirtschaftsförderungsinstitutionen, Schul-
verwaltung, Bildungsträger und öffentliche Verwaltung aus der Grenzregion POMERANIA 
vertreten sind. Die Verknüpfung mehrerer Netzwerke, die in der Region bereits tätig sind, 
wird angestrebt (z. B.: „Lernnetzwerk Uckermark“, „LUCHS - Lernen in der Uckermark 
Chancen Sehen“, “regiokompetenz ausbildung“, „INCO-NET – International Competence 
Network for Vocational Training and European Integration“ usw.). Neben den Aufgaben 
der Verbundplattform als Programmbeirat, bietet dieses Netzwerk den Teilnehmern die 
Möglichkeiten des Erfahrungs- und Datenaustausches. Gemeinsame Projektansätze wer-
den entwickelt und Anregungen zur Umsetzung weiterer Vorhaben zur Stabilisierung der 
Wirtschaft in der Grenzregion und der dt.-pol. Kooperation gegeben.  

Die Arbeit in themenbezogenen Workshops hat sich als besonders erfolgversprechend er-
wiesen. 

Die projektbegleitende Evaluation dient der Früherkennung von eventuellen Problemen 
aber auch der Identifizierung von neuen Entwicklungen und Chancen zur Sicherung der 
Programmziele und der Programmqualität. Die wissenschaftliche Betrachtung und Evalu-
ation der Programmergebnisse soll Hinweise für die Verallgemeinerung der im Rahmen 
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der Modellversuche erprobten Konzepte und Lösungsansätze geben, die auf eine Imple-
mentierung ins Mainstreaming auf beiden Seiten der Oder abzielen. Der Transfer der 
Programmerfahrungen und Ergebnisse wird durch die enge Verknüpfung mit anderen 
Netzwerken gesichert. Natürlich werden auch entsprechende Printmedien erarbeitet. 
Fachtagungen und internationalen Konferenzen tragen zum Bekannt machen der Vorha-
ben und Ergebnisse bei. Der Internetauftritt unter www.wiktor-um.de wird zukünftig nicht 
nur aktuelle Angaben zum Projektverlauf enthalten, sondern auch als Kommunikations-
plattform für die Projektbeteiligten dienen und weitere Informationen rund um die Grenz-
region verbreiten. 

 

Förderung des Unternehmertums und Entwicklung von Nachwuchsunternehmern 

Die Diskussion über den absehbaren Führungskräftemangel und das geringe Interesse 
Jugendlicher an der Übernahme einer Leitungstätigkeit trifft auch die Unternehmer in der 
Uckermark. Gemeinsam mit vielen anderen Akteuren suchen sie nach Möglichkeiten, 
Schüler und Auszubildende besser auf das Berufsleben vorzubereiten, das unternehme-
rische Denken zu fördern und die Jugendlichen bei ihrer Karriereplanung zu unterstützen. 
Im Arbeitskreis „Nachwuchsunternehmer“ wurden drei Instrumente zur Begabtenförde-
rung entwickelt. Als besondere Chance wurde die langfristige Vorbereitung der Jugendli-
chen auf ein Leben und Arbeiten in der Grenzregion empfunden. Grade für die Begabten, 
die in großer Zahl in wirtschaftlich besser entwickelte Regionen abwandern, könnten da-
durch in der Heimat neue Perspektiven aufgezeigt werden.  

Der erste Schritt im Rahmen des Projektes war die Erkennung von begabten Jugendli-
chen, die das Potential haben, sich zu einer Führungskraft in der Grenzregion zu ent-
wickeln. Zu diesem Zweck wurde ein Assessmentverfahren entwickelt, dass die Projekt-
eignung der Teilnehmer prüft und die besonderen Potentiale und Talente der Jugend-
lichen herauskristallisiert.  

Sowohl die Entwicklung als auch die Durchführung der Assessments war wesentlich auf-
wendiger, als vor Projektbeginn angenommen. Entgegen den Erwartungen standen nur 
wenige brauchbare Materialien aus bereits bestehenden Assessment Methoden und –auf-
gaben zur Verfügung, die für das Testen von begabten Jugendlichen mit dem Schwer-
punkt Nachwuchsunternehmer in der Grenzregion geeignet waren.  

Insgesamt durchliefen ca. 90 Jugendliche aus allgemeinbildenden Schulen, Gymnasien 
und der beruflichen Erstausbildung das Assessment. Vorerst wurden 55 Jugendliche für 
die Projektteilnahme ausgewählt.  

Die gezielte Vorbereitung und Ausbildung der Schüler und Auszubildenden erfolgt auf der 
Grundlage eines pädagogischen Konzeptes, das in der Arbeitsgruppe, bestehend aus 
Unternehmen, allgemeinbildenden Schulen, beruflichen Bildungseinrichtungen, der Fach-
hochschule Eberswalde und polnischen Partnern erarbeitet wurde. Die Initiative Schule + 
Wirtschaft wurde als Know-how- und Erfahrungsträger mit herangezogen.  

Auf der Grundlage der Ergebnisse des Assessment werden zur Zeit individuelle Förder-
pläne erarbeitet. Die Entwicklung von sozialen Kompetenzen und Führungspotentialen 
wird durch das Jobcenter PROFUTURE GmbH in Form einer individuellen Berufswege-
planung unterstützt. Die PROFUTURE GmbH begleitet jeden Teilnehmer während des 
Projektzeitraumes und nimmt die Feinabstimmung der Förderinstrumente entsprechend 
der individuellen Bedürfnisse anhand eines Teilnehmerförderplans vor. Die Teilnehmer 
werden zur Gestaltung ihrer weiteren beruflichen Laufbahn entsprechend dem Ziel, eine 
leitende Tätigkeit zu übernehmen und evtl. selbst ein Unternehmen zu gründen, beraten. 

Von wesentlicher Bedeutung für den Erfolg ist eine kontinuierliche Zusammenarbeit zwi-
schen den Teilnehmern, den Bildungseinrichtungen und der Wirtschaft. Es werden daher 
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Verträge zwischen Unternehmen, Schule und Schüler bzw. Bildungsträgern und Auszubil-
denden abgeschlossen, die eine planmäßige Zusammenarbeit zur Entwicklung von 
Nachwuchsunternehmern sichern. Während der gesamten Laufzeit werden Jugendliche 
durch Unternehmer und leitende Angestellte von Firmen in der Grenzregion betreut (Pa-
tenschaften). Neben den vielen Erfahrungen, die die Jugendlichen bei der Arbeit im Ma-
nagementbereich sammeln, wird vor allem die Realisierung internationaler Wirtschafts-
kontakte eine wichtige Rolle bei der praktischen Qualifizierung in den Unternehmen spie-
len. 

Für die Patenschaft konnten auch einige Unternehmen gewonnen werden, die noch nicht 
oder schon lange nicht mehr ausgebildet haben. 

Zusätzlicher Unterricht bringt den Projektteilnehmern betriebswirtschaftliche Kenntnisse 
und Management näher und vermittelt polnische Sprache und Kultur sowie deutsch-polni-
sche Wirtschaftszusammenhänge. Projektarbeiten, Exkursionen und Workshops mit Un-
ternehmern sollen den Unterricht praxisnah und handlungsorientiert gestalten. Das im Ar-
beitskreis „Nachwuchsunternehmer“ erarbeitete Unterrichtskonzept wird auch in den Un-
terrichtsalltag der allgemeinbildenden Schulen einfließen.  

In Ausbildungsaufenthalten bei den polnischen Partnereinrichtungen werden den 
Teilnehmern die polnischen Wirtschaftsstrukturen und die Mentalität näher gebracht. Eine 
wesentliche Rolle spielt die Vermittlung von Schlüsselkompetenzen, wie Selbständigkeit, 
unternehmerisches Denken und Sensibilisierung für lebenslanges Lernen. Zu diesem 
Zweck erlernen die Jugendlichen auch die Nutzung von e-Learning-Angeboten.  

 

Fortbildungs- und Coachingprogramm zur Entwicklung und Umsetzung von Unter-
nehmensstrategien mit Schwerpunkt auf die deutsch-polnischen Wirtschaftskon-
takte 

Im Projektzeitraum wird ein Coaching- und Fortbildungsprogramm erarbeitet und erprobt 
werden, das zur Sicherung der langfristigen Existenz von KMU in der Grenzregion beiträgt 
und eine Expansion auf dem internationalen Markt forciert. Mindestens 15 deutsche und 5 
polnische Firmen erhalten Qualifizierung und Coaching bei ihrem strategischen Handeln 
auf dem deutsch-polnischen Markt. Mit 28 deutschen und 5 polnischen Unternehmen wur-
den bereits Gespräche zur Definierung der individuellen Ziele für die Projektteilnahme 
durchgeführt. Von wesentlicher Bedeutung war die Gewinnung eines ersten Überblickes 
über den Qualifizierungsbedarf. Sehr deutlich wurde, dass die Unternehmen zwar erkannt 
haben, dass Kooperationen mit dem Nachbarland eine wichtige Bereicherung darstellen 
und zur Existenzsicherung beitragen können, viele der Unternehmen haben allerdings 
noch keine Vorstellungen, welche Kooperationsmöglichkeiten in ihrer Branche bestehen. 
Komplizierte Gesetze und Zollbestimmungen sowie der umfangreiche Bürokratismus ha-
ben die interessierten Unternehmen weiter verunsichert. Leider haben mehrere Unter-
nehmen bereits negative Erfahrungen bei Kooperationsversuchen mit Unternehmen im 
Nachbarland gemacht.  
 
Basierend auf den langjährigen Erfahrungen der Deutsch-Polnischen Wirtschaftsentwick-
lungsgesellschaft mbH und dem Know-how aus anderen Projekten wurden die ersten 
Überlegungen zum Qualifizierungsprogramm dahingehend überarbeitet, dass die theoreti-
sche Qualifizierung und das Coaching der Unternehmer und leitenden Angestellten nicht 
nacheinander erfolgend können, sondern einander ergänzen müssen. Im Fortbildungs- 
und Coachingprogramm wurden die theoretische Qualifizierung und das praktische Coa-
ching parallel über den gesamten Projektzeitraum geplant. Einer dynamischen und pro-
zessbegleitenden Konzeptentwicklung für die Qualifizierung und das Coaching der Unter-
nehmensleitung und für die Weiterbildung der Mitarbeiter wurde durch die Bewilligungs-
stellen zugestimmt und wird halbjährlich vorgelegt. 



 

55  

 

Ausbildung von Fachkräften zur Prozessentwicklung 

Im Rahmen des Projektes wird ein modifizierter Bildungsplan für eine berufliche Erstaus-
bildung entwickelt und erprobt, der den Bildungsbedarfen der Region entspricht und 
kaufmännische Assistenten bestmöglich auf ihre Aufgabe bei der Umsetzung internatio-
naler Kontakte in Europa und im Besonderen in der deutsch-polnischen Grenzregion vor-
bereitet. 14 deutsche und 10 polnische Jugendliche (vornehmlich Frauen) werden zu 
kaufmännischen Assistenten für Fremdsprachensekretariate Englisch/Polnisch bzw. Eng-
lisch/Deutsch ausgebildet. 

Zu diesem Zweck wurde ein abwechslungsreiches Angebot für den Zusatzunterricht ent-
wickelt. Dozenten aus den unterschiedlichen Bereichen des kulturellen, wirtschaftlichen 
und politischen Lebens vermitteln neben den Sprachkenntnissen umfangreiches Zusatz-
wissen zu grenzüberschreitenden Wirtschaftskontakten und der „interkulturellen Lebens-
kompetenz“.  

Auslandsaufenthalte in Polen und Großbritannien vermitteln weitere Zusatzkenntnisse 
über den internationalen Markt und den Außenhandel. Der erste Ausbildungsaufenthalt in 
Polen fand vom 24.03. – 13.04.03 statt.  

Von besonderer Bedeutung sind die viermonatigen Betriebspraktika, die die Projektteil-
nehmer im Anschluss an die Ausbildung in polnischen, britischen und deutschen Firmen 
absolvieren. 

 

 

Inka Mohns 
Angermünder Bildungswerk e.V. 
Straße am MTS 7 

16278 Angermünde 

Telefon: 03331/2605-12 
mohns@abw-ang.de 
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Forum 3: Standortwettbewerb und interregionale Profile – europäische 
Perspektiven grenznaher Regionen 

 

Moderation: Dr. Paul Oehlke, 
Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) 

Berichterstattung: Prof. Dr. Dietrich Henckel, 
DIFU Deutsches Institut für Urbanistik 

 

Präsentation: Kommunalgemeinschaft Pomerania 
Olaf Wulf 

Die Arbeit der Interregionalen Gewerkschaftsräte: 
Stand-Erfahrungen-Perspektiven 
Dirk Höhner (kowa Frankfurt/Oder) 

CeChemNet (Chemienetzwerk) 
Peggy Padur (isw Halle) 

Inno Dreiländereck 
Jens Vogt (TGZ Bautzen) 
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Bericht aus Forum 3 

 

Prof. Dr. Dietrich Henckel (DIFU) 

 
 
Die Arbeit in dem Forum 3 war durch die ausführliche Präsentation und Diskussion von 
vier sehr unterschiedlichen Beiträgen gekennzeichnet, die das engere Thema des Forums 
nur in Teilen getroffen haben. 

Die Beiträge zeichneten sich durch folgende Schwerpunkte aus: 

·  Die Kommunalgemeinschaft Pomerania e.V. ist ein Zusammenschluss vorpomme-
rischer und brandenburger Kommunen sowie zahlreicher Wirtschafts- und Sozialpart-
ner. Sie ist gleichzeitig Gründungsmitglied der Euroregion zusammen mit Polen und 
Schweden. Der Ansatz ist sehr umfassend und reicht von der Jugendarbeit bis zu 
Unternehmerforen, wobei der Schwerpunkt auf der Förderung der Verständigung der 
Menschen liegt. 

·  Im Zuge der Darstellung der interregionalen Gewerkschaftsräte wurde deutlich, dass 
es den Gewerkschaften um die Schaffung vergleichbarer Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen in den Grenzregionen geht, dass man aber von einer gemeinsamen Vertre-
tung der Arbeitnehmerinteressen noch weit entfernt ist, schon weil die Kenntnisse der 
Arbeitswelt im jeweils anderen Land verhältnismäßig gering sind. 

·  Das Netzwerk der Chemie Standorte aus Mitteldeutschland zielt als freiwillige Koope-
ration von Chemieparks darauf, das durch die Umstrukturierung der Chemiestandorte 
gesammelte Know-how breiter verfügbar zu machen und bei der Umstrukturierung von 
Chemiestandorten in Mittel- und Osteuropa, aber auch in Westeuropa, zu vermarkten. 
Der Ansatz ist damit nicht spezifisch auf die Grenzregionen ausgerichtet. 

·  Das Projekt InnoDreiländereck zielt darauf, die Oberlausitz als technologieorientierten 
Zukunftsstandort, vor allem mit Blick auf KMU, zu etablieren. Es ist Bestandteil der In-
novationsstrategie in Sachsen. Ähnlich gelagerte Projekte werden gleichzeitig in Polen 
und Tschechien angeschoben. 

 
Bei aller Unterschiedlichkeit der Projekte in der Ausrichtung und den Zielen wurde eine 
Reihe von Gemeinsamkeiten im Vergleich sichtbar. Diese Gemeinsamkeiten aller vorge-
stellten Beispiele bestehen vor allem in folgenden Aspekten: 

·  Alle Projekte ließen erkennen, dass man sich trotz aller Fortschritte immer noch in 
einem Anfangsstadium der Kooperation befindet. Alle Beteiligten, die über die grenz-
überschreitende regionale Kooperation sprachen, machten deutlich, dass es sich noch 
nicht um zusammengewachsene Regionen handelt, dass dies auch ein langfristiger 
Prozess sein wird.  

·  Damit hängt zusammen, dass die beschriebenen Projekte durch einen hohen Grad an 
deutscher Initiative und Dominanz gekennzeichnet sind. 

·  Aufgrund der historischen Bedingungen sind erhebliche Ressentiments vorhanden, 
die nur langsam abzubauen sind und es auch nicht erleichtern, die historische Einheit-
lichkeit der Wirtschaftsräume gegenwärtig stärker zu betonen. Ein nicht unwesentli-
ches Hemmnis wird in der Sprachbarriere gesehen. Damit wird deutlich, dass ein ho-
hes Maß an interkultureller Kompetenz für die erfolgreiche Kooperation erforderlich ist. 

·  An allen vorgestellten Ansätzen wurde die hohe Bedeutung der EU-Förderung erkenn-
bar. An den EU-Förderbedingungen werden die Entwicklungs- und Handlungskon-
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zepte ausgerichtet, d. h. die EU-Förderung präformiert die regionalen Kooperations-
ansätze. 

·  Gleichzeitig ist aber aufgrund der unterschiedlichen Förderbedingungen diesseits und 
jenseits der Grenzen bislang nur ein geringer Grad der grenzüberschreitenden Integ-
ration der Projekte erreicht; teilweise ist sogar die wechselseitige Kenntnis nur be-
schränkt. Zu hoffen und zu erwarten ist allerdings, dass sich dies mit dem Beitritt von 
Polen und Tschechien zur EU deutlich verbessern wird. 

·  Angesichts der Mühseligkeit des Geschäftes, die grenzüberschreitende Kooperation 
und Integration voranzubringen, sind die verfügbaren Ressourcen bescheiden. Wenn 
man dies berücksichtigt, sind die Ansätze gleichwohl als hoffnungsvoll zu bezeichnen. 
Allerdings muss man sich mit großer Nüchternheit und Beharrlichkeit auf einen lang-
fristigen Prozess einstellen. 
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Kommunalgemeinschaft POMERANIA e.V. 

 
Olaf Wulf 

 
 
Regionen, die auf wirtschaftlichem und politischem Gebiet grenzüberschreitend zusam-
menarbeiten, spielen für die europäische Entwicklung eine immer größere Rolle. Sie un-
terstützen die Verständigung und Annäherung der beteiligten Bevölkerung, Institutionen 
und Unternehmen. 
 
Dieser Gedanke bildete den Hintergrund für die Gründung des Vereins Kommunalge-
meinschaft Europaregion POMERANIA e.V. im Jahr 1992. Damals schlossen sich vor-
pommersche und brandenburgische Landkreise und kreisfreie Städte zusammen. Damit 
waren die ersten Schritte, die regionale Entwicklung grenzübergeifend zu entwickeln und 
zu gestalten, getan. 

Derzeitige Mitglieder des Vereins sind die Landkreise Rügen, Nordvorpommern, Ostvor-
pommern, Uecker-Randow, Uckermark und Barnim, die Hansestädte Stralsund und 
Greifswald - seit dem 01.01.2003 die Stadt Neubrandenburg - sowie Vertreter zahlreicher 
regionaler Wirtschafts- und Sozialpartner (z. B. IHK, HWK, regionale Unternehmer- und 
Fremdenverkehrsverbände u. v. m.). Der Verein unterstützt und fördert in seinem Arbeits-
gebiet die grenzüberschreitende Entwicklung in den Bereichen Infrastruktur, Wirtschaft, 
Kultur, Freizeit und anderen gesellschaftlichen Aufgaben.  

Die Kommunalgemeinschaft ist Gründungsmitglied der EUROREGION POMERANIA 
(Gründungsvertrag Dezember 1995), in der heute Polen, Schweden (seit Februar 1998) 
und Deutsche gleichberechtigt zusammenarbeiten. 

Natürlich lief nicht alles reibungslos. Doch aus heutiger Sicht sind viele Befindlichkeiten, 
die es verständlicherweise gab, abgebaut worden. Wir lernten uns besser kennen und aus 
anfänglicher Skepsis wurde gegenseitiges Vertrauen. Unsere Arbeit wäre allerdings ohne 
Unterstützung der Bundesregierung, der Regierungen der Länder Mecklenburg Vorpom-
mern und Brandenburg und der Kommission der Europäischen Union so nicht möglich 
gewesen. Die Visionen einer grenzübergreifenden Zusammenarbeit wären ohne die 
wohlwollende Begleitung durch Politik und handelnde Personen in den Köpfen oder bes-
tenfalls in den Schubladen geblieben. 

Bereits nach wenigen Jahren gemeinsamer Arbeit können wir auf eine ganze Reihe ge-
meinsamer Erfolge verweisen. 

Dazu gehören beispielsweise in der Jugendarbeit  

- das Deutsch-polnische Jugendfestival (bisher 8 Festivals, das letzte fand 
vor kurzem in Walcz statt),  

- das gemeinsame Musikschulorchester,  

- eine Vielzahl von Jugendbegegnungsstätten  

- oder der Lokschuppen in Pasewalk. 
 
 

Auch die  
- Deutsch-Polnischen Gymnasien in Gartz und Löcknitz,  

- die Deutsch-Polnische Umweltschule im Tierpark Ueckermünde,  
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- das Umweltbegegnungszentrum in Criewen oder 

- die vielen (berufsbegleitenden) Qualifizierungsmaßnahmen zur besseren 
Vorbereitung auf grenzübergreifende Kooperationen  

 
sind als Beispiele zu erwähnen. 

 

Über eine Vielzahl weiterer Aktivitäten könnte berichtet werden: 

- über das Deutsch-Polnische Unternehmerforum (seit Dezember 1996 
bisher 27 Veranstaltungen mit über 2.500 Teilnehmern) 

- über Radio POMERANIA zum Beispiel, einer Kooperation zwischen dem 
Norddeutschen Rundfunk und Radio Stettin,  

- über ca. 50 Kommunalpartnerschaften. 

- Das länderübergreifende INTERREG II C Projekt "Baltic Bridge" soll - wie 
der Name schon sagt - Brücken schlagen zwischen Polen, Schweden 
und Deutschland. Derzeit erfährt diese Zusammenarbeit eine Fortsetzung 
im Rahmen des Projektes Baltic + (INTERREG III B). 

 
POMERANIA - das heißt "Land am Meer". Wir sehen dahinter in erster Linie Menschen, 
die das Meer verbindet. Unsere Euroregion bringt Kulturen zusammen, bündelt Kräfte und 
Ideen und baut die notwendigen Wege und Brücken gleich dazu. 
Viele - zu viele - Jahre wussten die Menschen in Grenzregionen wenig voneinander. 
Doch Grenzen lassen sich überwinden; Landesgrenzen manchmal schneller als Grenzen 
und Mauern in den Köpfen. Auch das ist ein Erbe von drei Jahrhunderten Nationalge-
schichte. Hier setzt unsere gemeinsame Arbeit an. Auch dank unserer grenzübergreifen-
den Arbeit wächst Europa - zwar in kleinen Schritten - aber unaufhaltsam zusammen.  

Den polnischen, schwedischen und deutschen Mitgliedern der Euroregion POMERANIA 
waren die unmittelbaren Kontakte der Bewohner unserer Regionen von Anfang an beson-
ders wichtig. Kleine und mittlere Unternehmen erschließen neue Märkte diesseits und 
jenseits der nationalen Horizonte. 

Die historisch gewachsene kulturelle und soziale Vielfalt in Europa hat zu national sehr 
unterschiedlichen Strukturen und rechtlichen Grundlagen geführt. Das hat auch Einfluss 
auf die Arbeit der Euroregionen. 
Aufgrund unserer geographischen Lage - als Bindeglied zwischen Mittel- und Osteuropa 
und nach Skandinavien - hat die POMERANIA daher eine besondere Bedeutung. 
Wir knüpfen an die historisch gewachsenen West-Ost und Nord-Süd-Verbindungen an, 
um schrittweise die in der Europäischen Union angestrebte Harmonisierung der Lebens-
bedingungen zu erreichen. 
 
Eine Reihe von gemeinsamen Aktivitäten, wie z. B. 

- Grenzüberschreitende Tourismusprojekte (Verkehrsleitsystem, Erarbei-
tung touristischer Produkte u.ä.), 

- die "Schwedenstraße",  

- die Förderung von Wassertourismus,  

- der Ausbau der Wanderwege  

- und die weitere Sprachausbildung und Qualifizierung 

werden neben touristischen Effekten mithelfen, auch innerhalb der Grenzregionen Ar-
beitsplätze zu sichern und neu zu schaffen.  
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Projekte, die von allen drei Partnern gestaltet und realisiert werden, wie Baltic + oder un-
ser Entwicklungs- und Handlungskonzept bis 2006 zeigen, dass wir auf dem richtigen 
Weg sind. 
 
Der Beitritt der Republik Polen zur Europäischen Union steht unmittelbar bevor. Damit er-
öffnen sich uns noch größere Chancen, die Region für die Bürgerinnen und Bürger noch 
lebenswerter zu gestalten. Die Euroregion Pomerania bietet dazu die beste Plattform und 
wir werden uns aktiv einbringen. 
Mit unserer Imagebroschüre, mit Ausstellungen und Präsentationen, mit dem bis ins Jahr 
2006 reichenden Entwicklungs- und Handlungskonzept und dem Euroregionalen elektro-
nischen Marktplatz www.pomerania.net werben wir heute erfolgreich für eine gemeinsame 
Euroregion. 
 
Der Verein mit seiner Geschäftsstelle in Löcknitz trägt zur Koordinierung der Aktivitäten 
innerhalb seines Gebietes sowie zum polnischen und schwedischen Teil der Euroregion 
POMERANIA bei. Dabei versteht sich die Kommunalgemeinschaft POMERANIA als 
Dienstleister für die Einwohner der Mitgliedskommunen, sowohl für Vereine und Verbände 
als auch für die Unternehmer der Region. Hauptanliegen ist die Intensivierung der grenz-
übergreifenden Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene. Vertreter der polnischen, deut-
schen und schwedischen Seiten arbeiten gemeinsam in staatlichen und regionalen Aus-
schüssen und Arbeitsgruppen. Eines der vorrangigsten Ziele ist dabei die Initiierung, 
Moderation und Abstimmung sowie die Unterstützung von regionalen Aktivitäten und 
Projekten im grenznahen Raum. Dabei arbeitet die Kommunalgemeinschaft auch mit re-
gionalen Partnern außerhalb des eigenen Mitgliedsgebietes zusammen, so z. B. mit In-
stitutionen, Verbänden und Unternehmen aus den angrenzenden Landkreisen. 

Die Kommunalgemeinschaft POMERANIA hatte maßgeblichen Anteil daran, dass für die 
grenznahen Landkreise zusätzlich Finanzmittel der Europäischen Union nutzbar gemacht 
werden konnten. Sie schaffte z. B. durch ein 1993 erarbeitetes Entwicklungs- und Hand-
lungskonzept für den Zeitraum 1994-1999 wichtige Voraussetzungen für das regionale 
operationelle Programm der Gemeinschaftsinitiative INTERREG II A. 

In der Programmlaufzeit von 1995 bis 1999 konnten so mit 146 Mio. DM Fördermittelvo-
lumen Gesamtinvestitionen von rund 230 Mio. DM umgesetzt werden. 
Mit einem Gesamtvolumen (EU-Mittel und nationale Beteiligung der Länder und Projekt-
träger) von über 114 Mio. Euro aus dem Programm INTERREG III A werden in den 
nächsten Jahren (bis 2006) grenzübergreifende Projektaktivitäten in den grenznahen 
Landkreisen der Kommunalgemeinschaft POMERANIA auch weiterhin unterstützt. 

Zur Inanspruchnahme der Fördermittel wurde gemeinsam ein deutsch-polnisches Pro-
grammplanungsdokument für das Gebiet der Euroregion POMERANIA erarbeitet. Dieses 
Gemeinsame Regionalprogramm INTERREG III A / PHARE CBC II der Länder Mecklen-
burg-Vorpommern/Brandenburg und der Wojewodschaft Westpommern wurde am 20. 
September 2001 von der EU-Kommission genehmigt.  

Die Kommunalgemeinschaft arbeitet an weiteren Projekten mit, die gegenwärtig laufen, so 
z. B. „South Baltic Arc“ und „Baltic +“. 

Das Projekt „South Baltic Arc“ verfolgt zwei regionalpolitisch - aber auch im europäischen 
Maßstab bedeutende Ziele, einerseits die Stärkung der Kooperation von regionalen Ak-
teuren in und zwischen verschiedenen Staaten als Beitrag zur Stärkung der Regionalent-
wicklung und andererseits den Abbau interregionaler Disparitäten im Bereich der Lebens-
bedingungen. Neben der Erarbeitung gemeinsamer Strategien für die Regionalentwick-
lung und Vorschlägen für die Verbesserung physischer Verbindungen befasst sich das 
Projekt mit konkreten regionalen Entwicklungsmaßnahmen. 
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Das Projekt „Baltic +“ zielt auf die Errichtung einer gemeinsamen politischen Plattform zur 
Koordination und Umsetzung von Raumstrategien und –aktionen. Es wird sich auf trans-
nationale Lösungen bezüglich neuer Herausforderungen an die Zugänglichkeit zu trans-
nationalen Korridoren, zwischen städtischen und ländlichen Räumen und Möglichkeiten 
entwickeln, um über die funktionalen geographischen Beziehungen der regionalen und lo-
kalen Wirtschaft neue Impulse zu verleihen. 
 

 

 

Olaf Wulf 
Kommunalgemeinschaft Europaregion Pomerania e. V. 
Ernst-Thälmann-Str. 4 

17321 Löcknitz 
0375/2736-306 

olaf.wulf@pomerania.net 
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Die Arbeit der Interregionalen Gewerkschaftsräte: 
Stand-Erfahrungen-Perspektiven 
 

Dirk Höhner (kowa Frankfurt/Oder) 

 
 
Interregionale Gewerkschaftsräte (IGR) und sozialer Dialog: 

Vorbereitung auf die EU-Erweiterung in der Grenzregion in Mecklenburg-
Vorpommern 

„Vorpommern im November 2003, eine Region die direkt an der Grenze zu Polen liegt, 
eine Region die andererseits kaum intensivere Kontakte zur polnischen Wojewodschaft 
Westpommern hat als zur Insel Oeland“, so könnte ein freilich fiktives Zitat lauten, lägen 
da nicht ca. 200 Seemeilen Ostsee dazwischen. Es wäre leicht, diese Meinung rasch – 
vielleicht aber auch vorschnell - zu widerlegen, aber ein kritischer Blick auf die Realität 
gebietet doch eine kritische Sichtweise. 

„Pomerania“ ist der Name, der sich in  „Euroregion Pomerania“ oder im „Interregionalen 
Gewerkschaftsrat Pomerania“ wiederfindet. Bei beiden Institutionen handelt es sich um 
grenzüberschreitende Initiativen in der deutsch-polnischen Region, aber ist es wirklich 
eine gemeinsame Region im Europa der Regionen? Leider muss die Antwort hier eher 
nein als ja lauten. 

Eine Grenzregion, die anders als zwischen Dänemark und Schleswig-Holstein oder den 
Niederlanden und Niedersachsen/NRW eine neue Grenzregion ohne jedwede Grenz-
erfahrung ist. Die Bevölkerung in den westlichen polnischen Regionen wurde nach 1945 
nahezu gänzlich ausgetauscht, auch in den Grenzregionen der Neuen Bundesländer fand 
ein gravierender Bevölkerungsaustausch statt. Über Jahrhunderte gewachsene, für 
Grenzregionen normale Verbindungen der Bevölkerung durch grenzüberschreitende 
Hochzeiten, Lieben und Geschäftsbeziehungen konnten hier nicht aufgebaut werden. 
Hierzu war die Zeit nach 1945 nicht geeignet. Die Bruderstaaten fanden häufig genug 
Gründe, die Grenzen zu schließen, spätestens die Bewegung und Gewerkschaft „Solidar-
nosc“ war ab 1980 Grund genug für die DDR, die Grenzen zu Polen zu schließen. Eine 
Zusammenarbeit von Unternehmen und Arbeitnehmer(inne)n war unzureichend ausge-
prägt, ein grenzüberschreitender Sozialer Dialog, eine enge kommunalpolitische Koope-
ration der angrenzenden Gemeinden waren ebenso wenig vorzufinden wie intensive 
Kenntnisse über die Lebens- und Arbeitsbedingungen auf der jeweils anderen Seite der 
Grenze. Das hat sich seit 1990 zwar deutlich verbessert, zufriedenstellend ist die Situation 
aber bislang noch nicht. 

Genau die als politischer Grund für Abgrenzung genannte Gewerkschaft „Solidarnosc“ ist 
nun gemeinsam mit den DGB-Mitgliedsgewerkschaften in Mecklenburg-Vorpommern zu 
einem Motor für die grenzüberschreitende Kooperation von Arbeitnehmer(innen) gewor-
den. Neben den Aktivitäten der Kammern und der Euroregion sind Gewerkschaften heute 
wichtige Impulsgeber für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der Grenzregion. 
Und das nicht nur in Mecklenburg-Vorpommern, sondern gleichsam in Brandenburg und 
Sachsen. Entlang der deutsch-polnischen Grenze finden wir heute insgesamt drei Inter-
regionale Gewerkschaftsräte und zwar den IGR Elbe-Neiße seit 1993, den IGR Pomera-
nia seit 1995 und den IGR Viadrina seit 1996. 

Interregionale Gewerkschaftsräte bilden die institutionalisierte Form der Zusammenarbeit 
der Gewerkschaften in Grenzregionen. Sie bilden die Plattform für den Austausch der 
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Gewerkschaftsdachverbände und der Einzelgewerkschaften aus Polen und Deutschland. 
Sie verstehen sich als grenzüberschreitende Interessenvertretung der Arbeitneh-
mer(inne)n und in der Grenzregion. Im Vordergrund der gemeinsamen Arbeit stehen die 
Bearbeitung arbeitnehmerorientierter Themenfelder, wie z. B. Berufsbildung, Beschäfti-
gungspolitik, Sozialpolitik, soziale Sicherungssysteme sowie Auswirkungen der EU-Er-
weiterung auf die Arbeitnehmer der Grenzregion. Ziel ist ein kontinuierlicher Austausch 
über Lebens- und Arbeitsbedingungen und deren Verbesserung in den Grenzregionen. 
Besonders hervorgehoben wird die soziale Komponente und die Überwindung „psycholo-
gischer Barrieren“ und die schiere Unkenntnis über die jeweilige Situation der Nachbarn. 
Ein weiteres bedeutendes Ziel der Arbeit der Interregionalen Gewerkschaftsräte ist ein 
aktiver Austausch von sozial-, wirtschafts- und gewerkschaftspolitischen Informationen in 
Form von Seminaren und Konferenzen. Zusätzlich werden - zum Teil in gesonderten Ar-
beitsgruppen - konkrete Lösungen für grenzüberschreitende Probleme erarbeitet. Nicht 
selten entwickeln sich daraus grenzüberschreitende Projekte und Aktivitäten der Gewerk-
schaftsbewegung, so sind z. B. vielfältige Branchen- und Betriebskontakte entstanden 
oder auch Aktivitäten für bestimmte Bevölkerungsgruppen wie Jugendliche und Frauen.  

Die Interregionalen Gewerkschaftsräte haben gleichsam die Vorbehalte der Bevölkerung 
gegen die EU-Erweiterung beobachtet. Ängste vor Arbeitslosigkeit sind in den struktur-
schwachen Grenzregionen in Deutschland ebenso verbreitet wie die vor dem Ausverkauf 
polnischer Städte, Häuser und Grundstücke in Polen. Gewerkschaften haben mit den In-
terregionalen Gewerkschaftsräten konkrete Programme zur Begleitung der EU-Erweite-
rung entwickelt. So konnte mit finanzieller Unterstützung der Europäischen Union und des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern die „Arbeitsmarktinitiative für Vorpommern und die 
Region Stettin“ begonnen werden. Hier werden Informationen über das Gesellschafts-
system Polens und den Erweiterungsprozess für deutsche Berufsschüler aufbereitet, Ar-
beitnehmer(innen) aus Deutschland und Polen gemeinsam über die Arbeitswelt in dem 
jeweiligen Nachbarland informiert und für die deutsch-polnische Grenzregion beschäfti-
gungspolitische Initiativen entwickelt. Eine EU-Förderung ermöglicht das DGB-Projekt 
GRIPS, welches unter anderem im Rahmen von Branchendialogen die konkrete bran-
chenorientierte Kooperation von Beschäftigten grenzüberschreitend ermöglicht. Die Bun-
desregierung fördert den grenzüberschreitenden Sozialen Dialog in Brandenburg und 
INTERREG-Mittel in Sachsen die Qualifizierung von Beschäftigten, um den Anforderun-
gen des größeren Europas gerecht werden zu können. 

Diesen positiven Schritten stehen aber immer noch eine Reihe gravierender Probleme 
gegenüber. Die Unkenntnis der Sprache des Nachbarlandes erschwert erheblich die Zu-
sammenarbeit in den Interregionalen Gewerkschaftsräten. Unzureichende finanzielle 
Ressourcen wie auch die großen Unterschiede in den politischen Kulturen und Strukturen 
behindern die konkrete Arbeit. 

Die Gewerkschaftsräte bestehen aus einem festen Kreis von haupt- und/oder ehrenamt-
lichen Gewerkschaftsvertreter(innen) beider Länder. Ein paritätisch besetztes Präsidium 
koordiniert die Arbeit und setzt die Beschlüsse um. 

Die Interregionalen Gewerkschaftsräte verstehen sich auch als politisches Sprachrohr der 
Arbeitnehmer. In der gemeinsamen „Stettiner Erklärung“ von 1998 haben sie ein klares 
Bekenntnis für den Beitritt Polens zur Europäischen Union formuliert. Gleichzeitig wurden 
Gefahren benannt, denen es zu begegnen gilt. Zu erwähnen sind hier eine denkbare Re-
duzierung des Gehaltsniveaus und der sozialen Standards in den deutschen Grenzregio-
nen oder eine Abwanderung ausgewählter Beschäftigtengruppen mit den entsprechenden 
negativen Wirkungen in Polen. 

Derzeit laufen eine Fülle von Einzelvorhaben, die weitgehend auf Initiative der Interregio-
nalen Gewerkschaftsräte entstanden sind. Inwieweit diese Maßnahmen ausreichen, eine 
genügende Zahl von Beschäftigten zu erreichen, bleibt abzuwarten. Der EU-Erweite-



 

65  

rungsprozess wird zum 01. Mai 2004 in eine neue Etappe eintreten, zu diesem Zeitpunkt 
jedoch noch lange nicht abgeschlossen sein. Hierzu sind eine Vielzahl weiterer Maß-
nahmen erforderlich.  

Sie alle werden wichtige Schritte zum Zusammenwachsen der Regionen, zur Bildung tat-
sächlicher grenzüberschreitender Regionen darstellen, in der Nachbarn über ausreichen-
de Kenntnisse übereinander verfügen, in der eine Zusammenarbeit von Unternehmen, 
Verbänden, Vereinen und Gewerkschaften über die Grenze hinweg ein natürlicher Be-
standteil des gesellschaftlichen Lebens sein wird. Gewerkschaften haben ihre Aufgabe 
hier wahrgenommen und werden dies auch weiter tun.  

 

 

 

Dirk Höhner 
KOWA, Europa-Universität Viadrina 
Postfach 1786 

15207 Frankfurt/Oder 

0335/55345902 
kowa@uni-ffo.de 
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CeChemNet - Chemiestandorte in Sachsen-Anhalt kooperieren 
 

Peggy Padur (isw Halle) 

 
 

Im Rahmen des Programms „Innovative Maßnahmen des EFRE 2000 – 2006“ arbeiten 
die Chemieparks des Landes auf spezifischen Feldern des Standortmanagements eng 
zusammen. Neben dem Erfahrungsaustausch wird angestrebt, künftig stärker im Verbund 
gemeinsam nach außen aufzutreten. Hinter „CeChemNet - Central European Chemical 
Network“ verbirgt sich ein Netzwerk der chemischen Industrie zur Ausprägung von Kom-
petenzen des Chemieparkmanagements und der modulhaften Anwendbarkeit im Rahmen 
internationaler Netzwerkstrukturen. 

Die Chemische Industrie ist einer der strukturprägenden Wirtschaftsbereiche Sachsen-
Anhalts. Unternehmen der Chemie, spezialisierte Dienstleister, Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen sowie auf die Chemie ausgerichtete Bildungseinrichtungen prägen 
das regionale Netzwerk vor allem im Süden des Bundeslandes. Die Partner im Netzwerk 
sind die InfraLeuna Infrastruktur und Service GmbH, Dow Olefinverbund GmbH, Preiss - 
Daimler Chemiepark Bitterfeld - Wolfen GmbH, ZSG Zeitzer Standortgesellschaft mbH, 
SKW Stickstoffwerke Piesteritz GmbH, isw Gesellschaft für wissenschaftliche Beratung 
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und Dienstleistung GmbH, der BVCT Bildungsverbund Chemie und Technik e.V. sowie 
der Verband der Chemischen Industrie – Landesgruppe Nord-Ost. 

Der Ansatz für ein solches Netzwerk und der geplante Aufbau einer Kompetenzplattform 
„Chemieparkmanagement“ liegt in der Entwicklung der Chemischen Industrie Mittel-
deutschlands begründet, die sich vorrangig an den großen traditionellen Chemiestandor-
ten konzentriert. Jeder dieser Standorte zeichnet sich durch spezifische Entwicklungs-
muster aus, die auf die Eigenarten des jeweiligen Privatisierungsprozesses zurückzufüh-
ren sind. Im Ergebnis von Umstrukturierung und Entwicklung der Chemieparks entstand 
ein spezifisches Know-how zur Bewältigung komplexer Prozesse der Restrukturierung 
und Entwicklung der Standorte.  

Diese Kompetenzen werden in einem gegenseitigen Erfahrungsaustausch systematisch 
herausgearbeitet und dargestellt. Im Rahmen der projektbezogen gebildeten 11 Modular-
beitsgruppen zur thematischen Aufarbeitung des umfangreichen Know-how sind derzeit 
rd. 100 Akteure auf der Arbeitsebene der beteiligten Projektpartner involviert.  

Als ein wesentliches Ergebnis des initiierten Kooperationsprozesses soll ein Leistungs-
katalog mit „best practice“ Lösungsansätzen erarbeitet werden. Inhalte des in modularer 
Struktur aufzubauenden Leistungskataloges sind u.a. Empfehlungen im Bereich des Si-
cherheitsmanagements, des Umweltschutzes und der Altlastenbeseitigung, des Infra-
strukturmanagements, des Rohstoffverbundes und der Flächenentwicklung sowie des 
Einsatzes spezifischer Informationstechnologien. Des Weiteren werden Fragen der Fi-
nanzierung und des Fördermittelmanagements im Zusammenhang mit der Standortre-
strukturierung und nachhaltigen Entwicklung berücksichtigt. Von weiterer Bedeutung sind 
auch Aspekte der Wissens- und Kompetenzentwicklung in den Chemieparks, die Rolle 
der Verbands- und Strukturentwicklung sowie die Entwicklung von Human Resources und 
das Aufgreifen sozialpolitischer Themen. 
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Bestandsaufnahme
Recherche

Verdichtung
Selektion

Ausarbeitung des
Leistungskatalogs

• Bericht und Vorträge der 
Team-Mitglieder

• Eigene Methoden und 
Systeme

• Vorschläge

• Informationsaustausch

• Gezielte Herausarbeitung 
chemieparktypischer Profile

• Verallgemeinerung unter-
schiedlicher Erfahrungen auf 
den einzelnen Standorten

• Typisierung & Systematisierung

• Aufbereitung der chemiepark-
spezifischen Kompetenzen

• Angebotsorientierte Dar-
stellung der Erfahrungen

• Darstellung und Erarbeitung 
der Studie (Modul-Arbeit)

P h a s e  1 P h a s e  2 P h a s e  3

Aufbau interregionaler und internationaler Kontakte, z. B.:
• 1. Europäischer Kongress der Chemieregionen in Brüssel am 21. Mai 2003
• Offizieller Besuch des Bundesratspräsidenten / Ministerpräsidenten Sachsen-Anhalts,

Herrn Prof. Dr. W. Böhmer am 07.10.03 in Prag und  am 13.10.2003 in Polen / Masowien
• 2. Europäischer Kongress der Chemieregionen in Sachsen-Anhalt, Halle 5./ 6.Februar 2004

Aufbau einer Kommunikationsplattform: Regionales Netzwerk

bis Mai 2003 bis Januar 2004bis September 2003

Die Experten haben sich auf eine effiziente und arbeitsteilige Aufarbeitung der Kompe-
tenzbündel verständigt (siehe Abbildung). So wurden erste Ergebnisse im Rahmen des 
„Ersten Europäischen Kongresses der Chemieregionen“ im Mai 2003 in Brüssel durch die 
Chemieparks vorgestellt. Es zeichnete sich bereits in der Arbeitsphase ab, dass dieses 
Kompetenznetzwerk der Chemieparks wesentlich dazu beiträgt, die Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen im Ergebnis verstärkter Synergien zu erhöhen. Darüber hinaus bieten 
sich gute Ansätze zur verstärkten Einbindung der Chemieparks in den internationalen Er-
fahrungsaustausch zu innovativen Lösungen bei der Entwicklung thematisch ausgerich-
teter Industrie- und Gewerbestandorte. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zuletzt soll ein wesentliches Projektziel darin bestehen, die stärkere Einbindung der 
Unternehmen in internationale Kooperationen zu forcieren. Auf der Basis eines intensiven 
Erfahrungsaustausches und der Zusammenarbeit mit Chemieregionen Mittel- und Osteu-
ropas sollen vorhandene Kompetenzen in internationale Partnerschaften eingebracht 
werden. Dies erleichtert insbesondere den mittelständischen Unternehmen an den Stand-
orten den Zugang zu internationalen Netzwerkstrukturen und dient der Entwicklung von 
projektkonkreten interregionalen Partnerschaften. 
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isw Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig gGmbH 
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InfraLeuna GmbH 
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Inno Dreiländereck 

 

Jens Vogt (TGZ Bautzen) 

 
 
Die Oberlausitz – ein Zukunftsstandort im Dreiländereck 

 

Die Region Oberlausitz/Niederschlesien besteht aus den vier östlichsten Landkreisen des 
Freistaates Sachsen sowie den beiden kreisfreien Städten Hoyerswerda und Görlitz. Ge-
genwärtig ist diese Region im Dreiländereck Polen-Tschechien-Deutschland durch ihre 
Randlage in Deutschland und in der EU stark benachteiligt. Mit der EU-Osterweiterung 
rückt sie wenige Jahre nach dem Vollzug der deutschen Einheit in das Zentrum der Euro-
päischen Union. Die aktive Gestaltung dieses Prozesses zur Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) ist das Hauptanliegen des Pro-
jektes „InnoDreiländereck“. Das Projekt ist Bestandteil des regionalen Programms des 
Freistaates Sachsen im Rahmen der innovativen Maßnahmen des EFRE 2000 – 2006 
(InnoSachsen). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Projektgebiet: Region Oberlausitz/Niederschlesien mit ihren Nachbargebieten 

 

 

Träger von „InnoDreiländereck“ sind vier Technologiezentren und die Hochschule Zittau/ 
Görlitz. Deren bisherige Zusammenarbeit und Abstimmung innerhalb des regionalen Ar-
beitskreises „Innovationsmanagement“ wird durch das gemeinsame Projekt analytisch 
fundiert und strategisch ausgerichtet. So bildetet eine Potenzialanalyse, in die ca. 6.000 
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Unternehmen und mehrere Hochschulen einbezogen wurden, die Grundlage für die Er-
arbeitung einer regionalen Innovationsstrategie (RIS). Die Projektpartner werden dabei 
durch das ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Niederlassung Dresden und das ISI - Insti-
tut für Systemtechnik und Innovationsforschung, Forschungsstelle für Innovationsökono-
mik an der TU Bergakademie Freiberg - unterstützt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Anhebung des Technologieniveaus in den KMU der Region ist ein langfristiges Ziel 
der Projektträger. Es gilt, möglichst viele Unternehmen in diese strategische Zielstellung 
einzubinden. Der Aufbau einer internetbasierten Innovationsplattform, die Entwicklung von 
gezielten Maßnahmen des Technologietransfers und der Innovationsförderung, der Auf-
bau von Unternehmensnetzwerken sowie die Unterstützung grenzüberschreitender Ko-
operationen sind wichtige Teilvorhaben. Zu diesem Zweck werden in der Euroregion 
Neiße neben Unternehmen auch Wirtschaftsfördereinrichtungen sowie Verwaltungen in 
das Projekt einbezogen. InnoDreiländereck wird von der Vision getragen, das Dreilän-
dereck als gemeinsamen Wirtschafts- und Lebensraum im erweiterten Europa zu gestal-
ten. 

 

Im bisherigen Projektverlauf konnten schon wesentliche Schritte hin zur Erreichung der 
gesteckten Ziele gemacht werden. So wurde die in der Analysephase geplante Datener-
hebung abgeschlossen. Mit weit über 600 auswertbaren Fragebögen und über 50 Einzel-
interviews wird sich ein detailliertes Bild der Wirtschaft der Oberlausitz zeichnen lassen. 
Die ermittelten Problembereiche der regionalen Unternehmen bilden die Zielrichtung zu-
künftiger Unterstützungsleistungen durch die Projektpartner. Dazu werden auch die Er-
gebnisse von Interviews mit regionalen Experten der Wirtschaftsförderung und der Politik 
herangezogen. Besondere Beachtung erlangen jedoch die Resultate der Befragung der in 
der Region tätigen Hochschullehrer und Wissenschaftler. Über 130 von ihnen informierten 
umfassend über ihre Forschungsaktivitäten und deren Nutzung in der Oberlausitz. 

 ANALYSE 
PHASE 

STRATEGIE 
- PHASE 

AKTIONS 
PHASE 

INNOVATIONS- 
POTENZIAL 

INNOVATIONS- 
STRATEGIE 

INNOVATIONS- 
PLATTFORM 

UNTERNEHMEN 

UNTERNEHMENS- 
BEFRAGUNG 

DOKUMENTEN- 
ANALYSE 

EXPERTEN- 
BEFRAGUNG 
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Typ der Unternehmen, die an der Befragung teilnahmen 

 

 

Der Auf- bzw. Ausbau intensiver Beziehungen zu Partnern in Polen und Tschechien 
konnte ebenso erreicht werden. Die grenzüberschreitende Nutzung regionaler technologi-
scher Potenziale wird insbesondere im Dreiländereck eine größere Bedeutung erlangen 
und die Projektträger werden hier gemeinsam mit ihren ausländischen Partnern noch 
bessere Unterstützungsleistungen bieten können. Jedoch sollen an dieser Stelle nicht die 
Probleme grenzüberschreitender Zusammenarbeit verschwiegen werden. Neben der 
mangelhaften interkulturellen Kompetenz auf allen Seiten sind diese vor allem in den un-
terschiedlichen Ausrichtungen der nationalen Innovationssysteme zu sehen. Aber selbst 
wenn passende Partner gefunden wurden, setzen nationale Regelungen der Kooperation 
schnell wieder Grenzen. Hier gilt es, die nationalen und regionalen Förderprogramme un-
bürokratisch zu öffnen und damit zielführender zu gestalten. 

Ohne die Kenntnis der Potenziale der Oberlausitz jenseits ihrer Grenzen wird sich die Re-
gion in unserer arbeitsteiligen Wirtschaft nicht vorteilhaft entwickeln können. Der Präsen-
tation der Leistungsfähigkeit der Oberlausitzer Unternehmen und Wissenschaft wurde und 
wird demnach große Bedeutung in dem Projekt beigemessen. 

Im weiteren Projektfortgang wird es weiterhin darauf ankommen, wichtige regionale Ak-
teure in die Umsetzung der Innovationsstrategie einzubinden. Mit einer solchen starken 
regionalen Unterstützung sollte es auch gelingen, Technologietransfer und Innovations-
förderung als regionale und nicht zentrale Kompetenz zu entwickeln.  

 

31,76% 

36,64% 

31,60% 

Produzierende Unternehmen 
Dienstleistungsunternehmen 
Handwerker 

(n=655,  
Doppel- 
nennungen) 
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Projektpartner 

 

·  Lausitzer Technologiezentrum GmbH  
Hoyerswerda/Technologiepark Lauta 
www.lautech.de 

·  Technologiebetreuungs- und Gründerzentrum Oberlausitz/Niederschlesien GmbH 
Niesky 
www.tbgz.de 

·  Technologie- und Gründerzentrum Bautzen GmbH 
www.tgz-bautzen.de 

·  Technologie-Zentrum Zittau GmbH 
www.tz-zittau.de 

·  Zentrum für angewandte Forschung an der Hochschule Zittau/Görlitz (FH) e.V. 
 http://zaf.hs-zigr.de 

 

 

Jens Vogt  
TGZ Bautzen GmbH 
Humboldtstr. 25  

02625 Bautzen 

Tel.: 03591.380.220 
Fax: 03591.380.201 
Mail: innodreilaendereck@tgz-bautzen.de  
www.innodreilaendereck.de 
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Podium 2: „ Wie können die Chancen der grenznahen Regionen 
entwickelt werden?“  

 

Moderation: Jörg Hentrich (RKW Bundesgeschäftsstelle) 

Diskussion: Prof. Dr. Hermann Ribhegge (Europa Universität Viadrina, Frankfurt 
(Oder)) 

Elmar Hönekopp (IAB Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Nürnberg) 

Prof. Dr. Dietrich Henckel (DIFU Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin) 

Dr. Kurt Hornschild (DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin) 

Dr. Paul Oehlke (DLR Projektträger des BMBF, Bonn) 

Peter Herrmannsen (Staatskanzlei Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin) 

 
 

Jörg Hentrich: Ich begrüße Sie zu der Abschlussdiskussion unserer heutigen Arbeitsta-
gung. Mit unserem Abschlusspodium wollen wir die Diskussionsstränge, die in den drei 
Foren geknüpft worden sind, zusammenführen und eine Zwischenbilanz der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit in den grenznahen Regionen ziehen. Darauf aufbauend 
werden wir versuchen, ein Szenario für eine erfolgreiche Entwicklung der Chancen der 
grenznahen Regionen im Zusammenhang mit der EU-Erweiterung zu entwerfen. Dabei 
geht es im wesentlichen um den Handlungsbedarf in den Regionen selbst, aber auch auf 
der Ebene der Länder, des Bundes und der Europäischen Union. 

Zunächst möchte ich Ihnen jedoch kurz unsere Experten hier auf dem Podium vorstellen. 
Zu meiner Rechten begrüße ich Prof. Dr. Hermann Ribhegge. Herr Prof. Ribhegge lehrt 
an der Europa Universität Viadrina in Frankfurt (Oder). Er ist Ökonom. Neben seinem 
Lehrberuf ist er im Rat und Präsidium der Euroregion Pro Europa Viadrina. Zu meiner Lin-
ken begrüße ich Herrn Elmar Hönekopp. Herr Hönekopp arbeitet – ebenfalls als Ökonom 
– im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg. Hier ist er verant-
wortlich für die Arbeitsfelder „Arbeitsmarkteffekte der EU-Erweiterung“, „Europäische In-
tegration – Schwerpunkt mittel- und osteuropäische Länder“ und „Internationale Arbeits-
kräftemobilität“. Ich begrüße außerdem Herrn Prof. Dr. Dietrich Henckel. Er arbeitet im 
Deutschen Institut für Urbanistik. Im DIFU ist Herr Prof. Henckel verantwortlich für die Be-
reiche „Wirtschaftlicher Strukturwandel“, „Neue Technologien“, „Gewerbeflächen“ und 
„Zeitpolitik“. Und – last not least – möchte ich Ihnen Herrn Dr. Kurt Hornschild vorstellen. 
Herr Dr. Hornschild ist Abteilungsleiter im Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung. Er 
leitet die Abteilung „Innovation Industrie Dienstleistungen“ und arbeitet mit an der Evalua-
tion des InnoRegio-Prozesses, den das Bundesforschungsministerium 1999 angestoßen 
hat. 

Lassen Sie uns die Diskussion beginnen. Meine erste Frage bezieht sich auf die Zwi-
schenbilanz. Wie schätzen Sie den Stand der Vorbereitungen in den grenznahen Regio-
nen auf die Europäische Erweiterung ein – können die Chancen der Erweiterung in den 
Regionen genutzt werden? Herr Prof. Ribhegge, ich beginne mit Ihnen: Nutzen die Unter-
nehmen in den grenznahen Regionen ihre Chancen, sind sie ausreichend vorbereitet und 
werden sie hinreichend unterstützt? 
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Prof. Dr. Hermann Ribhegge: Wir haben sehr praxisorientiert an konkreten Fällen disku-
tiert, wie die Unternehmenspolitik in den grenznahen Regionen aussieht, inwieweit die 
Unternehmen bereit sind, in Polen zu investieren. In diesem Zusammenhang möchte ich 
das Informationsangebot www.infopolen.de der Deutsch-Polnischen Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft TWG noch einmal hervorheben. Hier finden Sie wirklich alle wichtigen 
Informationen, auf die wir hier kaum eingehen können. Ansonsten möchte ich mich auf 
vier wichtige Aspekte unserer Diskussion konzentrieren. 

Zunächst haben wir die Frage der strategischen Ausrichtung der Regionen diskutiert. Wir 
sehen hier Konflikte auf die grenznahen Regionen zukommen. Zwischen den Agglomera-
tionszentren Warszawa, Poznan und vielleicht noch Szczecin auf der einen Seite und 
Berlin auf der anderen Seite könnten die Grenzregionen zerrieben werden. Um dies zu 
verhindern, müssen die Regionen diesseits und jenseits der Grenze eine gemeinsame 
Strategie entwickeln, sich gemeinsam vermarkten. Das wird mit vielen Konflikten verbun-
den sein, zum Beispiel bei der Ansiedlung von Unternehmen. Außerdem sind die Ge-
meinsamkeiten der deutschen und der polnischen Grenzregionen nicht sehr ausgeprägt 
und haben wenig Tradition. Es wird Aufgabe der Regionen sein, mit diesen Konfliktpoten-
zialen konstruktiv umzugehen. Dazu brauchen und bekommen sie fachliche und politische 
Unterstützung. 

Ein weiterer Aspekt unserer Diskussion war die Frage des fairen Wettbewerbs. Wir haben 
auf polnischer wie auf deutscher Seite das Bestreben, gerade bei der Vergabe von öffent-
lichen Aufträgen die eigene Wirtschaft zu fördern. Welche Perspektiven ergeben sich dar-
aus für die Investoren, die in dem jeweils anderen Land aktiv werden wollen? Wir haben 
das Problem sehr optimistisch diskutiert. Mit der Vollmitgliedschaft Polens ab Mai 2004 
werden auch dort die europäischen Vergaberichtlinien für öffentliche Aufträge gelten, d. 
h., diese Aufträge müssen europaweit ausgeschrieben werden und es gilt das Diskriminie-
rungsverbot gegenüber ausländischen Anbietern. 

Sehr konkret haben wir auch die Frage diskutiert, wo denn die Marktchancen der deut-
schen Anbieter im Zusammenhang mit der EU-Erweiterung liegen. Dabei wurde deutlich, 
dass die Erweiterung durchaus neue Chancen mit sich bringt. In der Automobilbranche 
sehen wir beispielsweise sehr gute Chancen für Unternehmen, die in Polen investieren 
wollen. Das Gleiche gilt für Unternehmen der Möbelindustrie sowie in den Bereichen 
Wasser und Abwasser. Auch dort, wo man Chancen zunächst vielleicht nicht vermutet, 
nämlich im Bereich der Dienstleistungen, sehen wir erhebliche Möglichkeiten für Unter-
nehmen, die sich in Polen engagieren. 

Zum Abschluss haben wir uns mit der Frage befasst, welche Chancen polnische Anbieter 
in Deutschland haben. Diese Frage erschien uns wichtig, weil die Entwicklung der Grenz-
regionen, auch die Arbeitsmarktsituation, ebenso von dem Engagement polnischer Unter-
nehmen in diesen Regionen abhängen wird. Wir müssen also dafür sorgen, dass die 
Grenzregionen auch für polnische Anbieter attraktiv werden, nur so werden diese Regio-
nen tatsächlich eine zentrale Rolle im erweiterten Europa einnehmen. 

Die Herausforderung, vor der wir stehen, können wir nur gemeinsam bewältigen. Das 
heißt, wir können die Grenzregionen nicht einseitig entwickeln, sondern nur gemeinsam 
als gemeinsame Region. Wir sehen hier noch sehr viel Handlungsbedarf. 

 

Jörg Hentrich: Die regionalen Standorte stehen also unter erheblichem Handlungsdruck. 
Gemeinsame Vermarktungsstrategien können aber kaum an gemeinsame Traditionen 
anknüpfen und Konflikte sind vorhersehbar. Verbindliche Wettbewerbsregeln – Sie haben 
das Beispiel der öffentlichen Aufträge genannt – können die Situation entschärfen. Ganz 
wichtig, Ihr letzter Punkt, Herr Prof. Ribhegge: Gemeinsame Strategien sind nur belastbar, 
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wenn die Interessen und Möglichkeiten aller Beteiligten einfließen. Es geht also um die 
Wettbewerbs- und Standortbedingungen der polnischen, deutschen und tschechischen 
Unternehmen. 

Herr Hönekopp, sind die Arbeitsmärkte auf dem richtigen Weg, setzen die Initiativen und 
Maßnahmen an den richtigen Punkten an? Wo liegt der Handlungsbedarf? 

 

Elmar Hönekopp: Ich glaube, wir sind hier sehr schnell an einem kritischen Punkt. Die 
Projekte, über die wir diskutiert haben, orientieren sich sehr stark an Qualifizierung, auch 
unter dem Aspekt der Förderung des Unternehmertums, und zugleich an dem Ziel der 
grenzüberschreitenden Kooperation. Vor diesem Hintergrund ist Ihre Frage mit etwas 
Vorsicht oder besser mit Distanz zu beantworten. 

Zum Thema Qualifizierung: Um hier die richtigen Antworten zu finden, müssen wir wissen: 
Wie entwickeln sich Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere hin-
sichtlich des zukünftigen Bedarfs an Arbeitskräften? Wir waren in unserem Forum schnell 
an dem Punkt, dass wir viel zu wenig über den Bedarf wissen. Das gilt nicht nur für die 
regionale Bedarfsentwicklung, sondern auch für die bundesweiten und die europäischen 
Tendenzen. Das IAB befasst sich schon lange mit dieser Frage, auch mit den langfristigen 
Entwicklungen der Nachfrage nach Arbeitskräften. Aber wir können nur Linien aufzeigen, 
wir können niemals den exakten Bedarf prognostizieren. Auch die Unternehmen selbst 
können ihren Bedarf kaum benennen, weil nur die wenigsten eine längerfristige Personal-
politik und -bedarfsplanung haben. Das gilt – mit wenigen Ausnahmen – für große Unter-
nehmen und insbesondere für die kleineren Unternehmen. Wir wissen also gar nicht, in 
welche Richtung qualifiziert werden soll. Für die meisten Qualifizierungsprogramme wer-
den Hilfskonstruktionen, Krücken für die Bedarfsermittlung herangezogen, von denen wir 
gar nicht wissen, ob sie tragen. Ich denke, das ist ein offener Punkt, bei dem wir auch in 
Zukunft nicht wesentlich weiter kommen werden. 

Das andere Thema ist die grenzüberschreitende Kooperation, die Entwicklung gemein-
samer, grenzüberschreitender Strategien. Hier muss man zunächst feststellen, dass wir 
im Wettbewerb stehen, im Wettbewerb um Absatzmärkte und um Standorte. Was ist also 
mit grenzüberschreitender Kooperation gemeint und wie ist diese Frage für die verschie-
denen Akteure, für die Unternehmen, für die öffentlichen Verwaltungen aber auch für die 
Gewerkschaften zu beantworten? Wir müssen uns zunächst fragen: Wo liegen die ge-
meinsamen Interessen und wo sind die Interessen unterschiedlich? Sehen wir uns z. B. 
die Gewerkschaften in Polen, Tschechien und Deutschland an. Da finden wir zunächst 
sehr viele unterschiedliche Positionen und Interessen beispielsweise im Hinblick auf die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit. Eine gemeinsame Linie finden wir, wenn es um die allgemei-
nen Rahmenbedingungen der Beschäftigung von Arbeitskräften aus den jeweils anderen 
Ländern geht. Diese Rahmenbedingungen können dann auch gemeinsam definiert wer-
den. Ich denke, dass wir uns der Frage der jeweiligen gemeinsamen und unterschiedli-
chen Interessen noch genauer zuwenden müssen. 

Ich möchte noch einen letzten Punkt ansprechen, der mir sehr wichtig erscheint. Wir ha-
ben entlang der Grenzen zwischen Ostdeutschland, Polen und Tschechien sehr unter-
schiedliche Situationen. Hier im Norden haben wir auf der polnischen Seite ein relativ 
dicht besiedeltes Gebiet, weiter südlich finden wir auf der polnischen Seite nahezu men-
schenleere Regionen, auf deutscher Seite haben wir entlang fast der ganzen polnischen 
Grenze einen sich entleerenden Raum. Im sächsisch-tschechischen Raum finden wir eine 
ganz andere Situation vor. In Nord-Böhmen haben wir mit dem wegbrechenden Braun-
kohlebergbau und der darauf aufbauenden Industrie ein Problemgebiet mit extrem hoher 
und noch steigender Arbeitslosigkeit, auf der sächsischen Seite herrschen sehr unter-
schiedliche Bedingungen. Die Region um Bautzen und Görlitz ist ein Gebiet mit hoher 
Abwanderung, in Westsachsen, um Plauen herum, finden wir eine Region, die sich im 
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Wettbewerb mit Nordbayern und mit der relativ prosperierenden Region um Eger herum 
befindet. Weiter südlich, zwischen Bayern und Tschechien, befinden sich auf deutscher 
und tlw. auf tschechischer Seite recht dynamische Gebiete, die auch relativ geringe Ar-
beitslosenquoten haben. Diese sehr großen Unterschiede sind eine gewaltige Herausfor-
derung für eine gemeinsame, grenzüberschreitende Regionalentwicklung. 

Lassen Sie mich rückblickend noch eine kritische Anmerkung formulieren. Die Mittel und 
Maßnahmen, die wir heute für die Entwicklung der Grenzregionen aufwenden, kommen 
sehr spät und werden ihre Wirkung bestenfalls in einigen Jahren entfalten. Die zehn bis 
zwölf Jahre, die wir als Übergangsfrist zur Vorbereitung auf die EU-Erweiterung hatten, 
haben wir nicht richtig genutzt, um den Strukturanpassungsprozess in den Grenzregionen 
voranzutreiben und Beschäftigung zu sichern und aufzubauen.  

 

Jörg Hentrich: Ihre zentrale Botschaft, Herr Hönekopp, habe ich so verstanden: Qualifizie-
rungsmaßnahmen, Sie haben uns die Probleme der Bedarfsermittlung erläutert, sind eine 
notwendige, aber nicht hinreichende Voraussetzung zur Vorbereitung der Arbeitsmärkte 
auf die Europäische Erweiterung. Eine erfolgreiche Integration braucht längerfristige regi-
onale Strukturanpassungsmaßnahmen, weil die Grenzregionen hinsichtlich ihrer Situation 
und ihrer Interessen sehr heterogen sind. Wir haben in dieser Hinsicht schon sehr viel Zeit 
verloren und stehen jetzt vor einem großen Nachholbedarf. 

Wie realistisch ist die europäische Perspektive der grenznahen Regionen als prosperie-
rende europäische Nahtstellen, Herr Prof. Henckel? 

 

Prof. Dr. Dietrich Henckel: Wir stehen mit der Kooperation zwischen den grenznahen Re-
gionen noch ganz am Anfang. Das erscheint mir auch nicht verwunderlich vor dem Hin-
tergrund dessen, was Herr Kaulen heute Morgen auf dem Eingangspodium über die Er-
fahrungen in den westlichen Grenzregionen berichtet hat. Auch dort haben wir nach vielen 
Jahren beispielsweise noch keine einheitlichen Arbeitsmärkte. Herr Minister Holter hat 
heute Morgen einen weiteren wichtigen Aspekt eingebracht, auf den ich mich beziehen 
möchte. Er hat die europäische Erweiterung in einen Kontext mit der deutschen Vereini-
gung gestellt. Auch dieser Integrationsprozess ist bei weitem noch nicht abgeschlossen. 
Wir haben nach wie vor interkulturelle Probleme in der Kommunikation zwischen Ost- und 
Westdeutschland. Auch die deutsche Vereinigung ist eine Generationenaufgabe. Was gibt 
uns also die Hoffnung zu erwarten, dass wir die europäische Integration in einer wesent-
lich kürzeren Frist in einem viel größeren Maßstab kultureller Unterschiede und histori-
scher Verwerfungen bewältigen können? Wir brauchen – und hiermit möchte ich einen 
ersten Handlungsbedarf markieren – den Erwerb interkultureller Kompetenzen. Das Bei-
spiel, das Sie, Frau Hintze, heute Morgen vorgestellt haben, der „Knigge für Unternehmer 
in Polen“, weist genau in die Richtung, die wir weiterentwickeln müssen. 

Ich möchte noch auf einen zweiten Punkt eingehen. Die Regionen, um die es hier geht, 
waren ja historisch durchaus einheitliche Wirtschaftsräume. Welche dieser Verflechtungen 
bestehen noch, an welche kann man heute noch anknüpfen? Das wird in den einzelnen 
Regionen sehr unterschiedlich sein und wir werden mit den historischen Verwerfungen 
und Vorbehalten sehr sensibel umgehen müssen. Ich meine, dass wir den historischen 
Aspekt der Erweiterung sowohl unter dem Gesichtspunkt gemeinsamer wirtschaftlicher 
Traditionen als auch historischer Verantwortung viel stärker bearbeiten müssen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, den wir in unserer Debatte herausgearbeitet haben, ist die 
Tatsache, dass die meisten Projekte zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von 
deutscher Seite voran getrieben und damit natürlich auch inhaltlich dominiert werden. Das 
kann dann – wie tatsächlich geschehen – dazu führen, dass in einer Region drei Innovati-
onsstrategien entwickelt werden, die erst vor kurzem von einander erfahren haben. Wir 
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brauchen also in viel stärkerem Maße als bisher Kommunikation und Transparenz in den 
Regionen und zwischen den Regionen. 

Im engen Zusammenhang damit sehe ich die Tatsache, dass alle Projekte, die wir in un-
serem Forum diskutiert haben, durch die Europäische Union finanziert werden. Das be-
deutet, dass diese Projekte durch die Europäische Union prästrukturiert und präformiert 
sind. Das kann ein Vorteil sein, muss es aber nicht. Wir sollten diesen Punkt noch genau-
er erörtern. 

Ein letzter Punkt, der mich persönlich sehr bewegt, ist die Feststellung, dass das gesamte 
Projekt der europäischen Einigung über die Jahrzehnte erheblich an Schwung verloren 
hat. In den 50er Jahren war Europa noch eine faszinierende Vision. Diese Vorstellung ist 
einer doch eher nüchternen und pragmatischen Haltung gewichen. Es wird gerade noch 
so viel getan, wie unbedingt notwenig ist. Es fehlt der Schwung, die Integration auch wirk-
lich zu wollen, auf den anderen zuzugehen. Ich sehe hierin ein großes Handicap für die 
Verwirklichung der gemeinsamen europäischen Perspektive. 

 

Jörg Hentrich: Dem Europäischen Projekt fehlt der Schwung, haben Sie gesagt, Herr Prof. 
Henckel. Die Erweiterung löst vielleicht sogar eher Skepsis als Begeisterung aus. Das ist 
auch im Zusammenhang zu sehen mit der deutschen Vereinigung, die bei weitem nicht 
abgeschlossen ist, und – ich möchte das ergänzen – mit den Transformationsprozessen 
in den Beitrittsländern. Auf der anderen Seite haben Sie darauf hingewiesen, dass auch 
die westlichen Grenzregionen den Prozess der Integration nach Jahrzehnten noch nicht 
bewältigt haben. Interkulturelle Kompetenz und historisches Bewusstsein – so habe ich 
Sie verstanden – sind Schlüsselkomponenten für den Integrationsprozess. Die Rolle der 
EU – Stichwort Präformation durch Förderung – wirft die Frage nach dem Spannungsver-
hältnis von Zentralität und Dezentralität auf. 

Herr Dr. Hornschild, aus der Sicht des Innovationsforschers und als Begleiter des Inno-
Regio-Prozesses, wie bewerten Sie die Chancen der grenznahen Regionen und wo se-
hen Sie den wichtigsten Handlungsbedarf? 

 

Dr. Kurt Hornschild: Ich möchte etwas grundsätzlicher beginnen. Grenzen sind wie 
Flüsse, und es ist schwierig, Flüsse zu überqueren. Die EU-Erweiterung bedeutet, dass 
Brücken geschlagen werden, damit die Grenzen leichter überwunden werden können. 
Durch diese Brücken wird der Austausch zwischen den benachbarten Regionen zwangs-
läufig intensiver. Aus der Sicht Ostdeutschlands könnte man jetzt formulieren: Schon wie-
der ein Anpassungsschock. Ich sehe darin keinen Schock. Allerdings werden die struktu-
rellen Anforderungen wieder größer, man muss sich auf neue Bedingungen einstellen. 
Das ist ein Prozess, der überall zu beobachten ist. Auf unserer DIW-Industrietagung ha-
ben wir z.B. gefragt: Herausforderung China – neuer Markt oder Konkurrent? Sie sehen, 
es handelt sich um einen weltweiten Prozess. In diesem Sinne ist die EU-Erweiterung 
eine organisatorische Innovation. Wir wissen, dass Innovationen zu veränderten Rah-
menbedingungen führen, bei denen es Gewinner und Verlierer gibt. Aus der Regionalfor-
schung wissen wir aber auch, dass die Grenzregionen – wir haben Erfahrungen mit der 
Süd-Erweiterung der EU, also beispielsweise Portugal und Spanien, aber auch mit der 
nördlichen Erweiterung, ich denke da an Irland – mit diesen Innovationen gewonnen 
haben. 

Grenzregionen sind oft sehr heterogen – wir haben das auch von Herrn Hönekopp gehört. 
Es gibt zumeist einen ärmeren und einen reicheren Teil. Aus der Sicht des Investors be-
deutet das, wenn er die Region als Gesamtheit betrachtet, dass er mehr Möglichkeiten 
hat. Es gibt z. B. eine größere Einkommensdifferenzierung – ob das den Gewerkschaften 
so gefällt, ist eine andere Frage – es gibt ein breiteres Spektrum an Qualifikationen und 
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unterschiedliche Regulierungen – ob die Mitbestimmung beispielweise als Vor- oder 
Nachteil gesehen wird, möchte ich hier offen lassen. Wenn innerhalb der Grenzregionen 
gut zusammengearbeitet wird, bedeutet das für den Investor außerdem, dass die Trans-
aktionskosten sinken. 

Die Frage ist nun, was passiert in den Grenzregionen, gleichen sich die unterschiedlichen 
Niveaus an, also werden die Armen reicher und die Reichen ärmer, oder bleiben die Dis-
krepanzen erhalten und werden sogar größer? In der regionalwissenschaftlichen Theorie 
finden wir beide Aussagen. Die neo-klassische Theorie geht beispielsweise von einer An-
gleichung aus. Die neue Wachstumstheorie bietet Argumente für eine Verschärfung der 
Unterschiede. In der Realität finden wir beides. Es gibt Lohnkonkurrenz, und die niedrige-
ren Löhne werden auch genutzt. Auf der anderen Seite muss man versuchen, die Poten-
ziale an Know How und Qualifikation, die man aufgebaut hat, einzusetzen. Voraussetzung 
ist in jedem Fall regionale Kooperation. 

In der Regionalwissenschaft unterscheiden wir unterschiedliche Modelle regionaler Ko-
operation. Das Brückenmodell geht beispielsweise davon aus, dass zwei Agglomerations-
zentren wie Warschau und Berlin sich verständigen. Diese Zusammenarbeit hat Auswir-
kungen auch auf die Grenzregionen, ohne dass diese darauf Einfluss haben. Dann gibt es 
das Drehscheibenmodell, in dem die Region der zentrale Akteur ist, dessen Maßnahmen 
auf das Umfeld wirken. In der Praxis gehen beide Modelle eng zusammen. Quer dazu gibt 
es dann noch das sogenannte Achsenmodell, das regionale Kooperationen entlang der 
großen Verkehrswege beschreibt.  

Das sind Modelle, keine Rezepte. Als einziges Rezept kann ich Ihnen empfehlen, die 
Herausforderung positiv aufzunehmen, sich darauf einzustellen. Die Regionen, die regio-
nalen Akteure müssen wissen, was sie wollen, und sie müssen ihr Wollen im gegenseiti-
gen Austausch zu Strategien entwickeln. Dabei dürfen Probleme und unterschiedliche 
Interessen nicht ausgeblendet werden. Wenn es beispielsweise Lohnkonkurrenz gibt, 
dann sollte diese nicht geleugnet werden. Die Frage sollte vielmehr sein, wie man damit 
umgeht. Ich finde es gut, dass wir die EU-Erweiterung haben, und wir sollten jetzt fragen, 
wie wir die komparativen Vorteile nutzen können. Das wird nur durch Kooperation möglich 
sein und Kooperation erfordert gegenseitige Kenntnis und Vertrauen. Dazu brauchen wir 
Zeit. Aus der ostdeutschen Perspektive werden sich die Rahmenbedingungen in dieser 
Zeit nicht gerade verbessern. Diese Regionen sind nicht sehr stark und können kaum aus 
dem Vollen schöpfen. Hinzu kommt, dass sich die europäische Förderkulisse nach 2006 
stark ändern wird. Dennoch hat es wenig Sinn, jetzt über verlorene Zeit zu klagen – zu 
spät ist es immer. Wir werden die vorhandenen Chancen nutzen und entwickeln müssen. 

 

Jörg Hentrich: Die Erweiterung ist eine Innovation und als solche mit neuen Chancen und 
Möglichkeiten verbunden. Die vorhin diskutierte Heterogenität der Grenzregionen sehen 
Sie, Herr Hornschild, eher als Vorteil, nicht als Problem. Zur Kooperation in den Grenzre-
gionen gibt es keine Alternative, allerdings ist Kooperation ein anspruchsvolles Unterfan-
gen, für das es keine Rezepte gibt und das Zeit erfordert. Die Bedingungen der ostdeut-
schen Regionen sind schwierig und werden nicht unbedingt besser, aber bisher haben 
Grenzregionen im Erweiterungsprozess immer gewonnen. 

Teilen Sie diesen Optimismus, Herr Prof. Ribhegge, und wo sehen Sie den Handlungsbe-
darf? 

 

Prof. Dr. Hermann Ribhegge: Ich möchte zunächst noch kurz auf das eingehen, was Herr 
Hönekopp zur Problematik der Bedarfsanalysen für den Arbeitsmarkt gesagt hat. Hier bin 
ich vollkommen anderer Auffassung als er. Ich bin sicher, dass sich das IAB noch so sehr 
bemühen kann, zutreffende Bedarfsanalyse zu erstellen. Es wird nicht gelingen. Der Ar-
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beitsmarkt ist ein Markt und wie andere Märkte auch wird er mit der Globalisierung zu-
nehmend volatil, d. h. er wird immer weniger prognostizierbar. Ich denke, dass wir wie die 
Europäische Beschäftigungsstrategie, der Lissabon-Prozess, davon ausgehen sollten, 
dass wir eine Wissensgesellschaft sind und dass dieser Aspekt an Bedeutung zunimmt. 
Das heißt, dass wir mehr Flexibilität in der Ausbildung brauchen. Auch bisher hat eine be-
darfsgerechte Ausbildung eigentlich nicht funktioniert. Denken Sie nur daran, wie jahre-
lang gesagt wurde, wir haben zu viele Ingenieure – jetzt haben wir wieder zu wenige. Die 
Bedarfsermittlung hat nie geklappt und wird nie klappen. Wir müssen in eine andere 
Richtung gehen. Lebenslanges Lernen ist dabei ein wichtiger Aspekt, auf den sich die 
Universitäten, aber auch die Betriebe einstellen müssen. 

 

Elmar Hönekopp: Herr Prof. Ribhegge, genauso so hatte ich es gesagt. Ich sehe zwi-
schen uns keinen Widerspruch. 

 

Prof. Dr. Hermann Ribhegge: Tut mir leid, dann habe ich Sie missverstanden. Wenn wir 
mehr Flexibilität brauchen, heißt das, dass wir mehr Bildung brauchen, und Bildung kostet 
Geld. Wir brauchen also mehr Geld. Sehen Sie sich die Bildungshaushalte von Branden-
burg und Mecklenburg-Vorpommern an. Diese beiden Länder haben die niedrigsten Pro-
Kopf-Ausgaben für Bildung. Auf der einen Seite wird beklagt, dass die Jugendlichen ab-
wandern, auf der anderen Seite werden ihnen kaum Bildungs- und Arbeitschancen gebo-
ten. 

 

Elmar Hönekopp: Ich möchte hier direkt ansetzen. Ich denke, es ist eine ganze Menge 
Geld da, aber es wird teilweise falsch ausgegeben – und das betrifft insbesondere Ost-
deutschland. Das hat viel mit – man kann schon fast sagen historischen – Politiklinien zu 
tun. Wir geben einen großen Teil der vielen Milliarden EURO für aktive Arbeitsmarktpolitik 
für einen Bereich aus, in dem wir Strukturen erhalten, wo wir uns jeden Spielraum für 
gestaltende Beschäftigungspolitik nehmen. Beschäftigungspolitik ist für mich etwas ande-
res als Arbeitsmarktpolitik, Beschäftigungspolitik ist unmittelbar mit Wirtschaftspolitik ver-
knüpft. Wir müssen also weg von strukturerhaltenden Maßnahmen, hin zu strukturgestal-
tenden Maßnahmen. Wir müssen mehr in Bildung, in Bildungsinstitutionen und Köpfe in-
vestieren, um für den Strukturwandel gewappnet zu sein. Wir sollten natürlich nicht die 
Illusion haben, dass wir alle Leute super qualifizieren können, aber wir könnten sehr viel 
mehr Personen gut qualifizieren und dafür geben wir zu wenig Geld aus, und das gilt ge-
rade hier im Grenzbereich. Die Kollegin Zimmermann hat das heute Morgen mit dem Bei-
spiel der Verlagerung angesprochen. Auf der einen Seite wandern immer mehr qualifi-
zierte Leute ab, auf der anderen Seite haben wir immer weniger Arbeitsplätze für gering 
Qualifizierte, die in den Grenzregionen bleiben. Ich denke, da liegen die wichtigen Aufga-
ben. 

Noch ein anderer Aspekt: Wir werden in Europa keinen einheitlichen Arbeitsmarkt haben, 
wir haben auch in Deutschland keinen einheitlichen Arbeitsmarkt. Aber wir brauchen zu-
mindest institutionell einheitliche Regeln, die damit verbundenen Probleme hat Herr Kau-
len heute Vormittag aus den westlichen Regionen anschaulich erläutert. Wir müssen in 
grenzüberschreitende Infrastrukturen für die Arbeitsmärkte investieren, damit wir offene 
Räume zumindest in den grenznahen Regionen schaffen. Hierin sehe ich eine wichtige 
Voraussetzung dafür, dass Grenzregionen als Nahtstellen der Erweiterung funktionieren 
können. 
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Dr. Paul Oehlke: Ganz kurz zu dem Argument, wir müssen mehr in Bildung investieren. 
Das ist natürlich richtig. Aber, Herr Hönekopp, haben Sie nicht gerade darauf hingewie-
sen, dass immer mehr qualifizierte Arbeitskräfte abwandern? Qualifizierung wird zu einer 
Subvention für andere, wenn hier die entsprechenden Arbeitsplätze fehlen. Qualifizie-
rungspolitik muss daher mit anderen Politikbereichen wie der von Ihnen genannten Be-
schäftigungs- und Wirtschaftspolitik verzahnt werden. Sehen wir uns das Beispiel Finn-
land an, das in diesem Zusammenhang immer wieder genannt wird. Finnland ist überall 
Nummer Eins. Das liegt aber nicht nur an der Bildungspolitik, sondern auch an der Ar-
beits-, Wachstums- und Strukturpolitik. In Finnland finden wir einen integralen Strategie-
Mix, der es möglich gemacht hat, sowohl anspruchsvolle Arbeitsplätze zu schaffen als 
auch das faktische Renteneintrittsalter auch ohne gesetzliche Veränderungen zu erhöhen. 
Ich möchte also davor warnen, auf Qualifizierungspolitik allein zu setzen. 

 

Elmar Hönekopp: Ich stimme Ihnen zu. Ich habe gesagt, wir müssen investieren, nicht nur 
in Köpfe, sondern auch in Infrastrukturen. Und Sie haben Recht, wenn Sie sagen, dass 
dazu auch andere Politikfelder gehören. 

 

Dr. Kurt Hornschild: Wir sind da bei einem ganz zentralen Thema. Mich ärgert es, wenn 
die Arbeitsmarktpolitiker sagen, die Leute sind zu teuer, also müssen die Kosten gesenkt 
werden, um mehr Beschäftigung zu schaffen. Auf der anderen Seite stellt man fest, dass 
die gering Qualifizierten arbeitslos sind, also werden sie qualifiziert. Ich möchte das mal 
anders herum ausdrücken: Der Selektionsmechanismus im Produktionsprozess funktio-
niert, die weniger Qualifizierten werden aussortiert. Also müssen wir mehr Nachfrage 
nach Arbeit schaffen. Als Innovationsforscher sage ich, das wird uns nur gelingen, wenn 
wir in Deutschland neue Industrielebenszyklen entwickeln. Wir sind bei den traditionellen 
Industrien noch ganz gut, aber wenn wir uns mal die marginalen Bereiche ansehen, in 
denen die Musik spielt, da sieht Deutschland gar nicht mehr so gut aus. Wir können uns 
Erhaltungssubventionen nicht mehr leisten. Wir müssen strategischer vorgehen, wir müs-
sen nicht nur mehr investieren in Bildung, in Forschung und in innovative Rahmenbedin-
gungen, sondern wir müssen gleichzeitig auch reformieren. Damit meine ich, dass wir es 
wirklich besser machen müssen als andere, viel mehr in die Zukunft investieren müssen, 
d. h. nicht Deregulierung sondern Re-Regulierung. Vielleicht geben uns die Grenzregio-
nen sogar eine besondere Chance, wenn es hier gelingt, die Märkte besser zu begreifen, 
offensiv anzugehen. Dann entsteht auch mehr Beschäftigung und weniger Angst. 

 

Peter Herrmannsen: Herr Prof. Ribhegge hat vorhin gesagt, dass die Pro-Kopf-Ausgaben 
in Bildung in Mecklenburg-Vorpommern im Bundesvergleich mit die Niedrigsten seien. Ich 
habe zwar die aktuellen Zahlen hier nicht verfügbar, aber diese Zahlen sind nicht so aus-
sagekräftig, wie es vielleicht den Eindruck macht. Mecklenburg-Vorpommern hat im Ver-
hältnis Schüler-Lehrer die besten Relationen. Auch die Hochschulen in Mecklenburg-Vor-
pommern sind finanziell gut ausgestattet, darauf weisen auch die Hochschul-Rankings 
hin. Ich denke, wir sollten nicht nur auf die Zahlen gucken, sondern auch auf die Qualität 
und auf die erzielten Fortschritte. 

Ich möchte noch auf einen weiteren Aspekt eingehen. Mehr Flexibilität und Qualität in der 
Ausbildung ist auch mit der Gefahr verbunden, dass die gut Qualifizierten abwandern, weil 
hier kein konkurrenzfähiges Gehaltsniveau im Vergleich zu den westdeutschen Bundes-
ländern gezahlt wird. Wir haben das ganz konkret schon im Bereich der Gastronomie zu 
spüren bekommen: Die hoch qualifizierten Kräfte verlassen schnurstracks das Land. 
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Jörg Hentrich: Ich möchte noch einmal an das Bild von Dr. Hornschild erinnern: Die euro-
päische Erweiterung als organisatorische Innovation, die neue Rahmenbedingungen setzt 
und neue Chancen eröffnet – die Grenzen sind passierbar. Das ist gut so, hat aber zahl-
reiche wirtschaftliche, soziale und politische Implikationen. Dr Oehlke hat vom notwendi-
gen Strategie-Mix gesprochen, Dr. Hornschild von einer notwendigen Re-Regulierung. Wir 
haben auf diesem Podium Erwartungen an die Wirtschafts- und Strukturpolitik, an die Ar-
beitsmarkt- und Bildungspolitik, an die Forschungs- und Innovationspolitik diskutiert und 
einen sehr komplexen Handlungsbedarf festgestellt. Diese Komplexität ist schwer be-
herrschbar. Deshalb setzen wir so große Hoffnungen auf die räumlich überschaubare Re-
gion als Handlungsfeld. Können die Regionen diese Aufgaben bewältigen, welche Rah-
menbedingungen brauchen sie, Herr Prof. Henckel? 

 

Prof. Dr. Dietrich Henckel: Ich bin sehr skeptisch, ob die Regionen dies alles aus eigener 
Kraft bewerkstelligen können. Damit sind wir einerseits bei der EU-Förderung und bei der 
Frage: Welche Rolle kann und muss die EU-Förderung spielen, um die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit zu unterstützen? Andererseits müssen wir angesichts der sich 
entleerenden Regionen entlang der deutsch-polnischen und der deutsch-tschechischen 
Grenze nach der Tragfähigkeit der regionalen Zusammenarbeit für die absehbare Zukunft 
fragen. Ich denke, dass es für die nächste Zeit eine gewisse Konzentration der regionalen 
Zusammenarbeit und auch ihrer Förderung auf größere Raumeinheiten geben muss. Die 
Städte werden dabei als Anker im Raum wirken müssen, denn wir werden es uns auf 
Dauer nicht leisten können, die flächenhaften, dünn besiedelten und sich weiter entlee-
renden Regionen zu fördern. Wir werden hier also Akzente setzen und die Förderung 
konzentrieren müssen. 

 

Dr. Kurt Hornschild: Was Herr Prof. Henckel gesagt hat, klingt zwar hart, aber so ist es 
nun einmal. Die Attraktivität der Standorte ist so wie sie ist, und das müssen wir akzeptie-
ren. Ansonsten müssen wir die Diskussion über Erhaltungssubventionen führen. Was die 
Region selbst nicht ändern kann, das muss sie hinnehmen. Das heißt nicht, dass es keine 
Gestaltungsspielräume gibt – die gibt es immer. Aber das Geld wird knapper und man 
wird es nur dort einsetzen, wo man Wachstumspotenziale vermutet. Die Regionen werden 
sich also sehr genau überlegen müssen, wo sie Wachstumspotenziale haben und werden 
sich darauf einstellen müssen, dass die Fördergelder selektiver ausgegeben werden. 
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